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ine geopolitifche Unterfuchung ber Judenfrage, oder genauer: der Frage 
iner Sudenheimftatt muß, unabhängig von allen tagespolitifchen Cr: 
dägungen, zunächft von der Tatfache ausgehen, daß alle bisherigen 
Dungsverfuche einige Grundgegebenheiten übergehen oder zu verfchleiern 
erjuchen. Man kann die Juden der Welt nicht in Paläftina anfledeln — 
Abft wenn Die Araber es wollten. Das Land ift viel zu Hein, zu arm, 
wpolitifch zu fehr gefährdet. Die Welt drängt nachgerade auf eine Gefamt- 
fung der Sudenfrage, nicht auf Teilmaßnahmen. Unfer Einleitungs: 
uffaß aus der Feder von VW. Borgman legt die geopolitifchen Voraus: 
sungen der bisherigen Verfuche und Vorfchläge dar, 


infer Mitarbeiter R.Nomwar fegt feinen Überblict über die Lage in den 
tantender ehemaligen Tichecho,Siomakei mit einer Wertung der politifchen 
nd geopolitifchen Struktur der Slowakei fort. Sie vermittelt ein gutes 
ld der gewaltigen Schwierigkeiten, in welche das flomwafifche Volk 
d feine Führung geftellt find, 


don chinafreundlicher Seite, Chr, Kröger, dem wir früher fchon wert: 
le Berichte aus unmittelbarem Kriegserleben verdankten, folgt eine 
Iberficht über die Lage Chinas nach dem Fall von Hankom und Kanton. 
Die wirft Die Frage auf, ob Sapan den Kolog China Halten könne, wenn 
8 die einzige wirklich flarfe Regierungsgewalt, den Marfchall Tichiang 
laiihef, zerichlagen würde, 


Bahrend die Nugen Europas ftärker auf die Nandgebiete Chinas gerichtet 
md, vollzieht fich im Inneren, in der Mongolei, eine fehr bedeutfame 
niwielung, Mir freuen ung, aus erfter Hand einen Bericht mit vielen 
isher faft unbekannten Einzelheiten von unferem ftändigen Mitarbeiter 
R. Warned bringen zu können; wir feßen ihn im zweiten Heft fort. 

die Beilage 
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sied Diesmal eingeleitet mit einer Unterfuchung Wolfgang Volwaffens 
ber „Birtihaftsplanung und Yußenhandelslenkung in Italien”, die die 

&, „nachabeffinifche” Wirtfchaft Italiens unter die Lupe nimmt, Der 
ı Mailand anfäffige Autor ift in jeder Hinficht berufen, Darüber fachlich 
ii Urteile abzugeben. Langer eigener Unfchauung entipringt auch 
e ausgezeichnete Studie Irmgard Beder de Urlandig’ über Die 

tobleme der flantlichen Mirtfchaftslentung auf Island”, während 
jeinz Penslin feine Gedanken über das internationale Zinntartell aus 
m unmittelbaren Soniakt mit dem Londoner Zinnmarft gewinnt. Die 
Derfchau Arnold Seiferts behandelt in diefer Nummer am Beifpiel 
Schweiz die europäifche Diffonanz: „partielle” oder „totalitäre” faatz 
e Lenkung. 


tefem Heft Viegt das Inhaltsverzeichnis zum IT. Halbjahresband 
38 bei, 


Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes: 


3.3. Borgman, Kilo (Finnland) — Korvettenkapitän Hans Fu 
Kiel, Zorftweg 16 — Dr. Albrecht Haushofer (AG), Berlin SW 
Milhelmftr. 23 — Prof. Dr. Karl Haushofer AG), Münden, 
berger Str. 18 — Hans Hummel (AUG), Wufterhaufen (Doffe), 
firaße 16 — Dr. Robert Nowat, Wien XIX., Agnesgaffe 15 
Ing. Chriftian Kroeger, Hongkong, P. DO. Bor 93 — Dr. Schm 
AUG), Bethel b. Bielefeld, Landgrafweg4 — Siegfried Warı 
Anfchrift durch den Verlag — Prof. Dr. E.Wunderlih (AfE.), Stutt; 
Technifche Hochfchule, Geographifches Inftitut. 

Die Bezeichnung (AfG) hinter dem Namen bezeichnet die Mitgliedschaft des Verf 
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F. W. BORGMAN: 
Palästina, Birobidjan oder Madagaskar? 
Eine geopolitische Untersuchung 


WW‘ bekannt, bildet eines der brennendsten Gegenwartsprobleme die soge- 

nannte Judenfrage, d.h. die Stellung des im Laufe der Jahrhunderte zu 
bedeutender Kopfzahl angewachsenen, aber einer eigenen nationalen Heimat ent- 
bekrenden und daher in der Zerstreuung in den verschiedensten Ländern wohnen- 
den jüdischen Volkes. 

Infolge ihrer stark ausgeprägten, auch im Gastaufenthalte in der Fremde durch 

viele Jahrhunderte bewahrten rassischen Sonderart, die das Aufgehen in den Gast- 
völkern verhindert, sind die Juden mit wachsender Volkszahl in immer ausgepräg- 
terem Maße von den Nationen, in deren Mitte sie weilen, als Fremdkörper empfun- 
den worden. Dieser Umstand hat nicht nur als Reaktion den sogenannten Anti- 
semitismus hervorgerufen, sondern auch im Judentume selbst die Erkenntnis der 
Unhaltbarkeit des gegenwärtigen Zustandes geweckt und eine starke politische Be- 
wegung, den Zionismus, ausgelöst, der die Repatriierung des jüdischen Volkes 
erstrebt. 
. Ihren ersten greifbaren Erfolg erzielte diese Bewegung unmittelbar nach dem 
‚Weltkriege. Großbritannien stellte Palästina, über das es in Nachfolge der tür- 
kischen Staatshoheit ein Völkerbundsmandat erhalten hatte, der jüdischen Einwande- 
rung zur Verfügung, der hier Gelegenheit zum Wiederaufbau eines nationalen 
Heimlandes gegeben werden sollte. Der daraufhin einsetzende Strom jüdischer Kolo- 
nisten führte aber zum Zusammenstoß mit der in Palästina ansässigen arabischen 
Bevölkerung, der bereits so scharfe Formen angenommen hat, daß die Durch- 
führung einer erweiterten jüdischen Kolonisation in Richtung auf einen jüdischen 
Nationalstaat gänzlich in Frage gestellt ist. Diese Tatsachen sind — nicht zumindest 
durch ihre Aktualität in unseren Tagen — durchweg bekannt. 

Weniger bekannt ist, daß auch der Sowjetstaat, die UdSSR, in propagandisti- 
scher Konkurrenz zu der sogenannten bürgerlichen Welt, im Fernen Osten am 
Amurstrand mit der „Jüdischen Autonomen Sozialistischen Sowjet-Republik Biro- 
bidjan“ innerhalb seines Staatsverbandes ebenfalls einen Raum zur Verfügung ge- 
stellt hat, wo seiner jüdischen Bevölkerung Gelegenheit zum Aufbau eines (mar- 
xistisch gefärbten) Nationalstaates gegeben werden soll. 

Zu diesen beiden Projekten gesellt sich neuerdings noch ein drittes: die jüdische 
Kolonisation auf Madagaskar. Hier versucht vor allem die polnische Regierung 
ihre starke jüdische Bevölkerung abzusetzen; sie steht zu diesem Zwecke mit der 
französischen, die die Staatshoheit über Madagaskar besitzt, in Verhandlung. 

Zeugen einerseits diese an drei verschiedenen Stellen angestrebten Lösungsver- 
suche von der immer stärker empfundenen Notwendigkeit der Repatriierung der 
Juden, so geht andererseits daraus auch die Zersplitterung und Unsicherheit hervor, 
die in der Frage des Wo und Wie herrscht; es erscheint angezeigt, das jüdische 
Repatriierungsproblem ganz unvoreingenommen einmal einer 'wissenschaftlich-geo- 


politischen Untersuchung zu unterziehen. 
I 
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Karte 3. Vergleich von Lage und Klima 


Von den besten Kennern wird die Gesamtzahl des jüdischen Volkes mit unge- 
fähr ı6 Millionen auf der ganzen Erde angenommen, davon über 9,5 Millionen in 
Europa. Ihre Verbreitung ist ungleichmäßig. Die in Europa ist auf Karte ı dar- 
gestellt. Polen und die östlichen Länder stehen an der Spitze. 

Vergleichen wir mit dieser Gesamtvolkszahl die Größe der in Frage kommenden 
Siedlungsterritorien, so scheiden schon hier Palästina und Birobidjan als unzu- 
reichend aus. Mit nur 26000 qkm beherbergt Palästina schon heute ı 140000 Ein- 
wohner (davon 400000 Juden), hat also eine Volksdichte von 44 pro qkm. Bei Biro- 
bidjan!) liegen die Ziffern an sich günstiger. Auf ca. 37000 qkm kommen 
42000 Einwohner. Das sind zwar nur ı,ı pro qkm. Aber schon die Juden Ruß- 
lands (2,6 Millionen) würden die Bevölkerungsdichte auf 70 herauftreiben. Allein 
Madagaskar weist eine Größe auf, die zur Gesamtzahl der Juden in angemessenem 
Verhältnis steht. Mit seinen 616000 qkm größer als die Iberische Halbinsel (586 000), 


1) Birobidjan (siehe Karte 5), so genannt nach den beiden Amurnebenflüssen Bira und 
Bidjan, die es durchfließen, wurde 1934 zum Range einer autonomen sozialistischen Sowjet- 
republik erhoben. (A.SS.R.) 1926 bestand seine Bevölkerung aus 27 350 Russen, 3000 Ukrainer, 
3200 Koreanern und 2700 Juden. Am Ende des ersten Fünfjahresplans (r928—1933) waren 
als erste Kolonistenwelle 7000 jüdische Kolchoslandarbeiter angesiedelt. 

j* 
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und der größte nichtrussische europäische Staat geben ihr 3 800 000 Einwohner ei 
Dichte von 6 pro qkm, und selbst die Gesamtheit aller auf dieser Erde lebend: 
Juden würde sie nur auf 30 steigern. An Raumweite auch für fortgesetztes Wacl 
tum mangelt es nicht. 

Die auf Lage und Klima bezüglichen Daten enthält Karte 3. Palästina liegt zw 
im Mittelmeerbecken, weist aber in seinem Süd- und Ostteil ein sehr trocken« 
wüstenartiges Klima auf. Das Mittel der Temperaturschwankungen macht 8 
ı8 Grade aus. Birobidjan, zwischen dem 48. und 50. Grad nördlicher Breite, 
großen jährlichen Temperaturschwankungen unterworfen (40-50 Grad). Se 
Klima ist ein ausgesprochenes kaltes Landklima, ähnlich dem sibirischen. Na 
einigen Angaben (die Unterlagen über Birobidjan sind zum größten Teil wide 
sprechend) gehört Birobidjan noch zur Zone der „ewigen Gefrornis“, in der d 
Boden in der Tiefe auch im Sommer nicht auftaut. Die Niederschlagsmenge ist L 
friedigend, besteht aber zu einem großen Teile aus Schnee, der 3—6 Monate d' 
Boden bedeckt. Madagaskar zeigt ein außeräquatoriales Tropenklima von ung 
meiner Temperaturstetigkeit. Gemildert durch den umgebenden Ozean, steigt Wi 
ter wie Sommer die Temperaturmittelkurve im Süden nicht über 30 Grad, währe 
sie im Norden, auf den Äquator zu, einige Gradstriche höher ist. Das Mittel 
Wärmeschwankung beträgt knappe 5 Grad. An Niederschlägen mangelt es nic 
doch bestehen große Unterschiede. Norden und Osten weisen über 2000 mm au 
gegen den Südwesten nehmen sie bis auf unter 5oomm ab. Dieser große Wech. 
ist für zukünftige Kolonisation ein großer Vorteil, indem er verschiedenartige Kı 
turen ermöglicht. | 

Die vegetativen Verhältnisse und damit die Voraussetzungen für die Landwi 
schaft sind in kurzen Strichen folgende: In Palästina deckt sich die anbaufä 
Zone im großen und ganzen mit dem niederschlagsreicheren Gebiet und schi« 
über dasselbe nur in der Mitte eine schmale Zunge in die nichtanbaufähige Wü: 
hinein. Eine Erweiterung des Anbaus auf den Südteil wäre mit künstlicher 1 
wässerung möglich. Hierzu aber steht kein Wasser zur Verfügung. Hauptgege 
stände des Anbaus sind Weizen, Apfelsinen, Grapefrucht, Wein, Tabak, Bananen | 
also mehr Garten- als Feldkultur. Wald fehlt fast völlig, ebenso über den Hai 
bedarf hinausgehende Viehhaltung. 

Birobidjans vegetative Decke besteht zu einem großen Teil aus Waldland « { 
amurischen Typs. Voraussetzungen für Holzwirtschaft sind gegeben. Längs 
Amur zieht sich eine ackerbaufähige Zone. Beide Zonen gestatten Viehzucht (Rii 
Schwein). Ein zahlreicher Wildbestand erlaubt, die Jagd als wirtschaftlichen Fi 
tor mit in Rechnung zu setzen. Das gleiche gilt vom Fischfang. 

Entsprechend seinen verschiedenen Niederschlagszonen weist Madagaskar 
schiedengeartete Vegetationszonen auf, vom immergrünen tropischen Regen 
und feuchtheißen Hochweiden bis zur Savannen- und lichten Waldzone und Gr 
steppe der Tropen. Dementsprechend weist seine pflanzliche und tierische P' 
duktionsliste ein ungemein reiches Aussehen auf: Kautschuk, Reis, Gewürze, Vani 
Kaffee, Wein, Baumwolle, Seide, Tabak, Hanf, Edelhölzer, Schildpatt, Roßhaa 
Leder, Kopalharz, Wachs, Zuckerrohr, Kokosprodukte u. a. Würde man in ei 
zehnpunktigen Wertskala, die die klimatisch-vegetativen Vorraussetzungen z 
Ausdruck bringen soll, eine Einreihung vornehmen, so würde Palästina etwa 
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zwei, Birobidjan mit vier, Madagaskar aber mit neun, wenn nicht gar mit zehn zu 
bewerten sein. 
Auch bei den Schätzen in der Erde geht Madagaskar mit dem ‚ersten Preise ab: 


Madagaskar: Birobidjan: Palästina: 
Antimon Kohle Eisen Asphalt 
Blei Kupfer Graphit Eisen 
Edelsteine Mangan Kohle Kohle 
Edelhölzer Nickel Gold Kupfer 
Eisen Schwefel Phosphate 
Gold Zink Salz 
Graphit Zinn Schwefel 


Ein mengenmäßiger Vergleich ist wegen Fehlens zuverlässiger Unterlagen und 
der noch großen Unerforschtheit, besonders von Madagaskar und Birobidjan, nicht 
möglich, doch bietet schon a priori ein Raum von über 600000 qkm größere Aus- 
sichten als einer, der ein Zwanzigstel desselben beträgt. Auffällig ist das allen drei 
Gebieten gemeinsame Fehlen von Öl, oder besser gesagt die bisherige Nichtent- 
deckung. 

* 


Ebensowenig wie der einzelne Mensch innerhalb seines gesellschaftlichen Rah- 
mens ein nach außen abgeschlossenes Dasein führen kann, sind die Nationen und 
Staaten dazu imstande. Wollen wir daher ein richtiges, unverzerrtes Bild der Mög- 
lichkeit gewinnen, die die drei hier behandelten Gebiete als eventuelle selbständige 
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Karte 4. Palästina und seine geopolitischen Hintergründe 


6 Aufsätze | Heft‘ 


Staatswesen im Sinne einer nationalen Heimat des jüdischen Volkes aufweisen, s 
müssen wir auch die großen geopolitischen Hintergründe aufzeigen, vor denen si 
gelagert sind. | 
Wir erwähnten schon eingangs, daß Großbritannien es war, das sein bei Welt 
kriegsende erhaltenes Völkerbundsmandat über Palästina der jüdischen Immigratio: 
zur Verfügung stellte. Diese Haltung Englands wird weitgehend dahin ausgelegt 
als trete es damit als Schutzherr und Förderer eines wiederentstehenden jüdische: 
Nationalstaates in Palästina auf. Es bedarf aber nicht vieler Scharfsicht, um unte 
dieser in der Politik so ungewöhnlichen altruistischen Geste die wahren realpoli 
tischen Interessen zu entdecken, die England zu dieser Haltung veranlaßt haben. D 
ist zunächst einmal das Mosulöl. Es war zu Beginn des Weltkrieges zu 75% in eng 
lischen, 25% in deutschen Händen; 1916 gelingt es den Franzosen, sich hineinzu 
schieben. Die hierauf folgende englisch-französische Auseinandersetzung schließt m; 
einer Teilung. Bis zum Euphrat laufen die in Kirkuk beginnenden Ölleitungen noc 
nebeneinander. Dann aber streben sie getrennt der Mittelmeerküste zu. In Tr 
polis endet die nördliche, französische. Das französische Mandat Syrien bildet d: 
territorielle Unterlage und Fassade, Haifa die englische und Palästina spielt hier d! 
gleiche Rolle wie Syrien. Da aber große macht- und wirtschaftspolitische Inte: 
essen gerne ein getarntes Dasein führen, nimmt es weiter nicht wunder, daß sic 
England des Zionismus annahm. Während es gegen den politisch wiedererstarkende 
arabischen Islam äußerlich die jüdische Palästinakolonisation verteidigt, kämpft | 
in Wirklichkeit für seine Ölleitung. Und nicht nur für diese, denn in der südös 
lichen Mittelmeerecke laufen noch weitere, wichtigere Fäden des britischen Wel 
reiches. Die große maritime Rochadelinie durch das Mittelmeer, den Suezkanal ur 
das Rote Meer nach Indien, Australien und dem Fernen Osten (siehe auch Karte 6 
Sodann die großen Luftrochadelinien, die — von London über Marseille—Athen- 
Mirabella (Kreta) herkommend — sich in die Linie nach dem Kap und die Indisc! 
Australisch-Fernöstliche gabeln. | 
Nun aber hat sich die Stellung Englands im Mittelmeer seit der Erstarkung It 
liens und besonders seit dem abessinischen Feldzuge verschoben. Malta kommt : 
Hauptstützpunkt nicht mehr in Frage. Das maritime Schwergewicht mußte aus de 
Zentrum an die Ausgänge verlegt werden. Im Osten stehen zur Verfügung Cype 
— etwas weit ab —, Port Said — auch nicht mehr so ganz felsensicher seit 
wachsenden Selbstständigkeit Ägyptens und dem Augenblick, wo durch den Sue 
kanal auch die koloniale Seerochade Italiens läuft. Bleibt aber noch Haifa in P 
stina, Ende der Ölleitung und ausbaufähige Reede. Neuere Nachrichten besag 
zwar, daß sich England zum stärkeren Ausbau von Port Said vor Haifa entschlo: 
hat. Dennoch verbleibt letzteres ein machtpolitischer Stützpunkt ersten Ranges f 
das Imperium; wir dürfen überzeugt sein, daß zu seiner Behauptung nichts vef 
säumt werden wird. Dies schließt jedoch nicht ein, daß England diesen Realzwe 
mit der Tarnfassade eines jüdischen Nationalstaates in Palästina identifizieren wi: 
Im Gegenteil deutet die jüngste Haltung der britischen Staatsleitung darauf hin, 
sie — um eine weitere Herausforderung des erstarkten arabischen Islam zu v 
meiden — diese geschilderte Verkopplung britischer und jüdischer Interessen 
modifizieren gedenkt. Damit aber wäre früher oder später die zionistische Idee, d 
die Aufrichtung eines jüdischen Volksstaates auf dem traditionellen Boden Pa 
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stinas, gescheitert. Denn daß nur britische Maschinengewehre und Tanks es sind, auf 
die sich machtpolitisch die jüdische Kolonisation in Palästina stützt, läßt sich so- 
gar aus der Karte herauslesen. Fast durchweg folgt die jüdische Siedlung dem 
Laufe der Eisenbahnlinien als Rückgrat westlich-englischer Macht. Nur wenige kolo- 
niale Enklaven befinden sich außerhalb dieser Zone. 

Auch Birobidjan weist die beiden in der geopolitischen Mentalität Palästinas 
hervortretenden Eigenschaften auf: Fassade eines seiner Eigenidee fremden Ge- 
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Karte 5. Birobidjan und seine geopolitische Lage 


lankens zu sein und in einer politisch höchst bedeutsamen Zone zu liegen. Hier aber 
lient das vorgebliche Wohlwollen gegenüber dem jüdischen Bedarf einer natio- 
ıalen Heimstätte (das wie die ganze Nationalitätenpolitik des UdSSR. nur rein 
ropagandistischen Gesichtspunkten entspringt) nicht zur Tarnung der raumpoli- 
ischen Interessen; im Gegenteil stellt die exponierte Lage den Geopolitiker der 
lüdisch Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik vor ein Rätsel. Von jeher 
— lange noch bevor die russische Expansionspolitik im Fernen Osten in die seit der 
ahrhundertwende bestehende scharf-akute Gegensätzlichkeit mit Japan geriet, bil- 
leten die Amurufer eine Zone höheren politischen Wertes, was in der bekannten 
ypisch russischen Grenzschutzorganisation, den sogenannten Kasakenlinien, zum 
\usdruck kam. Zwischen den sogenannten Sabaikal- (Transbaikal-) Kasaken südlich 
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des Baikal und den Ussurikasaken längs der Westgrenze des Küstengebiets lag « 
„Linie“ der Amurkasaken. 

Nun hat sich weder die geopolitische Bedeutung dieser Grenzzone a 
noch ihre militärische Sicherung. Im Gegenteil. Über Mandschukuo drückt hei 
Japan unmittelbar auf diese Amurflanke, und diesem Druck hat die UdSSR. mi 
tärisch in einem Ausmaße Rechnung getragen, das in der sensationellen Sprac 
der Zeitungen in Schlagzeilen wie „Maginotlinie des Fernen Ostens“ und ähnliche 
zum Ausdruck kommt. Was gerade hier, mitten auf dem empfindlichen amurisch 
Glacis, die russische Staatsleitung zur Gründung eines jüdischen Staatsgebilt 
veranlaßt hat, entzieht sich jeder logischen Vermutung, wenn man nicht die A 
sicht in Rechnung stellt, das Weltjudentum zum Schutz der russischen Fern 
stellung mobil zu machen! 

Madagaskar liegt abseits der heutigen Hochspannungszonen der Politik. 
wohl Glied des französischen Kolonialreiches, verbleibt es außerhalb großer gi 
politischer Kombinationen. Weder gehört es zum großen französischen kolonia) 
Block im Nordwesten Afrikas noch kommt es als Verbindungsglied der asiatisch 
kolonialpolitischen Linie Frankreichs—Syrien—Indochina in Frage. Eher liegt 
madagassische Insel für Englands Rochadelinien günstig: Kap-Indien oder Ki 
Singapore, zwei Strecken, die durch die Schwächung der englischen Mittelm | 
stellung wieder erhöhte Bedeutung erhalten werden. Aber th hier bildet Ma 
gaskar nicht die einzige Zwischenetappe: in Mauritius besitzt Großbritannien bert 
den Halbwegsstützpunkt, dessen Fehlen Wünsche der britischen Politik auf M ; 
gaskar auslösen könnte. 

So von den Besitzwünschen der großen Kolonialpolitik wenig berührt, ist Ma 
gaskar als eventuelle Raumunterlage für einen jüdischen Nationalstaat doch 
ganz frei von geopolitischen Hindernissen — auch wenn wir zunächst einmal g 
von dem französischen Besitzrechte absehen. Sie liegen auf innerpolitischem 
biete. Von den 3,8 Millionen Einwohnern sind zwar nur etwa 20 000 weiß, größt 
teils Franzosen, mehr zeitweilig dort ansässig (Beamte, Kaufleute, Militärs) di 
dauernd (Siedler). Ihre Entfernung würde sich ohne große Reibungen vollzie4 
können. Was die einheimische Bevölkerung (negroide Sakalaven an der Westküi 
malaische Hova an der Ostküste) betrifft, kommt dieses Mittel natürlich nicht 
Frage. Hier müßte jede Antwort über ihr Schicksal in einem jüdischen Natiof 
staate der Entwicklung überlassen bleiben,’ die zum Untergang, Assimilation, 
auch — Palästinas gegenwärtige Kämpfe lassen auch diese Möglichkeit theoretif 
wenigstens in Rechnung setzen — zu nationaler Erstarkung und damit Scheitfl 
jeder jüdischen Kolonisation führen kann. Zu diesem bevölkerungspolitischen E 
tor gesellt sich der religionspolitische. Madagaskars Bevölkerung ist von jeher 
jekt starker Missionstätigkeit gewesen. 500000 größtenteils methodistische 1 
testanten erinnern an die englisch-französische Rivalität um den Besitz der Insel 
vorigen Jahrhundert, wo die weiße Mission eins der Hauptinstrumente darstef} 
mit dem die britische auf den Besitz der Insel abzielende Politik arbeitete. Fre 
reich hat trotz nunmehr fast ein halbes Jahrhundert dauernder Herrschaft hier If 
Gegengewicht schaffen können. Die Zahl der von der katholischen Mission er-# 
ten Eingeborenen macht kaum ein Zehntel der protestantischen Konkurrenz 
Dagegen hat und gewinnt eine andere Religion fortgesetzt Boden: der Islam. 
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Karte 6. Madagaskar und seine Lage in der großpolitischen kolonialen Geostruktur 


Daß er ein Faktor ist, den wir nicht nur in seinem Heimatlande Arabien ernstlich 
in Rechnung zu setzen haben, zeigt der Vergleich der afrikanischen Religionskarten der 
letzten Jahrzehnte. Weit über das semitische Rassengebiet hinaus befindet sich der Islam unter 
der eingeborenen Negerbevölkerung Afrikas in starkem Vormarsch, und hat auch auf Mada- 
gaskar starke Wurzeln geschlagen. Er ist aber nicht nur in der Offensive, sondern auch in 
der Defensive sowohl den eingeborenen Kulten als der europäischen Mission überlegen: sein 
fanatischer Charakter hat bisher mit verschwindenden Ausnahmen die Rückeroberung einmal 
gewonnenen Geländes erfolgreich verhindert. Dieser Umstand wird einer eventuellen jüdischen 
Durchdringung Madagaskars mehr hinderlich sein als die sich aus der rassischen Verschieden- 
heit ergebenden Hindernisse. 

* 


Hier an einem Punkt angelangt, wo letzten Endes nur noch Vermutungen mög- 
lich sind, erhebt sich die Frage, ob überhaupt die hier vorgenommene Erörterung 
des Problems nicht verfrüht ist. 

Sie ist es nur für den, der das hier behandelte Problem der Repatriierung der 
Juden lediglich aus dem Gesichtswinkel der Fragestellung unserer Überschrift: 
Palästina, Birobidjan oder Madagaskar? auffaßt. Noch sind die beiden genannten 
Kolonisationsversuche nicht über ein experimentelles Stadium hinausgekommen, 
und das mit Madagaskar hat nicht einmal begonnen. Dennoch war die vorgenom- 
mene geopolitische Untersuchung auch innerhalb dieses Rahmens nicht unbefugt, 
weil sie allein Antwort geben konnte auf die Kernfrage: ob und wo überhaupt die 
Gründung eines alle Juden umfassenden Nationalstaates möglich sei. Diese wich- 
tigste, alle beteiligten Völker (Gastvölker der Juden und nicht zuletzt diese selbst) 
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angehende Grundfrage aber ist bisher bei den dargestellten begonnenen und begin- 


nenden Experimenten unbeachtet geblieben und zweitrangigen Gesichts-; 


punkten untergeordnet worden. 

In Palästina dient die Idee der Errichtung eines jüdischen Hain als Fası 
sade macht- und wirtschaftspolitischer Interessen Großbritanniens, ai 
darum, daß weder der Raum noch seine natürliche Ausstattung auch nur entfernt! 
die Unterlage für eine derartige Bildung abgeben kann. \ 

Das gleiche gilt von Birobidjan, a priori nur als Heim der russischen Judei | 
gedacht und EN innersten Impuls nicht jüdischem Nationalwillen, sondern sowjet 
russischen Propagandagründen seine Existenz verdankend. 

Der nach den bisherigen Meldungen beabsichtigten jüdischen Kolonisation auf! 
Madagaskar 1) liegen auch zunächst nur negative Motive zugrunde: der Wunsch dee! 
polnischen Staates, die Evakuation seiner hdischen Bevölkerung einzuleiten. Obwohl] 
klie Stärke dieser negativen Abwehrmaßnahme (gegen überhandnehmende Ver-| 
judung) nicht unterschätzt werden soll, ja ihr — wie schon das biblische ägyptische| 
Beispiel weist — die initiativweckende Rolle zukommt, fehlt noch ein wichtiges Er: 
fordernis: der positive Nationalwille der Juden selbst in weitem Umfange. Die ge, 
ringen Ansätze, die in dieser Richtung vorhanden (Zionismus), richten sich dazu au 
einen Raum, der die ernsthafte Verwirklichung einer jüdischen Nationalstaatsidee 
aus praktischen Gründen völlig ausschließt. | 

Die erforderliche Umstellung dieses aus verständlichen, aber überholten tradition 
nellen Gründen auf Palästina gerichteten jüdischen Nationalwillens auf einen anıl 
deren Raum wird auch kaum geeignet sein, denselben zu fördern. Die jetzt schor 
zu beobachtende experimentartige Splitterung liegt aber am wenigsten im jüdischerf 
Interesse. | 

Wie sich die Dinge nun einmal entwickelt haben, steht nicht zu erwarten, daf: 
sich die infolge der jüdischen Bevölkerungszunahme rein defensive, ablehnendd 
Stellung der Gastvölker ändern wird. Sie wird auch die Teile des Judentums, die 
heute noch ein weiteres Gastdasein in anderen Völkern einer eigenen nationaler 
Existenz vorziehen, zu einer Änderung ihrer Auffassung veranlassen. Sie wird er- 
leichtert werden, wenn der Raum, der die zukünftige Heimat werden soll, nich! 
nur möglichst gute Daseins-, sondern auch Kalwicklungsonliehlent auf lange 
Zeit hinaus bietet. 

Bei Madagaskar ist dies der Fall. Die Verwirklichung an dieser Stelle aber setz; 
sowohl einen starken jüdischen Nationalwillen für dieses große und reiche Insel: 
land als auch eine große Haltung der französischen Regierung voraus, die hiermi 
nicht nur dem jüdischen Volke, sondern auch der gesamten Menschheit durch posi 
tive Lösung des immer brennender gewordenen internationalen Judenproblem: 
einen Dienst erweisen würde, der in den Annalen der Geschichte beispiellos wäre. 

Bei dem Stand der Dinge ist dies zunächst nur Wunsch. Gegenüber den beider 
anderen Experimenten aber hat er voraus, daß sich seiner Verwirklichung hier nich 
wie dort schon die natürlichen Verhältnisse mit einem gebieterischen „unmöglich! 
entgegenstellen. 


1) Zwischen der französischen und polnischen Regierung ist Ende 1937 ein Abkommen ge 
troffen, wonach Madagaskar der jüdischen Immigration geöffnet werden soll. Die erste Quct 
ist auf 30000 jüdische Familien festgestellt worden. 
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ls im Septemberheft dieser Zeitschrift, vor dem Wiener Schiedsspruch also, 

die Möglichkeit einer Regelung der übrigen Nationalitätenfragen der Tschecho- 
Slowakei auf Grund der Volksgrenzen und des politischen Willens der Bewohner 
erörtert wurde, fiel das Wort, die Landkarte werde dabei mehr als seltsam aussehen. 
Das ist nun eingetreten. Die ungarischen Volksgrenzen bilden im Norden Ungarns 
die Staatsgrenze, die ungarischen Ansprüche fanden fast zur Gänze — zu 90%, wie 
Außenminister Kanya sagte — Berücksichtigung. Zu 10% also ist Ungarn unbe- 
friedigt; die Slowaken wiederum trauern um den Verlust weiter Landstriche, mit 
denen insgesamt 272000 Slowaken und Tschechen unter ungarische Herrschaft 
kamen, sie trauern um wichtige Städte, besonders um Kaschau, das, wie sie sagen, 
niemals ungarisch bevölkert war und das wieder einmal zur Slowakei kommen muß. 
Nach den Berechnungen des Staatsamtes für Statistik in Prag hat die Tschecho-Slowakei an 


Ungarn ein Gebiet von zusammen ı1832 qkm mit 1026903 Einwohnern abgetreten. Davon 
sind i 


Tschechen und Slowaken .......... He A EN arena are 51578 
rpatenukrainer..... 0... 00 SON SOS Andere ee ee ER 15 547 
Scheel as „... 13481 Fremde Staatsangehörige .......... 34 868 
SE 587 558 


” Davon entfallen auf die Slowakei 10309 qkm mit 853 670 Einwohnern, die sich auf die 
einzelnen Volksgruppen folgend verteilen: 


Tschechen und Slowaken .......... DIN ESS UGS Nee 26151 
Berpatenukrainer:. ...02...0 00 1 AH der es ee 14 617 
BENSChor er auneena sen ale 8947 Fremde Staatsangehörige .......... 26 005 
RENT de So AA 503 980 


Vom Gebiet der Karpatenukraine (Karpatenrußland) wurden an Ungarn 1533 qkm mit 
173233 Bewohnern abgetreten. Von diesen sind 


Tschechen und Slewaken........... OA  TARREN, oa aaa wWRERBORB EAN 25 427 
Eempatenukrainer2....2........00.. 33:45 3.00 An deremeet nee ee 930 
SHUISENE= 06 Kon daReDdDe re. 4534 Fremde Staatsangehörige.........- 8 863 
SIE ea 83 578 


Auf dem bisherigen Gebiet der Slowakei wurden bei der letzten Volkszählung (1930) ins- 
gesamt 571988 Ungarn gezählt; nach dem Wiener Schiedsspruch verbleiben in der Slowakei 
noch 68008 Ungarn. In Karpatenrußland gab es 1930 109472 Ungarn, von denen 25894 
bleiben. Daß die Volkszählungen der Tschecho-Slowakei auf absolute Richtigkeit keinen An- 
spruch erheben können, was selbst von tschechischer Seite (Prof. Em. Rädl) zugegeben wird, 
sei hier nur kurz erwähnt. | 

Das Kartenbild des Gesamtstaates ist nun, nach Lösung der ungarischen Frage, 
allerdings sehr seltsam geworden. Die Gesamtlänge, d. h. die Ausdehnung in west- 
östlicher Richtung, wurde durch die Münchner Beschlüsse nur unwesentlich im 
Westen vermindert (der Wiener Schiedsspruch hatte überhaupt keinen Einfluß 
darauf), sie beträgt heute noch rund 850 km. Die Breite des Staatskörpers ist jetzt, 
nach Abtretung der ungarischen Gebiete, im Westen der Slowakei 120 bis 
ılo km, und verjüngt sich nach Osten zu, ungefähr in der Höhe von Poprad, auf 
nur 60 km. Von da an bis zum äußersten östlichen Ende des Staates (Jasina in der 
Karpatenukraine), auf einer Länge von ungefähr 320 km, hält sich die Breite in 
den Grenzen von 40—60 km. Wirklich ein seltsames Staatsgebilde —, wobei noch 
zu bedenken ist, daß es sich hier um ein besonders im östlichen Teil nur wenig 
gangbares Gebirgsland handelt, das von Obysovce an (vor Kaschau gelegen) auf einer 
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Länge von rund 260 km keine durchgehende Verbindung, weder Bahn noch Straße 
in west-östlicher Richtung besitzt. 

Der Umstand, daß durch den Wiener Schiedsspruch eigentlich beide Teile nich, 
ganz zufriedengestellt wurden, bestärkt die Meinung von der Gerechtigkeit der ge: 
fundenen Lösung —, und das ist sie auch, wenn nur die Volksgrenzen als Kriterium: 
zu gelten haben (was hier der Fall war). Freilich ist jede Partei immer ‚geneigt, auı 
wirtschaftlichen, verkehrspolitischen, gefühlsmäßigen oder anderen Gründen die 
Volksgrenzen zu ungunsten des anderen Teils zu verschieben. Bei der Auslappung 
und Verzahnung der Sprachgrenzen in diesem Raum ist eine vollkommen befrie: 
digende, ethnographische Lösung überhaupt nicht möglich, da immer eine Mindert 
heit des einen Volkes im Staat des andern bleiben muß. Planmäßige Umsiedlunger 
größeren Maßes, die diesem Übelstand abhelfen könnten, will man aber hier nich 
durchführen. Das ist durchaus begreiflich, denn die ungelösten Probleme beide 
Länder, der der Slowakei wie auch Ungarns, sind so zahlreich und schwierig, dal 
man sie nicht ohne zwingenden Grund noch um eines vermehren wird. Nicht plant 
mäßige Umsiedlungen haben übrigens schon stattgefunden, doch wurden davoı 
hauptsächlich Tschechen betroffen, also kein hier bodenständiges Element. 

Was nun die neuen Grenzen der Slowakei anlangt, so wurden diese nur im Süden 
des Landes durch den Wiener Schiedsspruch festgelegt; die Grenze wurde dort ex 
heblich nach Norden verschoben. Die Grenze gegen Polen wurde erst später durci 
eine gemischte polnisch-tschecho-slowakische Kommission bestimmt, die ihre Arbei! 
am r. Dezember 1938 beendete. Das diesbezügliche Protokoll wurde in polnische 
und slowakischer Sprache ausgefertigt — das erste slowakisch geschriebene zwischerni 
staatliche Aktenstück. 

Die von Polen geforderte und von der Tschecho-Slowakei im Einvernehmen mit der RI 
gierung der Slowakei zugestandene Grenzregulierung umfaßt zunächst das Gebiet nördlich ve 
Cadca (im Westen der Slowakei); Cadca, ein wichtiger Eisenbahnknotenpunkt, bleibt den SI 
waken. Weiter wurde ein Teil der Hohen Tatra und des Javorina-Gebiets abgetrelen. Die neu 
Grenze verläuft von Rysy ostwärts in einem Bogen, die Gerolsdorfer Spitze einschließen«f 


Dann biegt die Grenzlinie nach Norden um und trennt den westlichen Teil des Javori 
Gebiets von der Slowakei. Letztere behält die Lomnitzspitze und den Ort Zdiar. 


Das Flächenausmaß dieser Grenzkorrekturen zugunsten Polens ist gering, ihuf 
strategische Bedeutung jedoch beträchtlich. Im Gebiet nördlich von Cadca ging dA 
Bahnverbindung von Skalite (Slowakei) nach Zwardon (Polen) verloren, die abe 
nie sonderlich wichtig war. Durch das Vorschieben der Grenze bis unmittelbar ve 
Cadca beherrscht Polen nun noch einen weiteren Teil der Bahnlinie, die von Mährerl 
Schlesien über den Jablunkapaß nach Sillein führt, und die von ihrem Ausgang 
punkt Oderberg an auf eine Länge von mehr als 60km in polnischen Besitz übel 
ging. Zu bemerken ist, daß diese Bahnlinie (die ehemalige Kaschau-Oderbergef 
Bahn) die einzige durchgehende West-Ost-Verbindung der Slowakei war. Diese Ef 
werbung Polens bildet also gewissermaßen eine Ergänzung des Olsagebietes. — D 
Grenzberichtigungen in der Hohen Tatra und der Javorina verbessern die schc 
früher günstige strategische Stellung Polens in diesem Abschnitt, dessen Gren# 
bis auf ı2 km, also Kanonenschußdistanz, an die im oberen Waagtal verlaufen« 
Strecke der eben erwähnten Transversalverbindung heranrückt. 

Der Streit zwischen Polen und der Tschecho-Slowakei um das Javorinagebif 
dauerte seinerzeit über fünf Jahre und wurde erst im Dezember 1923 zugunstkt 
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der Tschecho-Slowakei entschieden; es handelt sich hier also sozusagen um das 
Begleichen einer alten Rechnung. 

Die polnische Presse betonte, daß Polen in diesen Fragen ‚ein Maximum an 
gutem Willen“ an den Tag gelegt habe, und die slowakische Presse, deren Herr der 
wegen seiner polenfreundlichen Einstellung bekannte jetzige Minister Sidor ist, 
schrieb von „minimalen Zugeständnissen“ an der polnisch-slowakischen Grenze. Auf 
beiden Seiten war das Bestreben, sich gegenseitig nicht weh zu tun, offenkundig: 
man wollte dem guten Einvernehmen und eventuellen künftigen Möglichkeiten nicht 
schaden. — Die ethnische Begründung der polnischen Ansprüche ist einigermaßen 
strittig, denn die Bevölkerung dieser Gebiete, kulturell ziemlich rückständig, spricht 
Dialekte, die eine Art Übergang zwischen Polnisch und Slowakisch bilden, so daß 
von einer scharf ausgeprägten Sprachgrenze nicht die Rede sein kann. Man nahm 
auch allgemein an, daß das Nationalgefühl dort wenig entwickelt sei — ein Irrtum, 
wie sich bald zeigte. Die Bevölkerung, die anfangs bei der ganzen Angelegenheit 
nicht nach ihrem Willen gefragt wurde, machte einen Strich durch die Rechnung. 
Als die ersten polnischen Beamten in dem fraglichen Gebiet eintrafen, um die Vor- 
arbeiten für die Grenzkommission durchzuführen, kam es, wie der „Slovak“ 
(17. 11.38) berichtete, zu einer spontanen Kundgebung der Dorfbewohner, die 
unter den Rufen: ‚Wir wollen nicht zu Polen, wir sind Slowaken und wollen Slo- 
waken bleiben“ die polnischen Beamten schließlich zwangen, unverrichteterdinge 
wieder umzukehren. 

Einige Tage später, am 24. November, soll im Arva-Gebiet auf die polnische Abordnung 
für den gemischten polnisch-slowakischen Grenzberichtigungsausschuß auf slowakischem Boden 
ein Anschlag verübt worden sein. Der amtliche Bericht des polnischen Außenamtes sprach 
von der Mitwirkung tschecho-slowakischer Behörden und aktiver Militärpersonen, der Über- 
fall hätte die Merkmale „eines organisierten Aktes“ getragen. Polnische Truppen begannen 
darauf am 25. November mit der militärischen Besetzung dieser Gebiete. Am selben Tag kam 
es auch zu einem Geplänkel zwischen polnischen und tschecho-slowakischen Truppen. Das 
Propagandaamt der slowakischen Regierung, also eine amtliche Stelle, meldete, daß polnische 
Truppen im Gebiet nördlich von Cadca die von der Grenzkömmission festgesetzte Grenze 
überschritten, also Gebiet, das nicht an Polen zu fallen hatte, besetzt hätten. Dieselbe Mel- 
dung berichtete von polenfeindlichem Verhalten der Bevölkerung in der Zips, die sich gegen 
den Anschluß an Polen wehrt. Diese Zwischenfälle, die einige Todesopfer forderten (auch 
auf polnischer Seite), wurden zwar auf diplomatischem Wege ‘beigelegt, hatten aber, als 
deutliche Willensäußerung der Bevölkerung, doch die Folge, daß Polen seine Forderungen 
bedeutend mäßigte. Es gelang den Bemühungen der slowakischen Mitglieder der Grenzkommis- 
sion, die Zahl der an Polen fallenden Slowaken von 10000 bis 12000 auf ein wenig mehr 
als 3000 herabzudrücken. — Das Verhalten Polens in diesen Grenzfragen hat auf slowakischer 
Seite eine Verstimmung ausgelöst, die lange anhalten dürfte. 

An den Ost- und Westgrenzen des Landes ist die Lage auch noch nicht restlos 
geklärt. Gemeint ist das Siedlungsgebiet der Karpatenukrainer in der Ostslowakei 
und der „Sloväcko“ genannte, von Slowaken bewohnte, südöstliche Teil Mährens. 

Die slowakisch-karpatenukrainische Grenze wurde im Rahmen dieser Zeitschrift 
erst unlängst behandelt. Ethnisch ist dieser Anspruch der Karpatenukrainer zweifel- 
los berechtigt, praktisch wird sich eine Abgrenzung nur schwer durchführen lassen. 
Es ist auch eine Frage, ob die karpatenukrainische Regierung ihre Forderungen in 
vollem Umfang aufrechterhalten wird. Anfang Oktober waren von dieser Seite sehr 
energische Worte zu hören; es sollten sofort Verhandlungen mit der slowakischen 
Regierung eingeleitet werden, um die neuen Grenzen zu bestimmen. Der von der 
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Karpatenukraine mit dieser Aufgabe betraute Abgeordnete Fencik wurde inzwischer 
enthoben, über den Stand der Angelegenheit wurde seither nichts Konkretes bekannt 
Wohl aber ließ die karpatenukrainische Regierung erst kürzlich verlauten, sie wol 
sich ‚‚freundschaftlich und brüderlich“ mit der slowakischen Regierung im Ver: 
handlungswege über die Frage der auf dem Boden der Slowakei siedelnden Karı 
patenukrainer einigen. Von einer neuen Grenze zwischen beiden Ländern wurdi 
nicht gesprochen. Vertreter der Karpatenukrainer in der Ostslowakei haben sich 
erst vor ganz kurzer Zeit (Mitte Dezember) öffentlich für die Integrität der Slo: 
wakei erklärt, also dem Anschluß an die Karpatenukraine entsagt. Bei der Wa hi 
des ı8. Dezember stimmten die Karpatenukrainer für die slowakische Regierung. 
Das bedeutet natürlich noch keine Lösung; diese Frage wurde wahrscheinlich blos 
für einige Zeit zurückgestellt und wird bei der nächsten Gelegenheit wieder auf! 
tauchen. Ein junger Nationalstaat mit kaum 550000 Einwohnern verzichtet nid 
auf, gering gerechnet, 100000 Volksgenossen außerhalb seiner Grenzen, weni 
deren Eingliederung halbwegs möglich erscheint. | 

Nicht weniger heikel ist die Frage der mährischen Slowaken. Diese bewohne) 
im südöstlichen Teil Mährens ein Gebiet von etwa 3000 qkm!) in 281 Gemeinden un 
zählen rund 300000 Köpfe. Die mährischen Slowaken sind von ihren Stammes 
brüdern in der Slowakei seit 1000 Jahren staatlich getrennt, haben sich sprachlic- 
und auch kulturell von ihnen gesondert und gerieten immer mehr unter den Ein 
fluß der Tschechen. Als Schriftsprache haben sie das Tschechische angenommerf 
Von einem tschechischen Gelehrten wurde noch 1932 erwähnt, daß ein gemein 
sames Stammesbewußtsein zwischen mährischen Slowaken und den angrenzendei 
Slowaken der Slowakei nicht existiere. Anscheinend hat sich das inzwischen geänderil 
hat die Welle des Nationalismus nun auch die mährischen Slowaken erfaßt. Def 
gewaltige Aufstieg der Hlinkapartei und damit des slowakischen Nationalismus fäll 
ja gerade in die letzten Jahre — und der erreichte Erfolg, die autonome Slowake! 
übt eine große Anziehungskraft aus. In Demonstrationen wurde von den mährischet 
Slowaken die Angliederung an die Slowakei gefordert; in Scharen wanderten sg 
über die Karpaten, um in der Slowakei den Vertretern der slowakischen Landef 
regierung über die Stimmung in ihrer Heimat zu berichten, und sie zu bitten, df 
slowakische Regierung möge im Interesse der mährischen Slowaken einschreiten. 1 
wird behauptet, daß die überwiegende Mehrheit der mährischen Slowaken für de 
Anschluß an die Slowakei sei und eine Volksabstimmung verlange. Die Tscheche 
bekämpfen diese Bewegung mit energischen Maßnahmen, ihre Führer wurden eii 
gekerkert, Tausende von mährischen Slowaken durch Gendarmerie am Überschreitc | 
der slowakischen Grenze gehindert. | 

Es wurde aber nicht bloß Gewalt angewendet, sondern auch andere Methoden — und z 
solche, wie man sie aus der Geschichte der Tschecho-Slowakei schon zur Genüge kennt: 
wurde von Amts wegen eine Art Volksabstimmung veranstaltet. In der Nacht vom 25. zu 
26. Oktober wurden im Bezirk von Ungarisch-Hradisch, dem Zentrum der mährischen S# 
waken, den Gemeindevorstehern durch Gendarmerie ein Befehl zugestellt, die Ortsvertretung} 
zusammenzurufen und folgenden Beschluß zu fassen: Wir protestieren entschiedenst gest 
den Anschluß der mährischen Slowaken an die Slowakei. — Zur Ausführung dieses Befeh'f 


wurde den Bürgermeistern eine Frist von 24 Stunden gegeben. — Selbstverständlich verfo| 
man in der Slowakei diese Vorgänge mit dem größten Interesse. 


1) In den Bezirken Gaya, Göding, Ungarisch-Hradisch und einem Teil des Zliner Bezir' 
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Die Zukunft wird zeigen, ob bei den mährischen Slowaken wirklich eine starke 
/olksbewegung, ein nationales Erwachen, vorliegt oder nicht. In der nächsten Zeit 
st nicht mit einer Erfüllung dieser slowakischen Wünsche zu rechnen, da sich die 
'schechen mit allen Mitteln gegen eine weitere Einschränkung ihres Machtbereiches 
ur Wehr setzen werden. Auf alle Fälle ist mit diesen Forderungen der mährischen 
lowaken ein neuer Unruheherd gegeben, der in der Innenpolitik des Föderativ- 
taates eine wichtige Rolle spielen kann. 

Über die vorhin kurz erwähnte Südgrenze der Slowakei, deren Verlauf nach dem 
Viener Schiedsspruch in der gesamten Presse eingehend erörtert wurde, wäre hier 
ur so viel zu sagen, daß sie, trotz (oder infolge) genauer Berücksichtigung des 
thnographischen Standpunktes, für die Slowakei doch recht ungünstig ist. Wehr- 
jeographisch sind die Ungarn gegenwärtig sehr im Vorteil; das mächtige Hindernis der 
Jonau ist gefallen, auch die Eipelgrenze (wiewohl kein ernstes strategisches Ilinder- 
ıis) wurde überschritten. Fast die ganze südslowakische Ebene, dieses militärisch so 
chwierige Gelände mit seinen zahlreichen, teilweise versumpften Flußbarrieren, ist 
n der Hand Ungarns, dessen Grenzen weiter im Osten des Landes bis fast an den 
(amm des Slowakischen Erzgebirges heranreichen. Wehrgeographisch ist die neue 
Südgrenze der Slowakei also äußerst ungünstig — was man übrigens auch in anderer 
Iinsicht sagen kann. Gewiß war auch die frühere Grenze keine ideale Lösung, das 
Zerreißen jahrhundertealter Verkehrs- und Wirtschaftsverbindungen wurde schmerz- 
ich empfunden — aber im Laufe von zwanzig Jahren hatte man sich halbwegs häus- 
ich eingerichtet. Das muß nun von neuem beginnen. Der Landeshauptstadt dürfte 
las besonders schwierig werden. Preßburg, wohl die exponierteste aller Hauptstädte, 
eit 1918 an einer Dreiländerecke gelegen, hat nicht bloß den ‚‚Preßburger Brücken- 
opf“ verloren — der ausschließlich strategische Bedeutung hatte — sowie das be- 
jachbarte Theben (Devin) an der Marchmündung, sondern ist durch die Ab- 
retung der Großen Schüttinsel und des nördlich davon gelegenen Gebietes 
inschließlich der über Galanta nach Neuhäusel führenden Bahn nun nach Osten 
im abgeschlossen. Damit hat die Stadt einen erheblichen Teil ihres bisherigen 
Iinterlandes eingebüßt. Die Verbindung mit der übrigen Slowakei ist sehr beein- 
rächtigt; es steht bloß eine Bahnlinie über Tyrnau (mit Anschluß in das Waagtal) 
ur Verfügung. Die Bahnverbindung nach Mähren blieb zwar erhalten, erfuhr aber 
lurch den Verlust des mährischen Verkehrsknotenpunktes Lundenburg eine wesent- 
iche Erschwerung, da die Züge nun entweder deutsches Gebiet passieren oder auf 
inem beträchtlichen Umweg über Göding (Hodonin) geleitet werden müssen. 

Unter all den zahlreichen brennenden Fragen, die die autonome Slowakei nun in 
Angriff nehmen muß, ist die der Verkehrswege eine der wichtigsten. Diesem 
Problem wird auch die größte Aufmerksamkeit gewidmet; es fehlt nicht an Pro- 
ekten, die z. T. bereits in Angriff genommen wurden. Die Verbindung der Slo- 
vakei mit den westlichen Ländern des Staates war immer die schwächste Seite des 
checho-slowakischen Verkehrswesen. Was in den zwanzig Jahren seit 1918 auf 
em Gebiet geschaffen wurde, ist allerdings nicht sehr viel (u. a. zwei neue Bahn- 

ien über die Weißen Karpaten) !), erhält aber jetzt erhöhte Bedeutung. Die längst 
usgearbeiteten Pläne für Straßen- und Bahnbauten dürften nun zur Gänze ver- 


1) Von ıgı8 bis 1937 wurden in der Slowakei insgesamt 251 km neue Bahnstrecken mit 
inem Kostenaufwand von ı1/, Milliarden K& gebaut. 
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wirklicht werden. Unter anderem ist eine West-Ost-Autobahn quer durch Böhmen 
Mähren (von Prag über Iglau nach Brünn), die Slowakei und Karpatenrußlanı 
geplant. Die Gesamtlänge dieser „tschechischen Nationalstraße“ wird etwa 1000 kn 
betragen; der Bau ist auf fünf Jahre berechnet, die Zahl der Arbeiter wird zwischeı 
50000 und 100000 schwanken. Die Regierungen von Prag, Preßburg und Hus 
(der neuen Hauptstadt der Karpatenukraine, die übrigens doch wieder den frühere: 
Namen „Karpatenrußland“ führen soll) haben den Bau bereits beschlossen. | 

Es ist keine Frage, daß die verkehrstechnischen Schwierigkeiten der Sjowale 
mit Hilfe der modernen Technik durch großzügige Straßen- und Eisenbahnbaute: 
weitgehend gemeistert werden können. Die geographischen Gegebenheiten werde: 
dadurch freilich nicht geändert, das slowakische Bergland wird immer noch in di 
ungarische Tiefebene gravitieren. Jetzt, nach Abtretung der ungarisch besiedelte: 
Gebietsteile, wahrscheinlich noch mehr als je. | 

Zur Durchführung der Straßen- und Bahnbauten braucht man Arbeitskräfte 
die in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen — sowie finanzielle Mittel. Dies 
werden freilich im Lande selbst nicht aufgebracht werden können — die Slowakt 
wird hier fremde Hilfe in Anspruch nehmen müssen. | 

Bereits anfangs November 1938 führte der slowakische Wirtschaftsminister Teplansky m 
den zuständigen Prager Stellen Verhandlungen über die Bereitstellung finanzieller Mittel fl 
Wirtschaftsunternehmungen in der Slowakei. Wahrscheinlich betrafen diese Verhandlungen || 
erster Linie die staatlichen Betriebe (Eisenbahnen, staatliche Berg- und Hüttenbetriebe usw‘ 
die seit Jahren passiv sind. — Es handelt sich hierbei nicht um eine bloße Sanierungsaktio; 
sondern wohl hauptsächlich um das Problem der Arbeitsbeschaffung. Den notleidenden Volk 
genossen, die an die Neuordnung der politischen Verhältnisse große Hoffnungen knüpfteı 
Arbeit und Brot zu geben, ist die vordringlichste Aufgabe der Regierung. Dabei wird mı 
eine finanzielle Abhängigkeit von Prag, die den tschechischen Einfluß natürlich wieder stä] 
ken würde, nach Möglichkeit zu vermeiden suchen. | 

Das Verhältnis zu den Tschechen ist für die Slowakei ein besonders schwierigf 
Problem, das durch die Anerkennung der slowakischen Autonomie noch lange nic’ 
geklärt ist. Wie schwere Hindernisse hier zu überwinden sind, zeigt z. B. ein Erlal 
der Polizeidirektion Preßburg, durch den die Ausfuhr von Valuten aus der Slowa A} 
in die historischen Länder Böhmen und Mähren beschränkt wurde — also eii 
Devisengrenze innerhalb des Staates. Es kam zwar gleich ein Dementi, Tatsacı 
ist aber, daß an manchen Stellen durch die Hlinka-Garden eine Devisenkontrolf 
durchgeführt wurde. 

Die Annahme der slowakischen (und karpatenrussischen) Autonomievorlaf 
durch das Prager Parlament erfolgte erst am ı9. November, im Senat erst 
22. November 1938. Es ist im wesentlichen derselbe Entwurf, der von der Hlinkd 
partei am 5. Juni 1938 in der Parteipresse veröffentlicht und in Prag weni 
Tage nach Hlinkas Tod im August eingereicht wurde. Allerdings wurden in letzif! 
Minute noch einige Änderungen vorgenommen, die eine Stärkung der Zentralgewil) 
zum Ziele haben. — Wohl alle Slowaken sind sich darüber einig, daß die Erfülluf 
ihrer Forderungen nur der tschechischen Staatskrise und dem Anschluß ci 
sudetendeutschen Gebiete an das Reich zu danken ist, daß also Adolf Hitler 
Slowaken zur Autonomie verhalf. Wie nach Königgrätz die Ungarn den Ausglef 
von 1867 erreichten, so die Slowaken nach dem Abkommen von München die Au 
nomie. Nur unter stärkstem Druck waren die Tschechen zum Nachgeben zu bewegf 
‘ Nach München, selbst nach dem Schiedsspruch von Wien, ließen sie sich mit « 
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inerkennung der slowakischen Autonomie und deren gesetzlicher Verankerung in 
er Verfassung reichlich Zeit, obzwar doch dadurch nur ein seit dem 6. Oktober 
estehender Zustand sanktioniert wurde. An diesem Tag war in Sillein zwischen 
er Slowakischen Volkspartei und Vertretern der übrigen politischen Parteien in der 
lowakei ein Übereinkommen getroffen worden, demzufolge alle politischen Par- 
eien dem Autonomieantrag der Hlinkaleute ihre Zustimmung gaben. Daraufhin 
vurde eine fünfgliedrige Regierung mit dem stellvertretenden Vorsitzenden !) der 
Iinkapartei, Dr. Josef Tiso, als Ministerpräsidenten gebildet. Die neue Regierung 
egann sofort ihre Tätigkeit und liquidierte zunächst alle Parteien, die in einer 
estimmten Abhängigkeit von Prag standen. Am 8. November traten diese in die 
lowakische Volkspartei ein. 

Am 8. Oktober kam es in Prag zu einer Vereinbarung aller tschechischen Parteien, 
n der sie den Autonomiegesetzentwurf der Hlinkapartei anerkannten (der bereits 
an August dem Parlament eingereicht worden war) und sich verpflichteten, alles zu 
un, um die verfassungsmäßige Durchberatung und Annahme dieses Gesetzes zu 
eschleunigen. Es verging aber ein voller Monat und es geschah nichts, das Parla- 
nent wurde nicht einberufen. — 

Diese Verzögerungstaktik der Tschechen machte in der Slowakei viel böses Blut. Das 
ißtrauen gegen die Tschechen und ihre Versprechungen wurde immer größer, die slo- 
yakische Presse richtete heftige Angriffe gegen die Prager Regierung, der sie völlige Rat- 
osigkeit vorwarf. Am g. November forderten Vertreter der slowakischen Regierung in Prag 
fe sofortige Erfüllung des gegebenen Versprechens. Als sich die Verhandlungen trotzdem 
rieder in die Länge zogen, verlangten die Slowaken in einer Form, die einem Ultimatum 
leichkam, die Einberufung des Parlaments für den ı7. November und die Durchberatung 
ind Annahme des Autonomiegesetzes. Andernfalls würde der slowakische Ministerpräsident 
Vahlen für das slowakische Parlament ausschreiben, ohne auf den Standpunkt der Tschechen 
tücksicht zu nehmen. Das wirkte nun doch — und das Gesetz wurde in beiden Kammern ver- 
bschiedet. Vorher hatte es im verfassungsrechtlichen Ausschuß ernste Differenzen zwischen 
"schechen und Slowaken gegeben. Diese weigerten sich, dem von der Zentralregierung vor- 
elegten Ermächtigungsgesetz zuzustimmen; das könnten sie erst dann tun, wenn die Frage des 
ünftigen Staatspräsidenten geklärt und die Zusammensetzung der nach der Wahl des Präsi- 
enten neu zu ernennenden Regierung bekannt sei. So wurde das Ermächtigungsgesetz zum 
cheitern gebracht. 

Die Art, wie die Autonomie der Slowakei ihre gesetzliche und verfassungsmäßige 


srundlage erhielt, ist nur ein sichtbares Zeichen der tiefgehenden Spannung zwi- 
chen Tschechen und Slowaken, deren hervorstechendstes Merkmal äußerstes Miß- 
rauen der letzteren ist. Zu oft hat Prag sein Wort gebrochen (man denke nur an 
len Pittsburger Vertrag), und in Preßburg weiß man sehr gut, daß jedes Zuge- 
tändnis gesetzlich festgelegt werden muß, um seinen Wert zu behalten. Daher das 
)rängen der Slowaken, das Bemühen, jetzt, im günstigen Augenblick, möglichst 
iel zu erreichen und zu sichern, wobei den Slowaken das gegenwärtige Fehlen einer 
tarken Regierung in Prag sehr zustatten kommt. 

Die Annahme des Autonomiegesetzes bedeutet, wie erwähnt, noch lange keine 
ndgültige Bereinigung im Verhältnis der beiden Völker. Dieses wird schon rein 
efühlsmäßig durch die Massenentlassungen und Ausweisungen der in der Slowakei 
isher berufstätigen Tschechen belastet. — Der Wahlspruch, unter dem die Hlinka- 
artei das slowakische Volk einigte, lautete kurz und bündig: die Slowakei den 
lowaken! — In der Slowakei lebten aber, laut Volkszählung 1930, rund 121000 


1) ı. Vorsitzender der Partei war Hlinka; die Stelle bleibt vorläufig unbesetzt. 
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Tschechen!) — wobei zu bemerken ist, daß bis ı918 überhaupt keine Tscheche 
im Gebiet der heutigen Slowakei waren. Diese Tschechen sind meist Staatsang: 
stellte, Beamte der Zivil- und Militärverwaltung, der Bahn-, Post- und Telegrapher 
ämter, Angehörige des Heeres, der Gendarmerie und der Finanzwache, der sta i 
lichen Güter und Forste, Lehrer usw. Diese (amtlich ermittelte) Zahl der Tschech« 
in der Slowakei wurde nach ihrer Veröffentlichung sofort als zu niedrig bezeich 
net und der Vorwurf erhoben, es wären dabei nur die erwachsenen männlich« 
Tschechen gezählt worden, nicht aber deren Frauen und Kinder. Hlınka erklärt 
1932 in Prag, er hätte Beweise in Händen, nach welchen in der Slowakei 260.06 
Tschechen lebten. — Diese Tschechen werden nun gezwungen, das Land zu ar | 
Alle Ämter und Behörden werden schleunigst „slowakisiert“, fast jeder Tag brin) 
massenweise Entlassungen und Beurlaubungen. Mit 31. Dezember 1938 muß ai 
Prager Regierung 9000 tschechische Beamte und Staatsangestellte aus der Bi 


übernehmen; an ihre Stellen kommen Slowaken. 

Die Tschechen hatten immer, schon vor dem Kriege, eine verhältnismäßig vil 
zu starke Intelligenz- oder, besser gesagt, Halbintelligenzschicht, die zum große| 
Teil in der als Kolonie behandelten Slowakei ein Unterkommen fand. Das hat nıuj 
ein Ende. Ein Strom von Flüchtlingen ergießt sich nach Böhmen und Mähren || 
nicht bloß aus den sudetendeutschen Gebieten, sondern auch aus den Karpate: 
ländern. Es ist unmöglich, für alle diese abgebauten Beamten eine angemes 
Arbeit zu finden — ein sehr schwieriges innerpolitisches Problem! Es ist klar, di | 
dieser Umstand die Kluft zwischen beiden Völkern nur noch größer machen m 
Daran können alle schönen Phrasen, die man gelegentlich hört, nichts ändern. | 
Auflösung der tschechischen Sokolverbände in der Slowakei und die Überfü | 
von deren Eigentum (Turnhallen) in den Besitz der Hlinka-Garden hat die Spa: 
nung zwischen Tschechen und Slowaken derart verschärft, daß von tschechis | 
Seite sogar mit der Lösung der Gemeinschaft gedroht wurde. 

Die noch durchzuführende Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Zentral- un 
Landesregierung wird auch für Zündstoff sorgen — vor allem die „gemeinsamı 
Angelegenheiten“ (die bittere Erinnerungen an die alte Doppelmonarchie wa, ] 
rufen!). Gemeinsam ist z. B. das Außenministerium. — Sofort nach dei 
6. Oktober (dem Beschluß von Sillein), also lange, ehe die Autonomie gesetzlif 
festgelegt war, begannen die slowakischen Minister auf dem Gebiet der Auße 
politik eine rege Tätigkeit zu entfalten. Das fand sichtbaren Ausdruck in ihri 
wiederholten Reisen nach Berlin, München und Budapest. Ähnliches war auch schi 
früher der Fall gewesen, es sei nur an Sidors polnische Freundschaften und sei 
öfteren politischen Reisen nach Warschau erinnert. Diese Extratouren eines Abs 
ordneten hatten schon damals (als von einer slowakischen Autonomie noch kei 
Rede war) in Prag lebhaftes Mißfallen erregt. Auch die außenpolitischen Aktion: 
der slowakischen Regierung wurden in Prag nicht gebilligt, wie einige schar 
Äußerungen der Regierungspresse zeigten. Nur in einem Fall handelten die SI 
waken nicht bloß mit Wissen, sondern sogar im Auftrag Prags: bei den Verhan 
lungen in Komorn, die mit Ungarn über die Abtretung des ungarischen Voll 
bodens geführt wurden. Mit Absicht wurden hier die Stomaken vorgeschich 
tschechischerseits wollte man sich nicht mit dem Odium belasten, slowakiscl 


1) In Karpatenrußland 21000, in den Karpatenländern zusammen also 1/42 000. 
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3ebiet abgetreten zu haben. Das sollten lieber die Slowaken selbst auf sich nehmen. 
)b nun die Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen wurden oder scheiterten: auf 
jeden Fall war damit ein Zankapfel zwischen Slowaken und Ungarn gegeben und 
ine Verständigung beider Völker — die Benesch durch zwanzig Jahre gefürchtet 
1atte — auf lange Zeit unmöglich gemacht. Die Slowaken übernahmen die undank- 
are Aufgabe, mit den Vertretern Ungarns zu verhandeln. Viele führen das auf 
len unmittelbaren Einfluß Beneschs zurück; es soll seine letzte Tat gewesen sein 
— würdig eines politischen Intriganten seines Formats. — Wie bekannt, wurden die 
Verhandlungen in Komorn ergebnislos abgebrochen und führten, nach Anrufung 
ler Achsenmächte, zum Schiedsspruch von Wien. Dr. Tiso, der slowakische Minister- 
präsident und Führer der Abordnung, hatte sich übrigens den ungarischen Ministern 
jegenüber als von der tschecho-slowakischen Regierung (also von Prag) 
jevollmächtigter Unterhändler legitimiert — was gewiß nicht dazu beigetragen hat, 
ine günstige Atmosphäre zu schaffen. 

Das Verhältnis zu Ungarn wurde in letzter Zeit durch die Ausweisung der tsche- 
hischen und slowakischen Kolonisten aus dem an Ungarn abgetretenen Gebieten 
tark getrübt. — Diese Kolonisten, meist ehemalige Legionäre, waren im rein 
nagyarischen Gebiet auf dem Boden ungarischer Großgrundbesitze mit staatlicher 
Unterstützung angesiedelt worden. Ihre Hauptaufgabe bestand darin, eine Art Mili- 
ärgrenze gegen Ungarn zu bilden, was auch in der Bauart der Häuser, die für Ein- 
juartierungen berechnet wurden, und in den von den Kolonisten übernommenen 
Verpflichtungen bezüglich der Verpflegung einquartierter Truppenteile zum Aus- 
Iruck kam. Der größte Teil dieser Kolonisten (ungefähr 60% von ihnen waren 
Uschechen) wartete das Eintreffen der Ungarn nicht erst ab und flüchtete. Die, die 
lort geblieben waren, wurden gezwungen, in kürzester Frist (oft ließ man ihnen 
ur eine halbe Stunde Zeit) ihren Besitz zu verlassen und in die Slowakei zurück- 
ukehren. Daß es, wie slowakische Blätter meldeten, dabei zu Grausamkeiten gegen 
lie Kolonisten gekommen sein soll, ist sehr wahrscheinlich. Von der slowakischen 
kegierung wurde gegen diese Behandlung und die Enteigung der Kolonisten ener- 
isch protestiert; Ministerpräsident Tiso kündigte Repressalien an und drohte, die 
3eschädigten aus dem Eigentum der in der Slowakei verbliebenen Ungarn zu ent- 
chädigen. Daraufhin lenkte die ungarische Regierung ein; es ist anzunehmen, daß 
lie Angelegenheit beigelegt wird. Inzwischen kam es aber zu wiederholten Einfällen 
ıngarischer Terrorbanden in slowakisches Gebiet, wodurch die Beziehungen zwischen 
jeiden Ländern wieder sehr verschlechtert wurden. Einer dieser Zwischenfälle (in 
jlanec, Bezirk Trebisov) hatte scharfe Angriffe in der slowakischen Regierungs- 
yresse und energische Schritte der tschecho-slowakischen Regierung in Budapest 
ur Folge. Der slowakische Minister Dr. Durtansky hielt im Rundfunk eine auf- 
ehenerregende Rede, in der er das Vorgehen Ungarns scharf verurteilte und sogar 
ine Revision des Wiener Schiedsspruchs und Durchführung einer Volksabstimmung 
dem an Ungarn abgetretenen Gebiet forderte. Die begreifliche und berechtigte 
örregung über den Zwischenfall von Slanec (bei dem außer Terroristen auch regu- 
ire ungarische Truppen beteiligt waren) dauerte noch an, als wenige Tage später 
in neuerlicher Zwischenfall, diesmal in dem an Ungarn abgetretenen Gebiet (in 
zurany) gemeldet wurde. Es war zu einem Zusammenstoß zwischen der slowa- 


ischen Bevölkerung und ungarischen Gendarmen gekommen; diese hatten von der 
* 
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Waffe Gebrauch gemacht, zwei Personen wurden getötet und mehrere verletzt. — 
Es muß hervorgehoben werden, daß von slowakischer Seite wirklich alles geschah 
um ein freundnachbarliches Verhältnis zu Ungarn herbeizuführen; insbesonder 
der slowakische Propagandachef, Alexander Mach, bemühte sich ehrlich darum 
Es ist nicht die Schuld der Slowaken, wenn diese Bemühungen bis jetzt erfolgla 
blieben. Das Vorgehen der Ungarn hatte u. a. den einen unerwarteten Erfolg, da: 
sich Slowaken und Tschechen anscheinend wieder enger zusammenschlossen. Di 
magyarophilen Elemente in der Slowakei (deren es bis vor kurzem nicht wenig 
gab) treten ganz in den Hintergrund, selbst die wirtschaftliche Zusammenarbeit m! 
Ungarn dürfte stark eingeschränkt werden, dafür suchen die Slowaken mehr An 
lehnung an Prag. Die gerade in diesem Zeitpunkt unternommene Reise des neue 
Staatspräsidenten Dr. Hacha in die Slowakei führte anscheinend zu einem volle 
innerpolitischen Erfolg. Dr. Hacha bewies eine glückliche Hand; die von ihm g«| 
führten Verhandlungen trugen wesentlich dazu bei, die Spannung zwischen Tsch 
chen und Slowaken zu mildern. | 

Selbstverständlich beanspruchen die Slowaken in allen gemeinsamen Zentrag 
ämtern, also auch im Außenministerium, eine entsprechende Vertretung, im dipl«| 
matischen Dienst außerdem, wie verlautet, die Besetzung der Gesandtenposten il 
Berlin, Rom, Warschau und Budapest mit Slowaken. Die Freundschaft mit de 
Deutschen Reich soll besonders durch eine innige Verbundenheit mit dem Wir 
schaftsleben Deutschlands zum Ausdruck kommen, und zwar, wie Ministerpräsiden 
Tiso in einem Interview erklärte, ‚in unmittelbarer Zusammenarbeit, die nicht üb» 
einen Vermittler außerhalb der Slowakei geht“ — was also eine völlige Ausscha 
tung Prags bedeuten würde. 

Eine weitere gemeinsame Angelegenheit ist das Heer. — Schon Hlinka hat 
seit Jahren wiederholt die Aufstellung rein slowakischer Regimenter gefordert. D| 
Autonomiegesetz sieht die ausschließliche Einteilung von Slowaken in die auf def 
Gebiet der Slowakei gelegenen militärischen Formationen vor —, die slowakischil 
Wehrpflichtigen sollen in ihrer Heimat bleiben. Die Slowaken beanspruchen 
ihrem Staat auch die militärische Kommandogewalt. Eine große Schwierigkeit lief 
in dem Mangel an slowakischen Offizieren, deren Zahl jetzt höchstens 200 beträf 
(von rund 10000 aktiven Offizieren!). In den höheren Dienstgraden sind die SI 
waken so gut wie gar nicht vertreten; 1936 war z. B. von den ııg Generalen, di 
Armee nur einer slowakischer Abstammung, von 362 Obersten waren nur 2 Ss | 
waken. Es wird also geraume Zeit dauern, bis sich der slowakische Anspruch & 
diesem Gebiet durchgesetzt haben wird; bis dahin wird man sich in der Slowall 
mit der Tatsache abfinden müssen, daß die slowakischen Formationen vorwiege! 
von tschechischen Offizieren geführt werden. 

Die dritte gemeinsame Angelegenheit ist das Finanzwesen, soweit es di 
Deckung der gemeinsamen Ausgaben betrifft. Die Slowakei führt daneben natürlill 
ihre Wirtschaft auf eigene Rechnung. Da das Land, besonders jetzt, nach Abtretu 
der fruchtbarsten Gebiete, wirtschaftlich schwach ist 1), wird man wohl mit eiı 
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Slowakei von Prag rechnen können, wie ok 
schon angedeutet wurde. In das Gebiet der gemeinsamen Finanzen fallen die Rerp 


1) Durch den Wiener Schiedsspruch verlor die Slowakei gegen 40% ihres landwirtsch! 
lichen Besitzes. 
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ationsforderungen der Slowakei. Das Autonomiegesetz bestimmt nämlich eine 
Wiedergutmachung der den Slowaken durch die Tschechen von 1918 bis 1938 zuge- 
fügten Schäden, die „durch die Politik der verschiedenen Tarife, durch die unge- 
rügende Zuteilung aus den Fonds, Dotationen, Subventionen, durch ungenügende 
Anteile an staatlichen Lieferungen u. ä.“ verursacht wurden. Die Schadensumme 
wird festgesetzt und auf zwanzig Jahre verteilt; die entsprechende Quote soll all- 
jährlich als Zahlung auf die Ausgaben für die gemeinsamen Angelegenheiten ver- 
rechnet werden. Die Wiedergutmachungsforderungen gestalteten die Verhandlungen 
in Prag besonders schwierig. Ursprünglich forderten die Slowaken 20 Milliarden K£; 
ss kam endlich ein Vergleich zustande — den Slowaken wird eine gewisse Ent- 
schädigung gewährt, deren Höhe zu einem späteren Zeitpunkt festgesetzt werden 
;oll. Man kann heute schon als sicher annehmen, daß sich dabei noch manche 
Reibungen ergeben werden. 

In den äußeren Beziehungen der neuen Slowakei, zu welchen man auch die zu 
len Tschechen rechnen muß, sind also genügend Schwierigkeiten vorhanden, die die 
künftige Entwicklung belasten dürften. Dasselbe gilt für die „gemeinsamen Ange- 
legenheiten“, von denen einige eben kurz besprochen wurden und deren übrige, wie 
Zölle, Verkehrswesen, Monopole usw., auf die hier nicht näher eingegangen werden 
kann, gewiß auch manchen Grund zum Streit bieten dürften. Handelt es sich dabei 
doch hauptsächlich um Geld; welche der beiden Parteien mehr oder weniger zu 
zahlen hat — man weiß aus der Geschichte des alten Österreich-Ungarn, was das 
bedeutet. Die Forderung der Slowaken nach angemessener. Vertretung in den drei 
gemeinsamen Ministerien wurde inzwischen erfüllt, und zwar in der Form, daß in 
jedem dieser Ministerien ein slowakischer Unterstaatssekretär ernannt wurde. 

Wendet man sich nun den inneren Verhältnissen zu, so zeigt sich, daß die Lage 
auch auf diesem Gebiet nicht ganz geklärt ist. Gewiß, der Parteienwirrwarr hat 
aufgehört. Die von den Tschechen abhängigen Parteien (die tschechischen Partei- 
filialen in der Slowakei) wurden sofort liquidiert und gingen in der Hlinkapartei 
auf. Als letzte wurde die zahlenmäßig allerdings nur kleine Slowakische National- 
partei aufgelöst, die unter der Führung Dr. Jan Pauliny-Toths stand. Diese um- 
faßte nahezu ausschließlich die slowakischen Protestanten — wieder ein Beweis 
dafür, welch große Bedeutung den Konfessionen in der Slowakei zukommt. Die 
Arbeiterpartei, der Ersatz für die ehemaligen Sozialdemokraten, wurde ebenfalls 
wobei übrigens ein Sumpf an Korruption aufgedeckt wurde, bei dem der 

ame des ehemaligen Ministers Dr. Derer, eines Prag ergebenen Slowaken, eine 
sehr unrühmliche Rolle spielt. 

Die Slowakische Volkspartei Hlinkas ist heute die einzige Partei des Landes, 
iußerlich ist also die Einheit unter der Devise: „Ein Gott, ein Volk, eine Partei“ 
ergestellt. Die erreichte Totalität kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
s der Hlinkapartei bis jetzt an einer überragenden Führerpersönlichkeit fehlt. Bis 
jetzt — denn die nächste Zukunft kann vielleicht schon eine Änderung bringen. 
Es ist ein offenes Geheimnis, daß der gegenwärtige Ministerpräsident Dr. Tiso (ein katholi- 


utorität des verstorbenen Hlinka und auch nicht das volle Vertrauen seiner gesamten Ge- 
\olgschaft. Daran kann auch der durchschlagende Erfolg des 18. Dezember bei den Wahlen für 
jen slowakischen Landtag (98% Ja-Stimmen für die von Tiso geführte Einheitsliste) 
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nichts ändern. Die Einigung des slowakischen Volkes ist nicht Tisos persönliches Ve 
dienst. Tiso war schon einmal (1927 bis 1929) tschecho-slowakischer Minister; man sag 
ihm, schon vor der Septemberkrise des Staates, sogar schon vor Hlinkas Tod, nach, 
hätte den Ehrgeiz, wieder Minister zu werden — und zwar tschecho-slowakischer (nicht sl 
wakischer) Minister. Man warf ihm vor, Prag gegenüber zu nachgiebig zu sein und unter de: 
Einfluß Beneschs zu stehen. Man nahm es ihm übel, daß er unmittelbar nach den Beschlüsse 
von Sillein mit den Mitgliedern der soeben gebildeten slowakischen Regierung nach Prag R 

um sich dort bestätigen zu lassen. Viele, vor allem Vertreter der jüngeren Generation, hielt« 
eine Bestätigung durch die noch von Benesch berufene Regierung Sirovy für überflüssi 
ja schädlich. | 

Nach der Wahl des neuen Staatspräsidenten traten alle drei Landesregierunge 
der Tschecho-Slowakei am ı. Dezember zurück. In der Slowakei wurde Tiso mit di 
Kabinettsbildung betraut. Das bedeutsamste Ereignis der Regierungsumbildung wi 
die Ernennung des slowakischen Abgeordneten Sidor zum Staatsminister und Stel 
vertreter des tschechischen Ministerpräsidenten Beran. | 

Sidor ist zweifellos die stärkste politische Persönlichkeit der Slowakei. Er besit 
von allen slowakischen Politikern im Land den größten Anhang und das größ 
Ansehen. Es fiel allgemein auf, daß er nicht der ersten Regierung Tiso (die sche 
am 6. Oktober ihre Tätigkeit begann) angehörte. Sidor hatte dafür seine Stell 
in der Partei ausgebaut und verstärkt. Er war schon seit Jahren an führender Ste 
war die rechte Hand Hlinkas, der ihn sehr schätzte. Nach Hlinkas Tod wurde | 
Mitglied des sechsgliedrigen Direktoriums, das die Parteileitung bildet; ihm wurt 
die Parteipresse unterstellt, er wurde Vorsitzender des Slowakischen Nationalrat 
und oberster Führer der Parteitruppe, der Hlinka-Garde. Man brachte sein 
Namen mit den Föderationsplänen gewisser polnischer Kreise in Zusammenhan; 
diese Pläne, sofern sie überhaupt ernstlich erwogen wurden, dürften durch die leil 
ten Ereignisse an der polnisch-slowakischen Grenze den Todestoß erhalten ha 

Sidors Stellung als Staatsminister und Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
Zentralregierung sichert den Slowaken einen bestimmenden Einfluß in Prag. Sid] 
vertrat auch schon den slowakischen Standpunkt entsprechend energisch, so z.B. i| 
er eine Erhöhung der Steuern für die Slowakei erfolgreich bekämpfte. | 

Dem zweiten Kabinett Tiso gehört als Justizminister ein neuer Mann, Dr. || 
Van?o, an. Dr. Vanto war führendes Mitglied der nun aufgelösten Slowakischi 
Nationalpartei; er wurde also als Vertreter der protestantischen Slowaken in « 
Regierung aufgenommen, um der nationalen Einigung auch in dieser Hinsicht Auf 
druck zu geben. 

Noch einer Persönlichkeit wäre hier zu gedenken. Professor Dr. Tuka, der M 
tyrer des slowakischen Volkes, ehemaliger engster Mitarbeiter Hlinkas und führef 
der Kopf der Partei, der jetzt in seine Heimat zurückkehren konnte (er mull 
nach seiner Amnestierung in Pilsen Zwangsaufenthalt nehmen), ist wohl ein h | 
vorragend befähigter Mann — er scheint sich aber am politischen Leben nicht mel 
aktiv beteiligen zu wollen. Vielleicht wäre er, dessen Gesundheit durch eine a 
jährige Kerkerhaft schwer erschüttert wurde, auch physisch nicht mehr in der L 
einen verantwortungsvollen Posten zu bekleiden — vielleicht ist er auch zu alt., 
der erneuerten Slowakei ist ja die Jugend besonders rührig, was in der Zusammi 
setzung der Regierung zum Ausdruck kommt. Die Minister Sidor, Durtansky 
Cernak sind junge Leute, nur wenig über dreißig. 

Tuka hielt bei seinem festlichen Empfang in Preßburg anfangs Dezember 
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iel beachtete Rede, in der er für die slowakische Eigenstaatlichkeit eintrat. Diese 
inschauung findet in der Slowakei selbst starken Widerspruch. Die „Narodnie 
Yoviny“ (das Blatt der ehemaligen Slowakischen Nationalpartei, das Minister Vando 
jahesteht) wies auf das Gefährliche solcher Bestrebungen hin; die Slowakei könne 
ls vollkommen selbständiger Staat nicht bestehen und würde sich als solcher nicht 
ine Woche halten können. 

Was die Hlinka-Garden anlangt, so sind sie heute bereits auf über 100000 Mann 

ngewachsen. Die ganze Organisation besteht erst wenige Monate, kann also noch 
icht so festgefügt und wohldiszipliniert sein, wie man es wünschen möchte. Die 
Tlinka-Garden setzen sich nur zum geringsten Teil aus gedienten Soldaten zusammen, 
ie meisten sind ganz junge Leute, die erst ausgebildet werden müssen. Bei der 
wusbildung wieder wird man auf tschechische Offiziere greifen müssen, da es an 
er genügenden Zahl befähigter slowakischer Ausbilder mangelt. Die Hlinka-Garden 
ollen noch im Laufe dieses Jahres bewaffnet werden. — Schon in früheren Jahren 
‚atte es eine Truppe der Hlinkapartei gegeben, die „Rodobrana“, die ungefähr 
0000 Mann stark gewesen sein soll und nach einer kurzen Lebensdauer von der 
schechischen Regierung 1929 aufgelöst wurde. 
Die Hlinkapartei hat heute die Macht im Lande in der Hand — bis auf die 
irmee, die zum größten Teil noch unter dem Kommando tschechischer Offiziere 
teht. Trotzdem ist es mit der Oberherrschaft Progs über die Slowakei vorbei; jeder 
/ersuch, die alten Verhältnisse wiederherzustellen, würde zum Aufstand führen. 


* 


Die Slowakei will sich nun selbst regieren, selbst ihr Schicksal gestalten. Man 
st voll Zuversicht und bemüht sich sogar, dem schweren Gebietsverlust eine 
ute Seite abzugewinnen. Man sagt, wie das auch die Tschechen taten, nun wäre 
nan wenigstens „unter sich“ und hätte keine Sorge mehr mit den Minderheiten. 
o ganz stimmt das allerdings nicht, denn die Slowakei hat noch immer ihre 
8000 Ungarn und mehr als 140000 Deutsche. 

Die Volkszählung von 1930 hat in den Karpatenländern insgesamt 160750 Deutsche aus- 
ewiesen; davon entfallen auf die Slowakei 147500 und auf die Karpatenukraine 13 249. 
fit dem an Ungarn abgetretenen Gebiet kamen, wie erwähnt, rund 9000 Deutsche von der 
lowakei und 4500 aus der Karpatenukraine unter ungarische Herrschaft. Da die tschecho- 
lowakischen Volkszählungen die andern Volksgruppen immer schwächer erscheinen ließen 
Is sie tatsächlich waren, dürften heute in der Slowakei noch immer gegen 150 000 Deutsche 
»ben. Durch das neugeschaffene Staatssekretariat für die deutsche Minderheit (das ein Deut- 
»her bekleidet) wurde dieser die Gewähr gegeben, daß ihre Wünsche, besonders auf kultu- 
allem Gebiet (Schulwesen), Berücksichtigung finden. Es bleibt abzuwarten, ob sich das Ver- 
ältnis der Karpatendeutschen zu den Slowaken wirklich ganz reibungslos gestalten wird. Die 
berraschend plötzliche Ausschreibung einer Volkszählung in der Slowakei für den 31. Dezem- 
er 1938 hat bei der deutschen Bevölkerung begreifliche Beunruhigung ausgelöst und führte 
1 einem energischen Protest des Staatssekretärs für die deutsche Volksgruppe bei der Re- 
En: — Eine ungenügend vorbereitete Volkszählung kann keine verläßlichen Ergebnisse 
fern, was sich sehr zum Nachteil der deutschen Volksgruppe auswirken könnte. 

Die slowakische Regierung hat öfters der Absicht Ausdruck gegeben, zum Deut- 

en Reich die besten Beziehungen unterhalten zu wollen; man weiß auch sehr 

t, daß der beste Weg hierzu eine entsprechende Behandlung der deutschen Volks- 

ppe ist. Als kürzlich eine Abordnung der Karpatendeutschen unter Führung 
res Staatssekretärs Ing. Karmasin dem slowakischen Ministerpräsidenten Dr. Tiso 
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die Forderungen der deutschen Volksgruppe vortrug, erklärte Tiso in seiner Aı 
wort, den Deutschen werde vollkommene Freiheit des nationalen Bekenntniss: 
eine eigene Organisation nach nationalsozialistischen Grundsätzen und der Gebrau 
aller Abzeichen und Symbole zugebilligt werden, die die Zugehörigkeit zum der 
schen Volk und zur nationalsozialistischen Weltanschauung zum Ausdruck bringe 
Die deutsche Volksgruppe soll auch eine entsprechende Beteiligung an der öffe: 
lichen Verwaltung in jenen Gegenden erhalten, die vorwiegend von Deutschen | 
wohnt werden. — Mit der ungarischen Volksgruppe liegen die Dinge etwas andeı 
Man will ihr ebenso viel Rechte gewähren, wie den in Ungarn lebenden Slowak 
zuerkannt werden —, ein Mißtrauen, dem die Berechtigung nicht abzusprechen | 


Diese Frage ist also noch in Schwebe. | 
* | 


Die hier kurz behandelte neue Lage der Slowakei mit ihren Schwierigkeii 
innen- und außenpolitischer Natur stellt das Land vor große Aufgaben. Diese si) 
nicht unlösbar — es fehlt dem slowakischen Volk weder am guten Willen noch || 
einsatzbereiten Kräften, sich eine neue bessere Zukunft zu gestalten. Eine gre| 
Frage allerdings kann erst die Zukunft beantworten: die Frage nämlich, ob in || 
nun kleiner gewordenen Slowakei die natürlichen Grundlagen für eine gesichet 
nationale Existenz des slowakischen Volkes gegeben sind oder nicht. Mit andı 
Worten: Ist die Slowakei lebensfähig? — Offiziell wird freilich erklärt, daß )l 
Befürchtungen kein Grund sei, die Slowakei wäre auch in der landwirtschaftlich| 
Produktion autark — es fragt sich aber, ob dabei nicht der Wunsch der Vater 
Gedankens ist. Die an Ungarn abgetretenen Gebiete, die fruchtbarsten des Lanc| 
lieferten fast 14% der gesamten Weizenproduktion der ganzen Tschecho-Slowall 
38% der Mais-, 27% der Hirse- und 76% der Tabakproduktion. Die Slowakei ı 
lor fast die Hälfte der Getreideböden (Bonität IV.—VII.); was an fruchtba: 
Böden blieb, sind nur einige Beckenlandschaften, die kaum ausreichen dürft) 
den Bedarf des Landes zu decken —, wenn auch die Regierungspresse das Gege 
behauptet. Nur eine genaue, eingehende Untersuchung, die sich auf verläßlif 
Daten stützt, könnte ein klares Bild der Ernährungslage des Landes geben. Der St 
der Bodenkultur in der heutigen Slowakei ist nicht sehr hoch, eine Verbessertf 
der landwirtschaftlichen Methoden könnte die Produktion erheblich steigern 
das braucht aber Zeit. 

Sofort nach Schaffung der Tschecho-Slowakei wurde von vielen Seiten auf’ 
ungünstige Form und Zusammensetzung dieses Staatsgebildes hingewiesen und sef 
Lebensfähigkeit bezweifelt. Tatsächlich lebten in diesem Vielvölkerstaat die Tsel 
chen auf Kosten der andern Nationen (die Slowaken inbegriffen). In der Karpaıf 
ukraine begann das Elend, breitete sich über die Slowakei aus und ergriff dannıf 
sudetendeutschen Gebiete; Arbeitslosigkeit, Unterernährung und Hungersnot wurd 
dort eine ständige Erscheinung. Die Form des Staates ist jetzt, nach der Abtretf 
der sudetendeutschen, polnischen und ungarischen Gebiete noch ungünstiger f 
früher, die Nachteile der ursprünglichen Staatsform sind geblieben, wurden «di 
noch verschärft. Die Vorherrschaft der Tschechen fand ihr Ende — aber wart 
die einzige Ursache der wirtschaftlichen Nöte? Sind durch die politische Neu 
nung die natürlichen Nachteile des Landes unwirksam geworden? Erhebliche Tf 
des slowakischen Volkes scheinen daran zu zweifeln, der Gedanke, daß die jet# 
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Slowakei allein nicht existieren könne, scheint sich auszubreiten. Wahrscheinlich 
gaben diese Erwägungen den polenfreundlichen Plänen Nahrung, ebenso wie dem 
in der Slowakei nie ganz aufgegebenen Plan einer Wiedervereinigung mit Ungarn. 
Sehr interessant sind in diesem Zusammenhang die „theoretischen Möglichkeiten“ 
der Slowakei, die der Vorsitzende der inzwischen aufgelösten Slowakischen National- 
partei Dr. Jan Pauliny-Toth am 5. Oktober 1938 in den ‚„Narodnie Noviny“ fol- 
gendermaßen umriß: 

1. Verbleiben in der neutralisierten Republik, in einem föderativen, dualistischen Verband, 
. Bildung eines polnisch-tschecho-slowakischen Trialismus, 

. Bildung einer polnisch-slowakischen Union, 

. Bildung eines tschechisch-slowakisch-magyarischen Trialismus, 

. Bildung einer magyarisch-slowakischen Union, 

. im Rahmen des ganzen Staates einen Vasallenstaat des Deutschen Reiches zu bilden, 

. Bildung einer selbständigen Slowakei unter deutschem Protektorat oder Neutralisierung 
derselben bei Garantie der Großmächte. 

Pauliny-Toth veröffentlichte diesen Aufsatz am 5. Oktober 1938, also wenige 
Tage nach München und vor dem Beschluß von Sillein. Inzwischen haben diese 
Fragen durch den Schiedsspruch von Wien ihre Klärung gefunden. Damit wurde 
der Ausgangspunkt einer Entwicklung gesetzt, die in der seither verstrichenen 
kurzen Zeit rasch vorgeschritten und die mit größtem Interesse zu verfolgen 
gewiß angezeigt ist. 


10m wb 


CHRISTIAN KRÖGER: 
Neuordnung in China? 
Hongkong, den 12. November 1938 
Sun-yat-sen’s Geburtstag. 
m Geburtstage des großen Reformators Chinas, Sun-yat-sen, einem Feiertag, 
der auch von den Chinesen in der englischen Kronkolonie Hongkong gehalten 
wird, lohnt sich ein Überblick über die politische Lage in China, die zur Zeit voller 
latenter Möglichkeiten ist und aus der heraus der weitere Gang der Ereignisse für - 
das nächste Jahr, wenn nicht länger, bestimmt wird. Für Japan wie für China han- 
delt es sich um Freiheit und Aufstieg oder Vorherrschaft und Gebundensein. 

Die überraschend schnelle Einnahme Kantons und der wenige Tage darauf fol- 
gende Fall Hankows haben die Aufmerksamkeit der Welt für eine Zeitlang wieder 
auf den Fernen Osten gelenkt. Die Presse reagierte sehr heftig auf die Ereignisse; 
es fehlte keine Stimme vom schwärzesten Pessimismus bis zur Ankündigung eines 
baldigen Unterwerfungsfriedens. Nur wenige vorsichtige und richtig informierte 
Urteile zeigten sich. Es lohnt sich zu diesem Zeitpunkt darauf hinzuweisen, daß 
China sich von Anfang an auf einen langen Krieg vorbereitet hat von mindestens 
2 Jahren und immer in der Geschichte durch seinen längeren Atem gewonnen hat. 
Die Möglichkeiten zu Verhandlungen oder Vermittlungen sind verpaßt; trotz der 
Presseberichte dürfte auch der Besuch des englischen Botschafters nicht diesem 
Zweck dienen. Wie zu erwarten stand, haben die Erklärungen des Marschalls 
Chiang-kai-chek und der chinesischen Regierung den Willen zur Fortsetzung des 
Kampfes eindeutig gezeigt, und keine Stimme aus separatistischem Lager hat sich 
dagegen erhoben. Die Gerüchtemacher haben keine Konjunktur. Auch von Japan 
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her ist die Fortsetzung des Krieges mit verschärften Mitteln unterstrichen worden | 
allerdings läßt sich viel lesen zwischen den Worten des Prinzen Konoye. Die Fas; 
sung ist bei weitem nicht so kriegerisch wie noch vor Monaten. Selbst die Kampf! 
ansage gegen die Zentralregierung ist gemildert. Es wird festgehalten an der Idee 
des Ahselutan Unterwerfungsfriedens; die seit 1918 Europa erteilte Lehre von der 
Unmöglichkeit eines Diktatfriedens läßt man für Asien und China nicht gelten. | 

Die fast kampflose Übergabe Kantons stellt einen Tiefpunkt der chinesischer 
Kriegsführung dar, dem sich nur der Fall von Nanking zur Seite stellen läßt 
genau so wie die tapfere und zähe Verteidigung Hankows ihren Vergleich er 
in den Kämpfen an der Lunghai-Bahn und bei Hsuechow. Kanton sowohl wie Han; 
kow bedeuten keine Entscheidung. Die chinesischen Truppen sind wieder nur ab» 
gedrängt, nicht vernichtend und entscheidend geschlagen worden, und darin lieg? 
das Bittere der dauernden japanischen Siege. Besonders bei Hankow ist es den japa 
nischen Truppen nicht gelungen, südlich des Yangtze auf Yochow vorzustoßen und 
dort den chinesischen Truppen den Rückzug sowohl auf dem Yangtze als auch mi 
der Bahn abzuschneiden. Vielmehr hat die Front hier gehalten, besonders bei dem 
hart umkämpften Tehan, trotz wiederholter japanischer Angriffe. Dieses fiel ers: 
nach der Einnahme Hankows, als es seine Aufgabe erfüllt hatte. Der Vorstoß is 
nur gelungen entlang dem Fluß mit starker nd entscheidender Mitwirkung der 
japanischen Kriegsflotte direkt auf Hankow. Die Verluste der Chinesen an Eisen] 
bahn- und Kriegsmaterial sind relativ gering, so gering, daß bis heute noch nicht! 
veröffentlicht worden ist über die Beute. | 

Die Kämpfe treten nunmehr in eine neue Phase ein. Die chinesische Armee ha 
sich in Hunan und Kiangsi konzentriert, denselben Provinzen, in denen sich di« 
Kommunisten bis 1933 jahrelang gehalten haben. Die Verbindungslinie der Nord 
und Südfront ist das Mittelstück der Kanton-Hankow-Bahn, die im Norden teilweise 
von den Chinesen abmontiert und auf den Rückzug mitgenommen wurde, genau wii 
man dies bereits mit der Kiukiang-Nanchang-Bahn früher gemacht hat und teil! 
weise auch mit der Strecke Nanchang-Changsha vornimmt. Zur Versorgung de: 
Front steht die auf die erste Bahn von Südwesten stoßende Linie Hengyang-Kweili 
zur Verfügung, die bereits seit einem Monat in Betrieb genommen ist und darübe: 
hinaus so weit vorbereitet wurde, daß die Strecke Kweilin-Liuchow-Nanning 
Französische Bahn nach Hanoi voraussichtlich im Frühjahr befahren werden un« 
damit für die weitere Versorgung Chinas mit ausländischen Produkten heran: 
gezogen werden kann. Für reines Kriegsmaterial wird diese Strecke allerdings kau 
in Frage kommen, da keine Bewilligung für die Durchfuhr gegeben wird. Ein 
weitere Front bildet sich am Westfluß bei Kanton, östlich von Wuchow, die i 
einem Bogen an die Front in Südhunan anschließt. Natürlich kann nicht von zu 
sammenhängenden Fronten gesprochen werden. 


Unklar ist bis jetzt noch, ob sich die chinesische Heeresleitung zu schweren Kämpfen stel 
len wird mit großem Materialverbrauch oder ob man mehr noch als bisher an der Taktik de 
binhaltenden Widerstandes festhält. Es scheint, daß man im Süden bei Kanton zu erstere 


entschlossen ist und sogar zu Angriffen übergeht, dagegen im Norden sich vorläufig noch au. 
dem Rückzug befindet und keine neue Verteidigungslinie erkennen läßt. 


Die japanische Kriegsführung steht vor der Frage, den Kampf in Hunan un« 
Kiangsi anzunehmen; denn andere ebenso dringende Aufgaben stehen bevor. Di 
Schwierigkeiten der neuen Kriegsführung sind sehr groß. Die Flotte, die bei de 


Kröger: Neuordnung in China? 27 


chweren Kämpfen um Hankow den Ausschlag gegeben hat, kann nur noch in sehr 
eringem Maße mitwirken, da der Tiefgang immer unzureichender wird, und der 
'luß fällt. Der Nachschub wird schwieriger, nur schwer beschädigte Eisenbahnen 
tehen zur Verfügung, und die Wege werden immer länger. Dazu kommt man in 
in Gebiet mit einer sehr fanatischen Bevölkerung, die mehr zu Bandenkriegen 
ıeigt als der ruhige Typ des Chinesen im Norden. Ebenso wirkt sich das stark ge- 
irgige und hügelige Gelände sehr zum Nachteil des Angreifers aus. Trotzdem 
vird kaum eine andere Möglichkeit bestehen, wenn den Japanern an einer schnellen 
üntscheidung liegt. Auch Truppen werden kaum frei zu machen sein, sei es für die 
Xückführung in die Mandschurei oder die Vernichtung der Guerillabanden. Fast 
lle Schwierigkeiten stehen dem Angreifer entgegen, sowohl im Norden wie im 
Süden, und nach der Besetzung von Hankow und Kanton winkt kein lohnendes, in 
lie Augen springendes Ziel, es sei das in weiter Ferne stehende Endziel der Ver- 
uichtung der Regierung oder der Einnahme von Chungking. Niemand zweifelt 
laran, daß auch das den japanischen Heeren gelingen wird, dank ihrer besseren 
“ührung und Diszipliniertheit, vollkommeneren Ausbildung und Ausrüstung, aber 
icher ist auch, daß ein weiteres Jahr vergehen würde: der Sinn der Kriegsführung 
vird immer undeutlicher. 

Eng verknüpft mit den militärischen Hauptaufgaben ist die Bekämpfung der 
zuerillabanden, die sich überall neu gebildet haben, sei es aus Bauern, die ihre 
"amilie oder ihr Land verteidigen, seien es abgesprengte Soldaten, die keine Wahl 
ıaben, als zu kämpfen oder von den Japanern erschossen zu werden, oder auch 
Xäuberbanden, wie sie früher zu allen Zeiten der Unruhe entstanden sind. Diese sind 
ıeute organisiert, werden geleitet, mit Geld und Munition versorgt, und wenn 
hnen natürlich eine eigentliche militärische Kampfkraft auch nicht beizumessen ist, 
o stören sie doch die Versorgungswege empfindlich, überfallen Lastwagenkolonnen, 
interbrechen Eisenbahnen, hindern vor allem eine friedliche Entwicklung des 
„andes. Flugzeuge der Zentralregierung landen im besetzten Gebiet und bringen 
seld, Munition oder auch Propagandamaterial und Führer. Weite Strecken zwischen 
len Eisenbahnen in Hopei, Shansi, Shantung, kurz allen Provinzen im Norden und 
jüden, haben nie einen japanischen Soldaten gesehen und stellen das Rückzugs- und 
Versorgungsgebiet dieser Banden dar. Im Norden kommt hinzu die starke rote 
’ropaganda, die noch planmäßiger die Bevölkerung zum Kampf aufstachelt und 
Jnruhe sät. So wird in weiten Strecken der Anbau von Baumwolle verhindert; der 
influß macht sich bereits bei den Ausfuhrziffern bemerkbar, sehr zum Schaden 
ler Japaner, die hofften, durch Ankauf der chinesischen Ernte ihre Devisen sparen 
u können. Europäische Korrespondenten sind weit bis ins besetzte Gebiet hinein- 
ekommen, ohne einen Japaner zu sehen, haben Eisenbahnen gekreuzt und Auto- 
traßen, Städte und Dörfer besucht. Diese besetzten Gebiete treiben mehr und mehr 
ler Verarmung entgegen; denn unter der Fahne des Terrors werden die Bauern von 
liesen Banden ausgesogen und zum Unterhalt verpflichtet. Die Regierungseinnah- 
nen, sei es für eine neue oder die alte Regierung, gehen natürlich auf ein Null 
urück, und die Absicht der Japaner, den Krieg aus dem besetzten Gebiet zu finan- 
ieren, wird vereitelt. 


Angesichts dieser Verhältnisse kann an eine Entwicklung des Landes und eine ordnungs- 
emäße Regierung nicht gedacht werden. Alle bisher berufenen Provisorischen Regierungen 
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führen nur ein Schattendasein, während die Exekutive in der Hand des japanischen Militä 
liegt, das nach wie vor nach Belieben schaltet und waltet. Im Nanking-Shanghai-Bezirk ist } 
bisher nicht gelungen, Männer von Autorität und Ruf an der Regierungsbildung zu beteilige 
besonders nicht nach den vielen Attentaten, die jeden zurückgeschreckt haben. Auf japanischi 
Seite hofft man. daß sich geeignete Männer zu einer tatsächlichen Selbstverwaltung finde: 
sobald der Marschall seinen Schatien nicht mehr über das Land wirft und führt als Beisp) 
die Mandschurei an. Dieser Vergleich ist wenig überzeugend; man muß als sicher annehme«\ 
daß der Übergang viel schwieriger und langwieriger sein wird, als er es in der Mandschus 
war, und man wird an das Wort des chinesischen Ratgebers Yeh-liu-tsai erinnert, der sein 
Gebieter Djingis Khan darauf hinwies, daß man ein Land wohl vom Sattel aus erobern. könn) 
nicht aber regieren. 

Angesichts der gewaltigen Aufgaben, die sich die Japaner gestellt haben in Chii 
und die sie glauben, ohne die Mitarbeit einer starken chinesischen Regierung löss 
zu können, verlohnt sich ein Überblick über die Gebietsteile, die jetzt seit mehr & 
ein Jahr in den Händen der Japaner sind und in denen keine heftigen Kämpfe un 
keine großen Zerstörungen und Verwirrungen stattgefunden haben. j 

Die Japaner haben im Norden zwei unabhängige Distrikte geschaffen, und zwa 

1. die „Föderation des mongolischen Grenzgebiets“ mit Suiyuan, Kalgan und 

tung und 

2. die „Vorläufige Regierung von Nordchina“ mit dem Regierungssitz in Peki 

In Mandschukuo genießen die Mongolischen Distrikte eine bevorrechtigte Sonde 
stellung; man beabsichtigt, diese den Mongolen der Inneren Mongolei im gleich, 
Maße einzuräumen, angesichts des großen strategischen Wertes dieser Grenzgebie 
als einem ausgleichenden Schwergewicht gegenüber der Äußeren Mongolei und i 
Falle einer Auseinandersetzung mit Rußland. Der schnellen Eroberung der Inner! 
Mongolei durch die japanische Armee folgten Zivilbeamte, die in ganz kurzer YA 
die Verwaltungsmaschinerie wieder in Gang brachten. Der neue Distrikt ist se) 
vergrößert durch die Hereinnahme von nördlichen Teilen von Shansi mit Tatuı 
und seinen reichen Kohlenbecken und Kalgan. Dadurch ist das Gebiet lebensfäh 
geworden; besonders Tatung hat eine um ein Vielfaches größere Bevölkerung 
ziffer als vor dem Kriege, da die Kohlenförderung sehr gesteigert worden i 


\ 


Ebenso wird der Abbau von guten, hochprozentigen Eisenerzen in Suiyuan mit gro 
Energie betrieben, dazu der von Graphit und Asbest. Die daraus entspringenden Ei 
nahmen kommen z.T. der mongolischen Verwaltung zugute, während Japan 
den so bitter benötigten Rohstoffen, besonders Eisenerzen, kommt. Ferner hat m 
die Ausfuhr von Wolle aus dem mongolischen Distrikt sehr gesteigert und d. 
Mongolen einen festen Preis garantiert, der z.T. erheblich über dem Weltmarl 
preis liegt. Man hofft, auf diese Weise die Mongolen für sich und seine Zwecke 
gewinnen. Wie weit das gelingt, bleibt abzuwarten. Die Mongolen sind heute vs 
einem starken Unabhängigkeitsdrang beseelt und keinesfalls japanfreundlich, no: 
weniger allerdings chinesenfreundlich; denn der chinesische Siedler hat die Mo 
golen großer Flächen ihres Weidegebietes beraubt. Von japanischer Seite hofft ma: 
diese Freiheitsbewegung für sich einspannen zu können. Zweifellos werden c 
Mongolen durch militärische Schulung, Entwicklung ihres Landes, Bau von Straß; 
u. a. große Vorteile von der japanischen Besetzung davontragen, und es ist n 
schneller Befriedung des Landes und Schaffung geordneter Verhältnisse zu rechne. 

Ein wesentlich anderes Bild ergibt sich in Nordchina, wo die Verhältnisse all 
andere als geordnet und gefestigt sind. Alles befindet sich in einem „provisorische: 
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rustand, gleicherweise wie die Regierung. Die endgültige Form der Regierung kann 
ich erst nach dem Ausgang des Krieges ergeben. Es scheint ebenso sicher zu sein, 
laß ein zweites Mandschukuo nicht beabsichtigt ist, wie auch, daß die Japaner 
eineswegs gewillt sind, die Kontrolle über diese Gebiete jemals wieder aufzugeben. 
\us diesem Bestreben heraus liegt einmal die tatsächliche Regierungsgewalt noch 
n den Händen der japanischen Armee, andererseits ist man bemüht, durch die 
rovisorische Regierung eine geordnete Verwaltung einzurichten. Man hat in den 
eiden Ministern Wang-keh-ming und Wang-ying-tai fähige und gute Beamte ge- 
unden aus einem früheren projapanischen Anfu-Kabinett, die sich zudem nie be- 
nüht haben, eine Versöhnung mit der Nanking-Regierung zu finden. Beide bedeuten 
inen erfreulichen Ansatz, jedoch ist die Regierung weit davon entfernt, das chi- 
ıesische Volk zu repräsentieren und dazu verurteilt, ein Schattendasein zu führen, 
umal sie nicht in der Lage ist, die einzelnen Distrikte im weiteren Umkreise 
Pekings tatsächlich unter ihre Regierungsgewalt zu bringen; es ist überhaupt voll- 
tändig unklar, wieweit diese Regierungsgewalt reicht. Tatsache ist jedenfalls auch 
ür Nordchina, daß weite Strecken und Distrikte zwischen den Eisenbahnlinien und 
rößeren Städten vollständig selbständige und unabhängige Regierungsbezirke bil- 
len, die eng mit den Roten Truppen oder den sonstigen Guerillabanden zusammen- 
rbeiten und weitgehende Unterstützung der Chinesischen Zentralregierung erfahren, 
lie erst kürzlich noch einen Gouverneur für Hopei ernannt hat, der es wagen 
{onnte, unbelästigt von der japanischen Besetzung weite Strecken zu bereisen. 

Ein besonderes Problem bilden die Währungsverhältnisse, die noch ganz un- 
;eklärt sind. Die Noten der ‚Federal Reserve Bank“ sind als reine Binnenwährung 
m Umlauf, die nominell dem Yen und dem chinesischen Dollar gleichgesetzt sind, 
‚benso dem Mandschukuo-Yuan. Im beschränkten Maße sind noch die Noten der 
rüheren Regierungsbanken im Umlauf, die außerdem die einzige Währung ist, die 
ur Beschaffung von Devisen dient. Ihr Kurs ist der gleiche wie der chinesische 
Jollar und macht dieselben Schwankungen mit. Ein weiterer Kurssturz würde also 
len Yen, die nordchinesische Währung und den Mandschukuo-Yuan in gleicher 
Weise mitreißen. Offensichtlich haben die Japaner aus dem Grunde ihre Angriffe 
segen die chinesische Währung eingestellt. Sie haben nur die einzige Folgerung 
laraus gezogen, Nordchina weder mit Mandschukuo noch mit Japan zu eng zu 
rerkuppeln und überlassen dieses gewaltige Gebiet, das für sich ohne weiteres ein 
%eich bilden könnte, sich selber in dem Sinne, daß Einfuhr und Ausfuhr sich heute 
lecken, ja letztere die erstere übersteigt. Japanisches Kapital wird entgegen allen 
inderslautenden Pressemeldungen nur in ganz geringem Maße hineingesteckt. Man 
jegnügt sich vorläufig damit, vorhandene Einrichtungen zu übernehmen, umzu- 
jrganisieren und aus den Erträgen und den aus der Ausfuhr gewonnenen Devisen 
ıeue Investitionen zu bestreiten. 

Angesichts dieser Zustände und unklaren Beziehungen läßt sich irgendein Bild 
iber eine zukünftige Regierungsform in keiner Weise entwerfen. Die Japaner haben 
lie Aufgaben, die ihnen durch die Besetzung dieses Landes gestellt sind, bisher 
aum angefaßt, geschweige denn sind sie einer Lösung näher gekommen. Es dürfte 
eststehen, daß eine wirtschaftliche Entwicklung dieser aussichtsreichen Gebiete nur 
nit ausländischer Hilfe zu erreichen ist. 

Japanischerseits hofft man Geschichte wiederholen zu können und glaubt, Nord- 


30 Aufsätze Heft 


china in 6 Jahren ebenso unter seiner Kontrolle und befriedet zu haben, wie dies i 
Mandschukuo geglückt ist; denn selbst nationaltreue Chinesen müssen zugeben, da: 
die Japaner dieses Land tatsächlich besitzen, selbst wenn die Regierung unbeliebt ii 
und die Bevölkerung alles andere als japanfreundlich. Trotzdem haben sich i 
diesem Kriege nur geringe Unruhen in Mandschukuo gezeigt. Die dortigen Chine 
sind offensichtlich nicht gewillt, den Kampf Zentralchinas zu unterstützen, was nı 
dem wirtschaftlichen Aufschwung in Mandschukuo zu verdanken ist, an dem 
Chinesen in großem Maße teilhaben. | 
Die Einigkeit und die Geschlossenheit Chinas und auch der zähe Widerstand da 
Chinesen hat nicht zuletzt die Japaner am meisten überrascht und diese zu garı 
einschneidenden Maßnahmen gezwungen, die heute die Wirtschaft Japans auf eitı 
reine Kriegswirtschaft umstellen und größere Opfer verlangen, als man anfang) 
zu geben gewillt war. Man hat den gewaltigen Raum Chinas unterschätzt und wi 
die Piychalogis des modernen China nicht verstehen. Fast alle aus Japan kommen 
den Schriften über China beweisen das, in denen die Aufbaujahre der Zentra 
regierung seit 19380 oder 19331) übergangen werden. Durch die Kampfansage ai 
die jetzige Zentralregierung und besonders an die Person des Marschalls Chian 
Kai-shek ist eine Verständigung in weite Ferne gerückt; keine japanischen ‚‚Wilson 
punkte werden zu Verhandlungen führen, um einen Unterwerfungsfrieden einzt 
leiten. Die Regierungsjahre Chiang-Kai-sheks lassen sich nicht auswischen; di 
moderne China ist ohne den Marschall nicht denkbar, wie die moderne Türkei nic 
ohne Atatürk und das moderne Iran nicht ohne Riza Khan. Die Stellung des M 4 
schalls ist fester denn je. Alle Hoffnungen auf einen Sturz oder eine Regierun 
umbildung sind trügerisch, es sei denn, letztere wird aus taktischen Gründen 
macht, ohne daß der Geist der Regierung sich damit ändert. Der Marschall ist i 
einem Symbol des jungen China geworden, bereits in den Jahren friedlicher En 
wicklung und erst recht jetzt in den ersten ı1/g Jahren des Krieges. Vor allem d 
überaus starke finanzielle Unterstützung des Auslandchinesentums und die Sy 
pathie von dieser Seite her beweisen, daß der Marschall zum erstenmal in d 
modernen Geschichte das gesamte chinesische Volk repräsentiert. Japan kann auf d 
Dauer nur Vorteile haben von einem geordneten China mit einer starken Regierun 
einem China, das sich selber aufbaut, Verkehrswege schafft und steigende Einf 
und Ausfuhrziffern hat, an denen Japan in größerem Maße beteiligt sein könn 
als in der Vergangenheit, ebenso wie eine politische Zusammenarbeit gewährleis 
werden kann. Von einem zerrütteten China mit einer Schattenregierung ohı 
Autorität ist nichts zu erwarten. Japan hat nicht die Kraft, diesen Kolo 
ohne Rückgrat zu stützen, ohne nicht Gefahr zu laufen, vonih 
erdrückt zu werden. Politische Klugheit sollte das erkennen und in Rechnur 
stellen. Es steht zu hoffen, daß die nächsten Monate des Krieges und die größ 
werdenden Schwierigkeiten dieser Erkenntnis Bahn brechen und den Weg öffn« 
für eine Verständigung dieser beiden Völker, die kein grundsätzlicher Unterschis 
trennt, die im Gegenteil viel Gemeinsames bindet und die gemeinsam das ostasi. 
tische Macht-, Wirtschafts- und Kulturzentrum aufbauen können, als Gegenp: 
zur europäisch-amerikanischen Zivilisation und Machtentfaltung. 


1) Vgl. hierzu das gerade diese Fragen behandelnde Werk von Amann, Geschichte Chi 
in neuester Zeit. Bd. III: Bauernkrieg in China, Heidelberg 1939, Kurt Vowinckel Verlag. 
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SIEGFRIED WARNECK: 


Die chinesische Innere Mongolei vor dem nicht erklärten 
chinesisch-japanischen Kriege und während desselben. | 


Abgeschlossen Mitte September 1938 

D: Vorgänge in dem bis 1937 chinesisch gebliebenen Teile der Inneren Mon- 

golei und die dort seit Ausbruch der chinesisch-japanischen Feindseligkeiten 
ingetretenen Veränderungen auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet sind bis 
:tzt von der deutschen Berichterstattung kaum beachtet worden. Da die Mongolei 
eute zu den potentiell wichtigsten politischen Spannungsfeldern Asiens zählt, dürf- 
»n die nachstehenden Ausführungen auch für weitere Kreise deutscher Leser nicht 
hne Interesse sein !). 


1. Die chinesische Innere Mongolei bis 1937 


Die chinesische westliche Innere Mongolei, zu der im engeren Sinne die Pro- 
inzen Chahar und Suiyüan, im weiteren auch die Provinz Ninghsia gehört, befand 
ich in den letzten Jahren in einem Zustande dauernder Gärung und Unstetigkeit. 
Vährend in der zu Mandschukuo gehörigen östlichen Innenmongolei eine Neu- 
rdnung geschaffen worden ist, die mit starker Hand aufrechterhalten wird, konnte 
m Westen zunächst keine befriedigende Lösung der sich aufdrängenden Fragen 
nd Probleme gefunden werden. Es handelte sich in erster Linie um einen Aus- 
leich zwischen dem die Staatsgewalt vertretenden, zahlenmäßig weit überlegenen, 
ggressiv vordringenden Chinesentum und den ursprünglichen Besitzern des Landes, 
en Mongolen, die in der Entwicklung der letzten Jahrzehnte nicht zu Unrecht eine 
edrohung der Grundlagen ihrer Existenz und eine Gefahr für ihr Weiterbestehen 
ls selbständiges Volkstum erblickten. Eine befriedigende Lösung dieses schwer- 
iegenden inneren Problems war, objektiv betrachtet, auch für China erforderlich, 
a widrigenfalls die wichtigste, alles andere überragende außenpolitische Aufgabe 
er Chinesen in der Innenmongolei — die Abwehr des zunehmenden japanischen 
ünflusses nebst all seinen Folgerungen — von Anfang an mit einem unabwend- 
aren Mißerfolge rechnen mußte. Die Ereignisse seit 1933 zeugen jedoch davon, 
aß die dringenden Erfordernisse der Lage in ihrem vollen Umfange von den 


1) Als Unterlagen für den vorliegenden Aufsatz haben gedient: 


a) für die Zeit vor 1937 — Meldungen der ostasiatischen Tagespresse in englischer, rus- 
sischer und deutscher Sprache aus den Jahren 1935 bis 1997. 
b) für die neueste Zeit — außer Meldungen der Tagespresse — zwei Aufsätze in japa- 


nischer Sprache: 

T. Matsumoto, ‚Eindrücke von einer Besichtigungstour durch Meng 
Chiang“, in der Zeitschrift „Toyo“ („The Oriental Review“), 41. Jahrgang, 
Nr.2 (Nr. 470), Tokyo, Februar 1938, 5. 22—34. 

T.Goto, „Das wachsende Meng Chiang“, in der Zeitschrift „Bungei- 
shunju“, 16. Jahrgang, Nr.5, Tokyo, März 1938, S. 243—a4g. 

c) Ferner kamen dem Verfasser bei der Schilderung auch seine eigenen Erfahrungen 
zugute, die er anläßlich eines Besuches in Ost-Suiyüan im Sommer 1931 gesammelt 
hat. 

d) Als Grundvorlage für die dem Aufsatz beigefügte Kartenskizze diente die von der 
japanischen Zeitung „Manshu Nichi Nichi“ mit Genehmigung des Stabes der Kwan- 
tung-Armee am ı.Januar 1933 herausgegebene Karte Nordchinas. 
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Chinesen zu spät erkannt bzw. berücksichtigt worden sind. Sie versuchten, sich A 
nächst mit Palliativen zu behelfen, um schließlich Schiffbruch zu erleiden. 

Die unter dem Druck der sogenannten jungmongolischen Bewegung im Herb 
1933 beschlossene und im April 1934 durch Einsetzung des Politischen Rates di 
Inneren Mongolei in Pailingmiao verwirklichte Autonomie der chinesischen Innere 
Mongolei erwies sich angesichts der ablehnenden Haltung der lokalen chinesisch« 
Behörden (die dem Befriedungskommissar von Shansi und Suiyüan, General Y« 
Hsi-shan, unterstanden), sowie auch mit Rücksicht auf die mangelnde Eintrac! 
unter den Mongolen selbst, bald als nicht lebensfähig und den Anforderungen nic: 
gewachsen. Nanking hatte sie bewilligt, anscheinend von der richtigen Erkenntut 
ausgehend, daß die japanische Expansionsgefahr durch die Verwirklichung di 
innermongolischen Verwaltungsreform wesentlich geschwächt werde. Die = 
sischen Lokalbehörden haben dagegen in der Reform von 1933/34, soweit man 
zur Zeit beurteilen kann, nur eine unerwünschte Schmälerung ihrer Verwaltung: 
rechte und der damit verbundenen Einnahmen gesehen und einen Versuch, das Yı 
Hsi-shan-Regime zu schwächen. Zudem stand der Generalsekretär des Politischa 
Rates in Pailingmiao, Fürst Teh (oder Teh Wang; faktisches Oberhaupt des Siling«{ 
Bundes und eigentlicher Träger der Bewegung in der Innenmongolei), sehr bald i 
Verdacht, japanische Beziehungen zu unterhalten. Von kleineren Reibungen abgesehei 
folgte unter diesen Umständen auf die ernste Auseinandersetzung zwischen N 
hörden von Suiyüan und Pailingmiao wegen der Besteuerung von Opiumkarawanı | 
Anfang 1935 bereits im Herbst desselben Jahres ein weiterer Kompetenzstreit: ci 
chinesischen Provinzialbehörden stellten nämlich das Recht des Politischen Ratı 
mongolische Fürsten auf dem Wege eines disziplinarischen Verfahrens abzusetz | 
als unbefugten Verstoß gegen die erhlichen Rechte derselben in Frage. Anfang 1981 
als die Lage in der Provinz Chahar eine für China bedenkliche Wendung na 
konnte von einer Zusammenarbeit der chinesischen Behörden mit Teh Wang nic 
mehr die Rede sein. Zur selben Zeit ungefähr war es den Chinesen gelungen, <| 
mongolischen Fürsten der beiden westlichen Bünde, 'Ulandsab und Yekedsu (Ord 
sowie die Mongolen der Provinz Ninghsia zur Abkehr von Pailingmiao zu bewege] 

Parallel mit der geschilderten Entwicklung, die sich im wesentlichen in cf 
Provinz Suiyüan abspielte, gingen, wie schon angedeutet, in der benachbarten | 
Mandschukuo grenzenden Provinz Chahar Ereignisse vor sich, die das Weiti| 
bestehen der chinesischen Herrschaft in. dem Gebiet auf die Dauer unmögli 
machten. Ende Januar 1935 nahmen die japanisch-mandschurischen Truppen u 
erwartet eine „Grenzberichtigung‘“ vor, indem sie behaupteten, daß die an der sü 
westlichen Grenze von Jehol der Großen Mauer entlang liegende etwa 50 km br 
und 100 km lange Einbuchtung der Provinz Chahar in das Mandschukuoge 
angeblich zu Jehol gehöre und von den Truppen des chinesischen Gouverneurs 
Chahar widerrechtlich besetzt sei. Nach einigem Blutvergießen kam Anfang Febru 
das Abkommen von Tatan (im westlichen Jehol) zustande, demzufolge das stritt: 
Gebiet von den Chinesen aufgegeben wurde. — Als die Spannung zwischen China w 
Japan bald darauf im Juni 1935 ihren damaligen Höhepunkt erreichte, benutzt 
die Japaner den Anlaß eines angeblichen Angriffes chinesischer Grenztruppen & 
mandschurische Polizei, um den chinesischen Behörden eine weitere Vereinbar 
abzuzwingen, das sogenannte Abkommen Chin Teh-chun-Doihara. Die Einzelhei: 
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eses Abkommens sind nicht veröffentlicht worden, doch ist die in ihren Aus- 
rkungen wesentlichste Bestimmung wohl in der Zurückziehung der chinesischen 
'uppen aus dem nördlich der Großen Mauer liegenden Teile der Provinz Chahar 
| sehen, wo eine demilitarisierte Zone geschaffen wurde. Bewaffnete Verbände 
s lokalen Selbstschutzes, die sog. Pao-an-tui, sollten die Aufrechterhaltung von 
cherheit und Ordnung im betreffenden Teile Nord-Chahars übernehmen. 

Als der japanische Versuch, die fünf nordchinesischen Provinzen als selbständiges 
utonomiegebiet vom übrigen China zu trennen, im November 1935 scheiterte und 
nur in der entmilitarisierten Zone der Provinz Hopei gelang, die sogenannte 
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utonome Antikommunistische Regierung von Ost-Hopei ins Leben zu rufen, hatte 
ıch für Nord-Chahar die Stunde geschlagen. Um die Jahreswende 1935—1936 
urden die entmilitarisierten sechs Kreise Nord-Chahars von gemischten, aus 
ongolen und Chinesen zusammengesetzten Truppen besetzt, die allem Anschein 
ıch, zum Teil wenigstens, vom benachbarten mandschurischen Gebiet (Jehol) 
ammten, von wo sie auch andauernd materielle und moralische Unterstützung 
hielten. Von den Führern dieser Truppen wird Li Shou-hsin, angeblich ein Mon- 
le aus Jehol, der früher antijapanischer Freischarenführer gewesen sein soll, 
n häufigsten erwähnt. Im Frühjahr 1936 erstreckte sich der Einfluß seiner Truppe 
ber das Gebiet der sechs Kreise Nord-Chahars hinaus bis nach Pailingmiao in der 
covinz Suiyüan, wo er, wie die „North China Daily News‘ im Mai 1936 berichtete, 
n kleines Detachement mit zwei japanischen (!) Offizieren stehen hatte. 

Die Beseitigung der chinesischen Herrschaft in Nord-Chahar hatte die Gründung 
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einer „unabhängigen“ Mongolischen „Regierung“ zur Folge, deren Anfänge 


nächst in Changpei, nördlich von Kalgan, gelegt wurden. Diese „Regierung“, der 
wichtigster Bestandteil ein Stab japanischer Berater war, suchte von Anfang 
durch die Einführung hoher Zölle auf die aus China importierten Waren, sox 
die Öffnung der Chahar-mandschurischen Grenze, entsprechende Besteuerung ı 
chinesischen Betriebe u. dgl. den japanischen Wirtschaftsinteressen weitgeheri 
Vorschub zu leisten. Eine andere ‚Aufgabe sah sie in der Schaffung einer mon; 
lischen Armee. Den ersten Schritt in dieser Richtung stellte die Gründung einer e: 
sprechenden Schule für Mongolen in Changpei dar. Ein positives Ergebnis wui 
dieser, im allgemeinen von der Presse in China abfällig kritisierten „Regierun 
auch von ihren Gegnern zugestanden — die erfolgreiche Bekämpfung des Räub 
unwesens in Nord-Chahar. 
Die Vorgänge in Chahar wirkten auf die Chinesen alarmierend. Zwar war 
durch das Abkommen Chin Teh-chun-Doihara gebundene Provinzialregierung 1 
Chahar in Kalgan machtlos, im benachbarten Suiyüan jedoch suchte man zu rett 
was noch zu retten war. Als letzten Versuch, die Mongolen wenigstens in der | 
nannten Provinz in ihrem Lager zu behalten, genehmigte die chinesische Natio | 
Regierung durch Mandat vom 25. Januar 1936 die Bildung des Mongolischen Pi 
tischen Rates von Suiyüan, eines den zentralen Behörden in Nanking unterstehen« 
mongolischen Selbstverwaltungsausschusses. Seine Aufgabe war es, die Intere 
sämtlicher Mongolen der Provinz zu vertreten und die Monopolstellung des bisherij 
von Teh Wang maßgebend beeinflußten mongolischen Autonomen Politischen Rz 
in Pailingmiao zu brechen. Die höhere Aufsicht über diese neue Behörde wu: 
General Yen Hsi-shan, als deren Direktor, anvertraut. Der Mongolische Politis 
Rat von Suiyüan, dessen Einsetzung von den Chinesen im Februak 1936 & 
wärmste gefeiert wurde, ist jedoch während seines kurzen Bestehens nie zu wi 
licher Bedeutung gelangt. — Größeren praktischen Erfolg versprachen die 
tärischen Vorbereitungen, die der chinesische Gouverneur von Suiyüan, General 
Tso-yi, seit 1935 betrieb. Er führte eine Art allgemeiner Wehrpflicht in sein 
Gebiete ein, indem er sämtliche wehrfähigen Männer im Alter von ı8 bis 25 J ah 
verpflichtete, jährlich einen Ash von mindestens einem Monat Da 
mitzumachen, und auf diese Weise erreichte, daß etwa 300000 Mann wenigst 
in. den Anfängen der militärischen Ausbildung unterrichtet wurden. Von die 
300000 Mann wurden 20000 zu einer ständigen Miliz auserwählt, die alljährl 
einen Übungsgang von vier Monaten durchmachen sollte. Es bedarf wohl k 
der Erwähnung, daß die Fu Tso-yi daneben auch über reguläre Truppen verfüj 
Der Politische Rat der Autonomen Inneren Mongolei in Pailingmiao war du 
den Nankinger Beschluß vom 25. Januar 1936 nicht aufgehoben worden, bestand: 
solcher jedoch tatsächlich nicht mehr. Dem Fürsten Teh verblieb eigentlich nur 
im Norden der Provinz Chahar liegende Silingol-Bund, d.h. sein Stammesgebiet. ! 
chinesischen Unterstützung endeultik beraubt und von den Japanern zum Überg 
in ihr Lager gedrängt, hat es den Anschein, daß Teh Wang anfangs durch Verh 
lungen Zeit zu gewinnen suchte, die Unhaltbarkeit seiner Lage jedoch bald ei 
und sich seit etwa Mitte 1936 ganz dem japanisch-mandschurischen Block anschl 
Diese Tatsache ist seinerzeit wiederholt dementiert worden, was insofern seine 
tigkeit hatte, als Teh Wang tatsächlich, mindestens bis zum Frühjahr 1937, { 
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ll der Nankinger Regierung unterstellt blieb. Er bekleidete offiziell das Amt des 
äsidenten des Mongolischen Politischen Rates von Chahar, eines Ende Juli 1936 
n der chinesischen Nationalen Regierung errichteten nominellen Selbstverwal- 
ngsausschusses. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß die formelle 
haffung dieses Amtes eigens dazu bestimmt war, den tatsächlichen Verlust auch 
s rein mongolischen Teiles von Chahar zu verschleiern. 

In der zweiten Sommerhälfte 1936 erfuhr die Lage in der chinesischen Inneren 
ongolei erneut eine Zuspitzung, als angeblich von Japanern inspirierte sog. „mon- 
lische irreguläre Truppen“ unter Wan Ying, die mit modernen Waffen aus- 
rüstet waren (es gab z.B. plötzlich „mongolische‘“ Flugzeuge!), gemeinsam mit 
ruppen Li Shou-hsins den Versuch machten, das chinesische Regiment auch im 
sten und Norden Suiyüans mit Waffengewalt zu beseitigen. Die darauffolgenden 
ämpfe, deren Verlauf von ganz China mit reger Teilnahme verfolgt wurde, 
uerten mit Unterbrechungen von Ende Juli bis etwa Ende November 19361). 
achdem die chinesischen Truppen unter Fu Tso-yi im November bei Pailingmiao 
siegt hatten und die Lage in Ost-Suiyüan einigermaßen stabilisiert war, hörten 
e kriegerischen Operationen um die Jahreswende 1936—1937 auf. In den an- 
hließenden Monaten wußte die chinesische Tagespresse im Zusammenhang mit 
'n Unruhen in Shensi und Kansu (Gefangennahme Chiang Kai-sheks in Sian — 
ezember 1936!) dauernd von einem angeblich vorbereiteten neuen Angriff auf 
st-Suiyüan zu berichten. Die Lage in Shensi wurde jedoch im Februar 1937 
iederhergestellt, und der erwartete Angriff blieb aus. Im Ergebnis einer Konferenz 
tr zuständigen japanischen und mongolischen Vertreter in Shangtu, wurden die 
regulären“ Verbände längs der Suiyüan-Chahar-Grenze am ı. März 1937 offiziell 
ıfgelöst. Die bereits vorher von dem Teh Wang erlassenen, Frieden verheißenden 
erlautbarungen fanden hierin ihre Bestätigung. 

Über diese Vorgänge, deren Einzelheiten in vielen Punkten noch nicht geklärt 
nd, gab der damalige japanische Kriegsminister, General Sugiyama, am 20. Februar 
)37 im Budgetausschuß des Unterhauses eine Erklärung ab, die unter anderem 
gende, die japanische Stellungnahme und übliche Darstellungsweise trefflich 
snnzeichnende Behauptungen enthielt: 

„Die gegenwärtigen ideologischen Strömungen der Welt, Ruhmesüberlieferungen des ehe- 
aligen Großmongolischen Reiches, das Bewußtsein einer erniedrigten Nation, die weder in 
hina noch in der Sowjetunion eine Stütze hat, — das alles nötigte das Volk der Inneren 
[ongolei, Beistand in einer anderen Richtung zu suchen, denn man war nicht gewillt, dem 
orbilde der Äußeren Mongolei zu folgen . 

Aus dieser Stimmung und diesem Erwarten heraus verband das Volk der Inneren Mon- 
jlei mit der Tatsache der Entstehung eines neuen Nachbarstaates, Mandschudikuo, besondere 
offnungen, um so mehr, als die Mongolen von alters her der Mandschu-Dynastie gegenüber 
-oße Hochachtung entgegenbringen. 

Besonders die Tatsache wurde von den Einwohnern der Inneren Mongolei hervorgehoben, 
ıßB in dem neuen Staate des Wang-tao (Königlichen Weges), d.h. Mandschudikuo, eine allen 
ewohnern des Landes gegenüber in gleichem Maße gerechte Verwaltung verwirklicht wird, 


ıd daß ... zur Erledigung der mit dem mongolischen Volksstamme verbundenen Angelegen- 
siten ein spezielles Ministerium für Mongolische Angelegenheiten errichtet worden ist ... 


1) Mitte November 1936 erreichten die Kämpfe ihren Höhepunkt. Am ıi. des Monats 
andte sich die Nankinger Regierung infolgedessen an die bei ihr akkreditierten ausländischen 
srtreter mit dem Ersuchen, die Angehörigen der betreffenden Staaten aus Sicherheitsgrün- 
:n zum Verlassen der Provinzen Ninghsia, Suiyüan und Chahar aufzufordern. 
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Im neunten Jahre Showa (1934) erfolgte in Pailingmiao die Gründung des Mongolis 
Politischen Rates .. | 

Unter diesem Rate bildete sich eine militärische Formation von einigen 1000 Kämp 
unter dem Befehl von Wan Yıing... | 

Der mit der chinesischen Zentralregierung besonders unzufriedene Wan Ying entschloß 
angesichts der zunehmenden Autorität des Fürsten Teh, das ehemals unter dem Einfluß‘ 
dessen Vorfahren stehende Gebiet von Wu-yüan in seinen Machtbereich zu bringen, und 1 
diese seine Absicht dem Teh Wang mit.. 

Gleichzeitig gab Wan Ying die feierliche Erklärung ab, er wolle sich im Falle des 
bruchs der roten Kräfte des Hung-chün (chinesische Rote Armee) vom oberen Gelben F' 
her mit seinen Kämpfern in die Avantgarde der Verteidiger der Inneren Mongolei stelle 

Fürst Teh, dem der Unterhalt der zahlenmäßig dauernd anwachsenden Truppe Wan Y 
Schwierigkeiten bereitete, billigte dessen Plan. | 

Unter diesen Umständen begann der Vormarsch Wan Yings auf Wu-yüan... | 

... Die japanfeindliche Atmosphäre in China machte seit dem Chengtu-Zwischenf 
schnelle Fortschritte ... | 

Fu Tso-yi, der seine Beliebtheit bei der chinesischen Bevölkerung nicht aufs Spiel s« 
wollte, ließ sich von der allgemeinen Strömung hinreißen und begann mit Vorbereitung: 
militärischen Operationen gegen die Truppe Wan Yings ... | 

Die Meldungen, daß die japanisch-mandschurische Seite angeblich die innermongolis! 
Truppen zu aktiven kriegerischen Handlungen gegen die chinesische Besatzungstruppe ! 
Suiyüan aufgehetzt habe, sind vollkommen erlogen. | 

Die japanisch-mandschurische Seite konnte es nicht wollen und hat es nicht gewollt, 
die innermongolischen Truppenteile unbesonnene Ausfälle gegen die der Zahl nach weit || 
legenen chinesischen Truppen machen und so dem sicheren Tode entgegengehen. | 

Die japanisch-mandschurische Seite könnte es jedoch in keinem Falle zulassen, d 
Innere Mongolei, ganz gleich von wem es auch sei, zum Ausgangspunkt des Kampfes & 
Japan und Mandschudikuo gemacht würde, und daß die roten Fühler sich über die Ir 
Mongolei nach der Mandschurei ausstreckten. I 

Sollten derartige Bestrebungen künftig in Erscheinung treten, so wird unser Reich { 
Japan) diesem keinesfalls untätig gegenüberstehen 3) .“ 1 

Zur Zeit als diese Erklärung erfolgte, stand die westlichste japanische Besatz] 
in der Innenmongolei bereits in Shangtu unmittelbar an der Grenze von Suiyjl 
um im chinesischerseits leicht möglichen Falle der Verletzung des Abkomrj 
Chin Teh-chun — Doihara sofort zur Stelle zu sein. Fu Tso-yi hatte jedoch Ein 
genug, Japan nicht herauszufordern. Dagegen verbreitete sich seit Ende Mai | 
über viele Teile Nord-Chahars eine Aufstandswelle, deren Träger chinesische 1] 
schärler waren. Mitte Juni berichtete die chinesische Presse von einer ‚‚Se: 
schutzarmee des Volkes von Jehol und Chahar“ unter einem gewissen Li Ting-f 
die dem Fürsten Teh und der inzwischen nach Chapser (Teh-hua) verlegten ®) , 
abhängigen Mongolischen Regierung“ viel Sorge bereitete. Die den Japanern häl 
ungelegene Tätigkeit dieser Freischärler hatte auch Anfang Juli 1937 noch ıf 
aufgehört, als der Zwischenfall an der Marco-Polo-Brücke die China-Japan-F 
in ihrem vollen Umfange zur Tagesordnung stellte. 


2. Gründung der Meng Chiang-Poderation 


Am 7. Juli 1937 gab der Zwischenfall von Lukouch’iao bei Peking das Zeil 
zum Anbruch einer neuen Periode schwerster Kämpfe in Ostasien. Anfangs 


1) Die chinesische Rote Armee bedrohte 1936 von Shensi und Kansu aus Suiyüan, 
2) Der sogenannte Chengtu-Zwischenfall begab sich im Sommer 1936 anläßlich des 
lungenen Versuches der Japanischen Regierung, das Japanische Generalkonsulat in Ch 
Szechuan, wieder zu eröffnen. 3) Zitat nach der damals in Harbin, Mandschrl 
in russischer Sprache erscheinenden Zeitung „Kung Pao“. 4) Seit Mitte 1936. 
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hränkten sich die Feindseligkeiten bekanntlich auf die Umgebung von Peking und 
ientsin. Nach dem Fall von Peking bezogen die Chinesen feste SELLARZER am 
ankou Paß an der Bahn Peking—Kalgan. Die Presse brachte die Nachricht über 
n begonnenen Einmarsch chinesischer Truppen in die westlichen Gegenden der 
militarisierten Zone Nord-Chahars (Verletzung des Abkommens Chin Teh-chun — 
oiharal). Zur selben Zeit setzte sich die japanische Kwantung-Armee von Jehol 
ıs ebenfalls in Bewegung, um den Verteidigern von Nankou in den Rücken zu 
llen und die chinesischen Truppen in Chahar in die Flucht zu jagen. Am 
j- August 1937 besetzten Teile der Kwantung-Armee Kalgan. Anschließend be- 
ınn der japanische Vormarsch nach Westen der Peking-Suiyüan-Bahn entlang. 
an rechnete mit starkem chinesischem Widerstand bei Tatung, dem bedeutendsten 
:ntrum des nördlichen Teiles der Provinz Shansi, doch fiel diese Stadt über- 
schend schnell am 13. September 1937, angeblich wegen Nichtausführung der 
teilten Befehle durch einen der chinesischen Generale. Nach der Besetzung 
ıtungs trat an dieser nördlichsten Front des chinesischen Kriegsschauplatzes eine 
ırze Kampfpause ein, bis Anfang Oktober der Angriff auf die Provinz Suiyüan 
nsetzte. Bei dieser Aktion beteiligten sich neben japanischen Formationen auch 
e gemischten mongolisch-chinesischen Truppen Li Shou-hsins. Am ı4. Oktober 1937 
folgte die Besetzung der Provinzialhauptstadt Suiyüan, und am 17. erreichten die 
paner Paotou, den Endpunkt der Peking—Suiyüan-Bahn am Gelben Fluß. Hier- 
it waren die militärischen Operationen in der chinesischen Inneren Mongolei im 
ssentlichen abgeschlossen. Ein weiterer japanischer Vorstoß in der Richtung west- 
h von Paotou ist, soweit Nachrichten vorliegen, bis Herbst 1938 nicht erfolgt!). 
Die in den entsprechenden besetzten Gebieten japanischerseits ergriffenen Maß- 
ihmen ließen von Anfang an keine Zweifel darüber bestehen, daß es sich nicht 
wa um eine vorübergehende Okkupation chinesischer Gebiete durch japanische 
uppen handelte, sondern um eine grundlegende, auf lange Dauer berechnete Um- 
ganisation des gesamten staatlichen und wirtschaftlichen Apparates. 

In Kalgan wurde schon am Tage nach der Besetzung ein Ausschuß für die Er- 
ltung des Friedens gegründet, der gemeinsam mit dem Militär für die Wieder- 
rstellung der Ordnung zu sorgen hatte und die Organisation einer neuen Staats- 
walt vorbereitete. Kaum eine Woche später, am 4. September 1937, wurde der 
ntsantritt der Autonomen Regierung von Süd-Chahar mit Sitz in Kalgan 
kanntgegeben. Der Zuständigkeitsbereich dieser Regierung erstreckte sich auf die 
hn südlich der sog. „äußeren“ (d.h. nördlichen) Großen Mauer liegenden Kreise 
sien) der ehemaligen Provinz Chahar?). Anfang Dezember 1937 waren neun von 
ssen zehn Kreisen bereits befriedet, und nur in einem konnte die Staatsgewalt der 
uen Regierung infolge feindlicher chinesischer Widerstände noch nicht ausgeübt 
rden. Neben der eigentlichen Regierung mit Departements für Allgemeine An- 
legenheiten, Finanzen usw. wurden in Kalgan drei Sonderausschüsse für Auf- 
‘hterhaltung des Friedens, Verkehr und Geldwesen errichtet. Den maßgebenden 
nfluß hatten von Anfang an die den Beamten chinesischer Nationalität beigegebe- 
n japanischen Berater mit einem Hauptberater an der Spitze. 

1) Hiermit soll jedoch nicht behauptet werden, daß die unmittelbar westlich von Paotou 


senden Gebiete völlig verschont von japanischer Beeinflussung geblieben sind. 
2) Nach neuesten Angaben rund 16400 qkm mit einer Bevölkerung von 1,5 Millionen Chinesen. 
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In ähnlicher Weise erfolgte einige Wochen später die Errichtung der Autono 
Regierung von Nord-Shansi in Tatung. Sie feierte am 15. Oktober 1937 il 
Amtsantritt, nachdem hier seit dem 20. September auch ein Ausschuß für: 
Aufrechterhaltung des Friedens tätig war. Das der Regierung je Tatung ur! 
stehende Gebiet umfaßt die 13 nördlich der sogenannten „inneren“ (d.h. südlich 
Großen Mauer liegenden Kreise der chinesischen Provinz Shansit). Zwei von di 
Kreisen lagen Mitte Dezember 1937 noch außerhalb des tatsächlichen Machtbere 
der Zentrale in Tatung. — Bei der Bildung der Autonomen Regierung von N\ 
Shansi erwies es sich noch schwieriger als in Kalgan, einigermaßen geeignete 
zur Teilnahme an der Regierung zu finden. Die meisten Chinesen von Bedeut 
waren entweder geflohen oder suchten aus patriotischen oder vielleicht @ 
Gründen der persönlichen Sicherheit jegliche Mitarbeit mit der neuen Regier 
zu vermeiden. In Frage kamen deshalb vornehmlich Leute, die bisher wenig beki 
waren oder ihrer ablehnenden Haltung wegen unter dem alten Regime kein |; 
bekleideten. Zum Vorsitzenden der Autonomen Regierung von Nord-Shansi wt 
z.B. ein früherer Beamter der chinesischen Kaiserzeit namens Hsia Kung best! 
Angesichts der den japanischen Beratern zukommenden großen Bedeutung dül 
die nicht ganz einwandfreie Besetzung der Ämter an sich jedoch kaum wesentl]! 
nachteilige Auswirkungen haben. l 

In Suiyüan trat bald nach dem Einmarsch der japanischen und mongoli 
Truppen am 27. Oktober 1937 die zweite Mongolische Konstituierende Versam 
zusammen, die am 28. Oktober die Gründung der Autonomen Regierung der M. 
golischen Ligen (Bünde) mit Sitz in Suiyüan beschloß. Wie T. Matsun 
hierzu bemerkt, handelte es sich dabei im Grunde um die auf der sogenanı 
ersten Mongolischen Konstituierenden Versammlung, die im April 1936 in 
damals von Li Shou-hsin besetzten Pailingmiao tagte, ins Leben gerufene „Re 
rung der Mongolischen Bünde“, die jetzt lediglich mit einem neuen Aushäi 
schild versehen worden sei. Der endgültige Beschluß über die Einzelheiten 
Organisation dieser neuen Regierung wurde jedoch erst am 8. Dezember 1937 
einer Versammlung der mongolischen Fürsten gefaßt. Fürst Yün, der ehema 
Präsident des Autonomen Politischen Rates der Inneren Mongolei in Pailing 
übernahm auch hier den Vorsitz, während Fürst Teh zum Vizepräsidenten erni 
wurde. Als solcher vertrat er den kranken Fürsten Yün bei der Erledigung 
Regierungsgeschäfte und war somit der eigentliche Träger der Staatsgewalt. N 
dem einige Monate später erfolgten Tode des Fürsten Yün wurde Teh Wang a 
formell zum Oberhaupt der Autonomen Regierung der Mongolischen Ligen. M 
tärisch stützt sich diese Regierung, abgesehen vom japanischen Militär, auf’ 
etwa 15000 Mann starke mongolisch-chinesische Truppe Li Shou-hsins. Das G 
der neuen mongolischen Regierung umfaßt theoretisch die gesamte bisherige I 
vinz Suiyüan und Nord-Chahar, d.h. die alten innermongolischen Bünde Silin. 
Ulandsab, Yekedsu (Ordos) und die neu hinzukommenden Bünde Chahar 
Payantala nebst den Sonderstädten Suiyüan, jetzt auf mongolisch Kukuhoto (H 
Hota) genannt, und Paotou?). In dem von Chinesen besiedelten Teile dieses 


{) 


1) Rund 23800 qkm mit 1,43 Millionen chinesischer Bevölkerung. 
2) Nach neuesten japanischen Angaben rund 466 600 qkm mit 2 570 000 Einwohnern, 
von 2280000 Chinesen und nur 290000 Mongolen. 
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jietes liegen 19 Kreise des früheren Verwaltungssystems. Die Macht der neuen Re- 
ierung erstreckte sich im Frühjahr 1938 jedoch nur auf die Bünde Silingol, 
/hahar, Payantala und Teile von Ulandsab nebst den Sonderstädten, das restliche 
sebiet stand zum Teil sogar noch unter chinesischem Einfluß. 

Um das neue staatliche Gebilde lebensfähig zu machen, erwies sich ein dauernder 
usammenschluß mit den beiden benachbarten autonomen Gebieten von Nord- 
Shansi und Süd-Chahar als erforderlich. Dieser Notwendigkeit entsprechend tagte 
ım 22. und 23. November 1937 in Kalgan eine Konferenz der Vertreter der drei 
utonomen Regierungen, die den Beschluß faßte, zur Leitung der gemeinsamen 
\ngelegenheiten, wie z.B. Eisenbahnen, Post, Telegraphen- und Telephonverbin- 
lung, industrieller Aufbau, Währung usw., eine Art Föderativregierung unter der 
3ezeichnung: Vereinigte Kommission von Meng Chiang!) zu errichten. Es 
vurde ein Ausschuß von sieben Mitgliedern gebildet, in dem die Autonome Regie- 
ung der Mongolischen Ligen drei Sitze, die von Süd-Chahar und Nord-Shansi je 
wei Sitze innehaben. Die Mitglieder dieses Hauptausschusses teilen unter sich die 
irbeit in den Sonderausschüssen, von denen es ursprünglich drei gab: für Industrie, 
/erkehr und Geldwesen. Später kamen noch ein Handels-, ein Finanzausschuß usw. 
uinzu. Zum Hauptberater der Vereinigten Kommission von Meng Chiang wurde der 
Japaner Dr. Kanai ernannt, bis dahin Hauptberater der Autonomen Regierung von 
jüd-Chahar und ehedem Gouverneur der Chientao-Provinz in Mandschukuo, ein 
ann, der schon bei der Gründung Mandschukuos Pate gestanden hat. Da zunächst 
sein Vorsitzender der Vereinigten Kommission von Meng Chiang gewählt wurde, 
eitete Dr. Kanai in Vertretung eines solchen fast den gesamten politischen und 
virtschaftlichen Aufbau des Meng Chiang-Gebietes. — Was die Bezeichnung ‚Meng 
/hiang‘“ betrifft, so ist „‚Meng‘‘ das Zeichen für „Mongolei“, während „Chiang“ an 
ich soviel wie „Grenzgebiet“ bedeutet, jedoch auch als Verkürzung für „Sinkiang“ 
= Chinesisch-Turkestan gebraucht wird. „Meng Chiang‘ kann somit entweder als 
‚Mongolei und die Grenzgebiete“ oder „Mongolei und Sinkiang“ aufgefaßt werden. 
[rotz der in der Presse gelegentlich vorkommenden entgegengesetzten Auslegung 
Yird angenommen, daß die erste Übersetzung die richtige sei. 


3. Die wirtschaftlichen Probleme des Meng Chiang-Gebietes 

Um die wirtschaftliche Erschließung des stark rückständigen Meng Chiang-Ge- 
ietes zu ermöglichen, waren neben der Wiederherstellung der Ordnung im Lande 
n erster Linie die Schaffung eines normalen Geldumlaufs und sicherer Transport- 
erhältnisse erforderlich. 

Unter dem bisherigen Regime war der Notenumlauf im späteren Meng Chiang 
ängst nicht einheitlich geregelt. Es gab eine Emissionsbank in Kalgan, zwei in 
uiyüan; in Nord-Shansi befanden sich neben verschiedenen lokalen Geldsorten die 
ogenannten Shansi-Noten im Umlauf, herausgegeben von Banken, die ihren Sitz in 
'aiyüanfu (Hauptstadt der Provinz Shansi) hatten, ferner konnte man in ganz Meng 
!hiang Noten der Tientsiner bzw. Pekinger Filialen der Central Bank of China, der 
jank of China und der Bank of Communications antreffen. 

Als die Japaner Kalgan besetzten, nahm der chinesische Gouverneur Liu Ju-ming 
ie gesamte Notenreserve nebst den Notenpressen der Emissionsbank von Chahar auf 


1) Lies „Möng Djiang“. 
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der Flucht mit sich. Eine Entwertung der lokalen Währung durch Inflation 
fürchtend, gründete die Autonome Regierung von Süd-Chahar am ı. Oktober r: 
in Kalgan die Bank von Süd-Chahar als neue Emissionsbank und erließ glei 
zeitig eine Notverordnung zum Schutze der Währung. Innerhalb von 20 Ta: 
mußten die bisherigen Noten gegen neue umgetauscht bzw. mit einem Aufdr! 
versehen werden. Die alten Noten wurden außer Kurs gesetzt und verboten. 
Zahlungsmittel waren außer den Noten der Bank von Süd-Chahar nur noch 

ihnen gleichwertigen Noten von Japan und Mandschukuo zugelassen. Nach der H 
nahme von Tatung und Suiyüan wurden daselbst Filialen der Bank von Süd-Cha 
eröffnet. In Nord-Shansi wurden die bisherigen Noten jedoch nicht zurückgezo 
und zum weiteren vorläufigen Gebrauch gestattet; desgleichen auch in Suiyüan,,, 
die Emissionsbanken dank den Maßnahmen des chinesischen Gouverneurs 
Tso-yi, der die Interessen der Bevölkerung nicht schädigen wollte, von den Japan 
in unversehrtem Zustande vorgefunden worden sein sollen. — Am 1. Dezer 

1937 wurde als weiterer Schritt zur Vereinheitlichung des Geldwesens in | 
Chiang die Bank von Meng Chiang als einzige Emissionsbank mit einem Kapital 
ı2 Millionen Yüan gegründet. Sie übernahm sämtliche bisherige Emissionsban! 
einschließlich der Bank von Süd-Chahar. Ihr Kapital sollte in gleichen Raten 
den drei autonomen Regierungen beigetragen werden. Zunächst wurden 3 1 
lionen auf dem Wege einer Krediteröffnung seitens der Zentralbank von 
dschukuo (Central Bank of Manchou) unter solidarischer Haftung der drei Rei 
rungen eingezahlt. Durch die mit dem Yen paritätische neue Währung hat sich ı 
Meng Chiang-Gebiet dem japanisch-mandschurischen Yenblock angeschlossen. 
Herausgabe der neuen Noten sollte am ı. April 1938 erfolgen. Anfang 1938 se 
sich der Notenumlauf in Meng Chiang infolgedessen noch aus folgenden wichtig? 


Notensorten zusammen: 


Noten der Bank von Süd-Chahar 5,7 Millionen Yüan 
Shansi-Noten 0,21 „ » 
Noten der beiden Emissionsbanken von Suiyüan 6,9 ss 5 
Noten der Tientsiner Banken 5,7 35 55 


Ferner befanden sich japanische und mandschurische Noten im Umlauf. 


Was das Verkehrswesen betrifft, so ist die einzige bedeutende Eisenbahn des Mf 
Chiang-Gebietes, die Peking—Suiyüan-Bahn, in ihrer ganzen Länge (von Pekin 
Paotou rund 816 km) der Verwaltung der Südmandschurischen Eisenbahngesellse 
übergeben worden, die inzwischen die Kriegsschäden repariert und die Zahl! 
Züge bereits auf die Höhe der Vorkonfliktszeit gebracht hatt). Mit der Zeit soll] 
Bahn durch Beseitigung ihrer zahlreichen technischen Mängel leistungsfähigerif 
macht werden. Ferner rechnet man für die Zukunft mit der Verwirklichung 
alten Verlängerungsprojekts von Paotou über Wu-yüan nach Ninghsia s 
dem Vernehmen nach, mit dem Bau der Linie P’ingtich’üan—Shangtu—Chang 
Kalgan nebst Abzweigung nach Jehol. Jedoch liegen Einzelheiten noch nicht voll 

In bezug auf den Kraftwagenverkehr ist es dank der erfolgreich durchgefühlf 
Befriedung des Landes wieder möglich geworden, die Strecke Kalgan—Paotoıf 


1) Die zweite Bahn Meng Chiangs, welche die Peking—Suiyüan-Bahn mit dem Eisenl! | 
netz Shansis südlich der Großen Mauer verbinden soll (von Tatung aus), ist vorläufig: 
teilweise in Betrieb und hat rein lokale Bedeutung. 
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inem Tage zurückzulegen. Zur weiteren Förderung des Kraftwagenfernverkehrs und 
um Ausbau eines geeigneten Straßennetzes wurde mit Zustimmung der Vereinigten 
‚ommission von Meng Chiang die Meng Chiang Kraftwagengesellschaft mit 4 Mil- 
onen Yüan Kapital gegründet. In einem Zeitabschnitt von vier Jahren soll diese 
resellschaft 6000 km wichtiger Überlandstraßen dem Verkehr eröffnen. Nach drei 
ahren sollen 250 Kraftwagen in Betrieb sein. 

Durch Verlängerung der Fluglinien der Manchuria Aviation Co.t) ist das Meng 
‚hiang-Gebiet an das japanisch-mandschurische Luftverkehrsnetz angeschlossen 
rorden. 

Die Arbeit der Post in Meng Chiang soll verhältnismäßig glatt und ohne Störungen 
or sich gehen. Wohl um die seinerzeit bei der Einführung mandschurischer Brief- 
ıarken im internationalen Postverkehr gemachten schlechten Erfahrungen nicht zu 
iederholen, werden vorläufig die alten chinesischen Postwertzeichen gebraucht. 
ur Aufrechterhaltung des Post- und Telegraphenbetriebs hat die Vereinigte Kom- 
ıission von Meng Chiang eine besondere Behörde errichtet — die Post- und Tele- 
raphen-Generaldirektion. Daneben wurde im Februar 1938 nach dem Muster ähn- 
cher Institutionen in der Mandschurei eine gemischte japanisch-mongolische Son- 
ergesellschaft, die Meng Chiang-Gesellschaft für Einrichtungen des elektrischen 
lachrichtenwesens, gegründet, deren Aufgabe es ist, die Einrichtungen des elek- 
ischen Nachrichtenwesens (Telegraph, Telephon usw.) nach Plänen der Vereinigten 
‚ommission von Meng Chiang auszubauen und intakt zu erhalten. Das Kapital der 
'esellschaft beträgt ı2 Millionen Yüan (davon ist ein Viertel eingezahlt); be- 
iligt sind die Vereinigte Kommission von Meng Chiang und die Japanische Tele- 
raphen- und Telephon-Baugesellschaft mit je 6 Millionen Yüan. Zunächst soll 
ie Gesellschaft einen Dreijahresplan durchführen. Ihre Einnahmen werden aus den 
on der Post- und Telegraphen-Generaldirektion zu zahlenden Gebühren bestehen. 
lie jährliche Dividende ist im voraus mit 6% festgesetzt worden. Da die Kapital- 
inzahlung des ersten Jahres zur Finanzierung der Planarbeiten nicht ausreicht, 
jllen die fehlenden 2 Millionen auf dem Anleihewege aus Japan beschafft werden. 

Die gegenwärtige Krise in Ostasien stellt an die japanische bzw. mandschurische 
Virtschaft sehr hohe Anforderungen. Es erscheint deshalb als eine natürliche Fol- 
erung, daß man japanischerseits auch die wirtschaftliche Erschließung von Meng 
hiang unter dem Gesichtspunkte einer möglichst weitgehenden Nutzbarmachung 
er wirtschaftlichen Kräfte auf dem schnellsten Wege zu forcieren sucht. Die Wirt- 
haft soll systematisch nach einem von der Vereinigten Kommission von Meng 
hiang entsprechend den Anforderungen der Kriegszeit zu entwerfenden Plan auf- 
»baut werden. Um die wirksame Durchführung der Regierungspläne im Interesse 
sr japanischen Kriegswirtschaft zu sichern, besteht das Bestreben, alle wichtigsten 
ıdustriezweige zu monopolisieren und für jeden einzelnen je eine Sondergesell- 
haft mit japanischem bzw. mandschurischem oder mongolischem Kapital unter 
ontrolle der Vereinigten Kommission zu gründen. 

Einen der wichtigsten Artikel der Inneren Mongolei bildet Schafwolle. Bis 1937 
sfand sich ein bedeutender Teil des Wollhandels in ausländischen, englischen, 
merikanischen, zum geringeren Teil auch deutschen Händen. Um die etwa 20 bis 


1) So nach Goto. Den Luftverkehr zwischen Mandschukuo und Nordchina einschließlich 
algans hat bisher die gemischte japanisch-chinesische Hui-ttung Aviation Co. betrieben. 
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300%. des japanischen Wollbedarfs betragende lokale Wollerzeugung ganz fürı 
japanische bzw. mandschurische Wirtschaft zu sichern, hat die Vereinigte Kı 
mission von Meng Chiang den Wollhandel durch Gründung eines Verbandes: 
bedeutendsten japanischen und mandschurischen Interessentenfirmen (Mitsui, MI 
bishi, Kanebo, Mammo Keori usw.), dem das ausschließliche Einkaufsrecht zu 
standen worden ist, monopolisiert. Als offizielle Begründung der Monopolisier} 
wird angeführt, es bestünde die dringende Notwendigkeit, die Mongolen vort) 
rücksichtslosen Ausbeutung durch Wollankäufer zu schützen, die unter dem | 
herigen System zu Unterpreisen einkaufen konnten und die Mongolen dadurch v/ 
schaftlich ruinierten. | 

Große Hoffnungen sind mit der Zukunft des Bergbaus in Meng Chiang | 
bunden. Außer den reichhaltigen Eisenvorkommen in Süd-Chahar gibt es faslı 
allen Teilen des Meng Chiang-Gebietes Steinkohlevorkommen, unter denen dien) 
Tatung in Nord-Shansi zu den reichsten von ganz China gehören; ferner weill 
Vorkommen von Tungstein, Asbest, Molybdän sowie unerschöpfliche Steinsalz- | 
Sodavorkommen erwähnt. Es bestehen somit gute Möglichkeiten zur Entwicki| 
einer schweren Eisenindustrie und chemischer Industrien. Ausgebeutet werden 
Zeit nur die Eisenminen von Lung-yen in Süd-Chahar, die der China Devet 
ment Co., einer Tochtergesellschaft der Südmandschurischen Eisenbahngesellsch| 
übertragen worden sind, und die Kohlengruben bei Tatung. Die Lung-yen-Mil 
sollten ab Mitte Dezember 1937 täglich 600 Tonnen hochwertiger Eisenerze ıl 
Japan verschiffen. — Erst nach Abschluß der in Aussicht genommenen grif 
lichen Erforschung der Bodenschätze Meng Chiangs ist jedoch mit der Aufste 
eines endgültigen Planes für die Entwicklung der Montanindustrie Meng Chiil 
zu rechnen. (Fortsetzung in Heft ! 
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D: Zeit der Jahreswende verleitet zur Rückschau — besonders dann, wenıl 
sich um ein so schicksalreiches Jahr wie um das Jahr 1938 handelt. Desl 
wird an vielen Stellen der Erde in diesen Tagen Rückschau gehalten, freudige cf 
weniger freudige. Das Deutsche Reich hat ein Jahr schärfster Anspannung se 
Kräfte und glänzender außenpolitischer Erfolge hinter sich; es befolgt den a: 
Spruch: Nach dem Sieg binde den Helm fester. Um so mehr ist die genaue \ 
folgung der außenpolitischen Fragen notwendig, die weltüber in diesem Jahr ı 
nicht gelöst worden sind. Denn die ungelösten oder die nur scheinbar gelöj 
werden uns durch das Jahr 1939 begleiten, manche von ihnen freilich noch wes« 
lich länger. Daniele Vare, der italienische Vertreter bei der spanischen Nicht! 
mischungskommission in London und frühere italienische Gesandte in Peking, 
ein reizvolles Buch geschrieben, betitelt: Der lachende Diplomat. Darin schilderı 
vieles, was selten niedergeschrieben wird, manches darunter ist von hohem po 
schen Interesse. So schildert Var&, wie er von Mussolini nach der Dauer des | 
nesich-japanischen Konflikts befragt worden sei, und dem erstaunten Muss 
die Antwort gegeben habe, die jeder Kenner Ostasiens auf eine solche Frage gei 
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uß: Mindestens hundert Jahre, vielleicht hundertfünfzig, vielleicht noch mehr. 
stasien gehört nicht in den Bereich der Berichterstattung aus der atlantischen 
Velt, aber wir tun gut daran, die ostasiatischen Vorgänge nie zu vergessen, wenn 
ir das Handeln oder Nichthandeln europäischer und amerikanischer Mächte in ge- 
issen Fragen Europas, Afrikas oder des Vorderen Orients verstehen wollen. Wir 
Önnen nicht in jedem unserer Berichte auf diesen ostasiatischen Hintergrund hin- 
eisen, und stellen deshalb diesen Hinweis an die Spitze der Berichterstattung 
ieses Jahres. Denn hier handelt es sich um die größte aller ungelösten Fragen der 
Veltpolitik, und sie ist verknüpft mit der zweitgrößten: der Frage nach dem 
eographischen Ort und dem Zeitpunkt, wo das Britische Weltreich noch einmal 
ı kämpfen bereit ist. Die Jahre 1936—38 haben nur an manchen Stellen der Erde 
ie Frage beantwortet: Wofür England nicht oder noch nicht zu kämpfen bereit ist. 
s hat nicht für die Alleinherrschaft oder, besser ausgedrückt, die englisch-fran- 
5sische Doppelherrschaft im Mittelmeer gekämpft. Es hat nicht für die Andauer der 
rdnung von Versailles in Mitteleuropa gekämpft; es hat nicht für seine Außen- 
osten in China gekämpft, zum mindesten so lange nicht, als die Japaner britische 
eichsrechte wenigstens formal geachtet haben. Aber die ganze englische Geschichte, 
ie ganze grimmige. Geschichte seiner Auseinandersetzung mit rivalisierenden 
roßmächten, von Spanien über Holland und Frankreich bis zu Deutschland und 
ußland, müßte neu geschrieben werden, wenn man glauben wollte, daß die 
eutige britische Rüstung nur Bluff sei, oder daß die angelsächsische Welt sich 
auernd bluffen lasse. Es gibt noch politische Gegenstände, für die England (und 
it ihm Frankreich) kämpfen werden: keine Weltmacht, die sich nicht im Zu- 
and äußerster Fäulnis befindet, läßt sich widerstandslos entgliedern. Natürlich 
echseln die Methoden des Widerstandes. Staaten, die über einen langen finanziellen 
nd wirtschaftlichen Atem verfügen, sind manchmal geneigt, den militärischen 
insatz weiter hinauszuschieben als andere Staaten; manchmal weiter, als in spä- 
ren Zeiten von ihren eigenen Historikern für zweckmäßig gehalten wird. Das 
deutet in der Praxis, daß Kriege länger dauern, als man zu ihrem Anfang für 
ahrscheinlich hält. Gewiß wird es wenige Europäer geben, die sich einen Zustand 
undertjähriger Wirren nach ostasiatischem Vorbild in Europa vorstellen können. 
er Dreißigjährige Krieg liegt in der geschichtlichen Erinnerung zu weit zurück 
nd berührt die meisten nur mehr dann, wenn sie auf den Wegen der Familien- 
irschung auf zerstörte Höfe, verbrannte Kirchenbücher und unaufklärbare Fa- 
ülienschicksale stoßen. Wer aber vermißt sich zu sagen, wie eine geschichtliche 
ückschau einmal die Gesamtheit der europäischen Vorgänge in jener Periode be- 
ennen wird, die ıg1/4 begonnen hat und nach dem Ablauf eines Vierteljahrhunderts 
och keineswegs beendet ist? Auch hier bietet wieder Ostasien einen Ansatzpunkt 
»s politischen Denkens: So unklar den europäischen Völkern selbst die Grund- 
gen ihrer Gemeinsamkeit sein mochten — in fremden Erdteilen gab es so etwas 
ie eine Solidarität der weißen Rasse, vor ıgı/4ı —, so ähnlich, wie es vor 1789 eine 
emeinschaft des Adels in Europa gab. Das eine wie das andere ist fernste Ver- 
ıngenheit geworden. Aber die Wirkung in dem uns näher liegenden Fall ist die 
inengung des Lebensraumes für alle daran beteiligten europäischen Völker. Wer 
iöchte eine Garantie dafür übernehmen, daß im Fall eines neuen Konfliktes zwi- 
hen den vier europäischen Großmächten der Gegenwart nicht im Vorderen Asien 
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und in Afrika Entwicklungen eintreten, die dem Wiederaufstieg Ostasiens 
Selbstbestimmung verwandt wären? Wenn politische Führer Indiens heute scho»f 
noch unter der Decke der englischen Herrschaft — von Ostafrika als dem na‘ 
gegebenen kolonialen Ausbreitungsgebiet Indiens sprechen; wenn sich die Füll 
der arabischen Bewegung in Syrien und Nordafrika über jede Förderung fre> 
die ihre nationalrevolutionären Bewegungen von europäischen Gegnern ihrer f; 
zeitigen Herren erfahren — dann wird der Hintergrund sichtbar, vor dem | 
territoriale Auseinandersetzungen der europäischen Mächte im Mittelmeer | 
spielen. Japan dankt seine heutige Großmachtstellung, die Türkei, Persien |) 
Afghanistan danken ihre volle Unabhängigkeit (Ägypten, Irak und Saudi Araıf 
ihre weitgehende, wenn auch nicht volle Selbständigkeit) doch nur der Tatsa 
daß auch die Sieger des Weltkrieges nach 1918 so erschöpft waren, daß ihnen !} 
Behaupten außenliegender Stellungen die Kraft fehlte. Überall in Nordafrika‘f 
unter englischer, französischer oder italienischer Herrschaft, gibt es Unabhänt! 
keitsbewegungen der islamischen Völker. Überall, ob in Syrien, Algerien und |} 
rokko, in Ägypten und Palästina, in Äthiopien und Libyen, sind die Weißen |} 
Minderheit. Auch in Tunis bilden Italiener und Franzosen zusammen nur | 
Minderheit innerhalb der berberisch-arabischen Bevölkerung. Italien weiß aus seiil 
ganzen Kolonialreich, wie langwierig Bandenkriege sein können. Die Englärl) 
machen in Palästina zur Zeit die gleiche, in der europäischen Öffentlichkeit | 
beleuchtete Erfahrung. Die Franzosen haben ähnliche Proben in Syrien erlebt | 
werden sie vielleicht wieder erleben. Die mühselige Unterwerfung des marokkil 
schen Rif durch beste französische Truppen ist eine nicht allzu weit zuri| 
liegende Erinnerung. Wenn man einmal den Versuch macht, sich die Formen ei 
bewaffneten Konflikts um den Besitz gewisser nordafrikanischer Schlüsselstellun] 
vorzustellen, dann weiß man, daß auch ein rascher Sieger — und einen rascı 
Sieger würde es schwerlich geben — inmitten eines rassenpolitischen Erdbell 
stände. Das alles muß gesehen werden, wenn man die Tunis- und Korsikarufe 
italienischen Kammer, Daladiers gepanzerte Fahrt nach Ajaccio und Biserta in i || 
großen Zusammenhängen sehen will. Neville Chamberlain, der in vielen Bereic! 
der Weltpolitik das Erbe außenpolitisch unzulänglicher Vorgänger anzutreten 
wird auch bei seinem Staatsbesuch in Rom vor schwierigen Verhandlungen stel 
Über französischen Besitz kann man nicht in jenen Formen verfügen, in denen ü 
den Besitz kleinerer Staaten verfügt worden ist. Im einzelnen hat Italien duı 
aus begründbare Ansprüche. Die jetzige Organisation der Suez-Kanal-Verwalti 
entspricht den heutigen Gegebenheiten nicht mehr. Italiens Anspruch auf Senki 
der Gebühren und auf Mitarbeit in der Verwaltung ist ebenso begründet wie 
Wunsch, auf Djibuti Einfluß zu haben. Hafen und Bahn der französischen So 
Kolonie gedeihen zur Zeit durch die italienischen Erschließungsmaßnahmen 
Abessinien, nicht durch irgendwelchen französischen Unternehmungsgeist. Ital 
liefert dem Suezkanal einen sehr viel größeren Anteil seines Verkehrs als frül 
Die Behandlung der Italiener in Tunis ist ein alter Gegenstand für Streit und V 
handlung zwischen den lateinischen Schwestern; über den internationalen Status 
tunesischen Protektorats läßt sich an Hand alter Verträge allerlei sagen. Auch H 
ist Raum für Verhandlungen. Aber die große Frage, die sich hier, wie überall 
der Welt, für die Besitzenden stellt, ist einfach die: Sind Lösegelder, die un 
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Irohungen mit bewaffnetem Konflikt gegeben und genommen werden, ein ge- 
ignetes Mittel, um einen Weltkrieg zu verhindern — oder sind sie nur ein Mittel, 
‚a ihn besser vorzubereiten? Chamberlain hat mit erstaunlicher Zähigkeit bisher 
ie Auffassung vertreten und in die Praxis umgesetzt, daß Konzessionen dem 
‚rieden dienen. Seine innenpolitischen Gegner sind anderer Meinung, und sie haben 
sit Mitte November erheblich an Einfluß gewonnen. Auch die wiederholten Stel- 
angnahmen führender amerikanischer Staatsmänner sind nicht geeignet, Cham- 
erlain das Leben leichter zu machen. Welches auch das Motiv Herrn Roosevelts für 
ine erstaunliche Neujahrsbotschaft gewesen sein mag — diejenigen, die unseren 
»tzten Bericht gelesen haben, werden mit uns glauben, daß es sich in erster; Linie 
m ein innen- und wirtschaftspolitisches Ablenkungsmanöver handelt — die außen- 
olitischen Folgen sind weitgreifend und tief. Die englische Außenpolitik ist nun 
inmal darauf angewiesen, auf die jeweils herrschenden Strömungen in den Ver- 
inigten Staaten Rücksicht zu nehmen. Wenn Ottawa im Kriegsfall zur zweiten 
ritischen Reichszentrale gemacht werden soll, müssen die Stränge nach Neuyork 
nad nach Washington gut geölt werden. Wenn der amerikanische Präsident sich 
a einer aggressiven Außenpolitik entschließt, kann sich England nicht leisten, 
agegen aufzutreten, auch wenn die Friedenspolitik des englischen Ministerpräsi- 
‚enten darunter Schaden leidet. Schon in den Jahren nach dem Weltkrieg mußte 
ingland in der irischen Frage Konzessionen machen, die dem englischen Volk und 
Ainer Regierung damals durchaus fern lagen, weil Amerika sie verlangte. Heute 
iegen diese amerikanischen Hemmungen störend auf der englischen Palästina- 
‚olitik und auch — was weniger deutlich sichtbar geworden ist — auf den Be- 
iehungen Englands zu Franco. 

Aus Südamerika ist das erwartete Ergebnis der großen Konferenz in Lima zu 
aelden: ein Fehlschlag des nordamerikanischen Versuchs, den panamerikanischen 
tedanken wirtschaftlich, militärisch und politisch wesentlich zu fördern. Der haupt- 
ichliche Träger des Widerstandes war, wie zu erwarten stand, Argentinien. Der 
/ersuch Hulls, eine verpflichtende Einigung sämtlicher amerikanischer Staaten 
egen fremden Eingriff zustande zu bringen, wurde von Argentinien dadurch ab- 
ebogen, daß eine Sicherung auch gegen fremden Eingriff innerhalb der amerika- 
ischen Staatenwelt verlangt wurde. Dafür waren die Vereinigten Staaten wieder 
icht zu haben — aus begreiflichen Reservaten ihrer Westindien- und Mittelamerika- 
‚olitik heraus. 

| In Spanien hat nunmehr — ein volles Jahr nach den Kämpfen um Teruel — die 
'ortsetzung der nationalistischen Offensive gegen Barcelona begonnen. Der Ansatz 
erade an dieser Stelle beweist, daß Franco die Zeit für einen Hauptschlag für ge- 
ommen hält. Die Eroberung Barcelonas würde allerdings das Ende des inter- 
ationalen Charakters der spanischen Frage bedeuten. Die katalanische F rage bliebe 
reilich als ungelöstes, und immer wieder aufflackerndes Problem in einem uni- 
wischen Spanien zurück. Noch aber stehen die Höhen des Küstengebirges zwischen 
en Truppen Francos und ihrem Ziel; die bisherige Geschichte spanischer Offen- 
(ven mahnt zu vorsichtigem Urteil. 

Mitteleuropa aber geht in das neue Jahr im Zeichen einer wiederhergestellten 
eutschen Vormacht und damit im Zeichen des Wechsels außen- und innen- 
olitischer Methoden bei allen denen, welche die Sprache der Zeit verstehen. 
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A; Mitte Novem: 
Oberst KenryoS:: 
das genommene Hanl 
„Chinas letzten mit 
Punkt“ nannte und die F} 
derung aufstellte, daß ' 
dort aus eine neue k« 
struktive Feldzugspolitik 
setzen müsse, da sprach ı 
gewiß allen Freunden nii 
nur Japans, sondern au 
einer neuen Ordnung 
Asien aus der Seele. (Anhi 
Significancee of Hank« 
Transpacific; Tokyo, 10. N 
vemnber 1938.) Dabei xl 
eine wehrgeopolitische Übt 
schau unvermeidlich. Sie: 
erkennen, daß man in J af 
— abgesehen von der ı 
Bee Rußland aus unterhalter 
Ideen Wider FIrell ev sarasci» Roten Armee in Nordwe 
A Message For Chungking china — immer noch ı 
etwa 300000 Köpfen der Streitkräfte Chiang-Kai-Sheks und 300000 Köpfen « 
Provinzialarmeen rechnete und sich bewußt war, daß von dem eigenen Jahreskc 
tingent von etwa 600000 Mann fast ein Drittel, auch bei nachsichtiger Auffassuı 
den Wehrforderungen an Tauglichkeit nicht genügte. Raumbewältigungswille 
Rassenkraft mußten also besser aufeinander abgestimmt werden, zumal in dı 
langfristig rechnenden Fernen Osten beiderseits schon die Rüstungshöhen ande: 
Mächte von 1942 eingerechnet werden. 

Kühnheit und Entschlußkraft der leitenden Kreise, vor allem der von den $ 
daten etwas verächtlich als „Intelligentsija“ angeredeten, werden aufgerufen, w 
— angesichts des Zuges der Zeit auf gewaltige Veränderungen zu, die mit Riese 
schritten herankämen — das überanstrengte Japan seine Linie halten wolle. Sell 
haben wir den Willen zur unbedingten Erneuerung und die Unmöglichkeit jeo 
Rückkehr zum ehemaligen Vorkriegszustand in Ostasien und Japan mit solch 
Rücksichtslosigkeit betont gefunden. Spartanische Mütter werden gefordert; « 
allein aus dem Festlandklima fließenden Anstrengungen scharf gezeigt; so in Hank: 
wo der Winter das Quecksilber unter 5o Grad Kälte fallen lasse, und im Somm: 
„der Spatz mit verbrannten Füßen vom heißen Dach falle und die Katze, die i 
fresse, sich den Mund verbrenne“. Der klimaverwöhnten ozeanischen Rasse Japs 
wird schonungslos in scharfen Schwarz-Weiß-Gegensätzen ausgemalt, worauf sie s: 
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in China einzurichten habe, wenn sie jenseits von Hankau und Kanton Ostass 
Führung übernehmen und nicht in Sicht des Endsieges halbwegs steckenbleiben wc: 

Nun aber käme „die zweite Phase des Kampfes gegen die Kräfte hinter Chi) 
In diesem Sinn hat der Krieg erst begonnen!“ 

Unsern Lesern wird als Ausgangspunkt der Winterbewegungen in Ostasien | 
Bild der Spätherbstfront erwünscht sein, das der North China Herald auf S. 
brachte. Denn dieses Bild (Anh.2) zeigt zugleich in übersichtlichster Form, l 
alles wehrgeopolitisch Unentbehrliche enthaltend, mit deutlichen Zeichen und || 
meinverständlich das Kräftebild vom Anfang November und die praktische Artt 
in Kontinenten denkenden Kolonialmenschen, sich mit solchen Lagen abzufind, 

Klar treten an den Fähnchen mit der Sonnenflagge die gewonnenen japanisel 
Stützpunkte hervor, an den Kuomintang-Abzeichen die von dieser Partei noch 1 
gehaltenen Landesteile, an Hammer und Sichel in Abschattierungen das Hau) 
gebiet des Sowjeteinflusses, an ihren Flaggen die Einflußzonen der Außenmä 

An den Eisenbahnsignaturen läßt sich gut die westlich der Mandschurei bes: 
nende Eisenbahnleere ablesen, dann die Funktion der Bahn Peiping—Hanka/ 
Kanton als Verkehrsrückgrat und an ihr die nächste eisenbahnstrategische Aufgl 
der Kämpfenden erkennen. | 

Deutlich zeichnen sich an den pfeilbezeichneten Straßen die Zubringer des ch: 
sischen Hinterlandes und ihre schwierige Führung ab, an der gerissenen Linie j 
Umfang des besetzten Gebietes, von dem freilich auf chinesischer Seite behaujl 
wird, daß es sich zu drei Vierteln noch der Tat nach unter chinesischer Hoheit | 
finde und von ihr aus damit freilich doppelt und dreifach besteuert werde. 

Auch für die Namen in der im Weltnachrichtenspiel zumeist hervortreteny 
Schreibweise und die klare Zeichnung der Abschnürung Siams von China du 
Frankreich und England werden manche dankbar sein. Wir geben das Bild gal 
seitig, damit weitere Einträge darauf gemacht werden können, die namentlich d 
farbige Tönung gewinnen. Die wehrgeopolitische Bedeutung von Sianfu als Kl 
mintang-Kommunisten-Verbindungspunkt und von Hainan als südlicher Flott 
stützpunkt Japans, Außenwerk Französisch-Indochinas, Bedrohung Hongkongs sf 
gleichfalls offensichtlich. 

Die Eingreifmöglichkeiten der Sowjetbünde und ihre verschleierten Vorstif 
(Anh. 3; Red Wolf in sheeps clothing; San Francisco Examiner, abgedr. in | 
Eastern Review, 1938, S. 370 ff.) werden vom Fernen Osten und Westen aus ger| 
beobachtet, aber nicht sehr vordringlich eingeschätzt, obwohl Marschall Chiang-Kl 
Shek Raynaud gegenüber zugab, daß der im Wasser Kämpfende eben nach der ef 
zigen Hand greifen müsse, die sich ihm entgegenstrecke, wenn er ihr auch offen 
gründlich mißtraut und bis jetzt rote Propaganda fernzuhalten gewußt hat. Auch 
Kanada prüft man die möglichen Kriegsfolgen. (Anh. 4; William Stange: Canal 
the Pacific and War; Toronto; Canadian Institute of International Affairs, 198 
In dem an sich nichts weniger als kriegslüsternen raumweiten, an Bodenschät! 
reichen, entwicklungsfähigen nordischen Land werden nur zwei Kanäle gesehen, : 
denen das kanadische Staatsschiff in Kriege triften könne. Der eine führe nı 
Europa, mehr als „Gesinnungskrieg‘“, als in einer irgendwie kanadischen An: 
legenheit; der andere über den Pazifik, falls USA. und England in transpazifise 
Verwicklungen gerieten. Die pazifische Möglichkeit wird als näherliegend gesehn 
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t Zug nach Europa sei nur britisch, der nach dem Pazifik amerikanisch und 
zifisch zugleich vorbetont und gehe im Gegensatz zur Europaspannung über 
nadas Kontrollmöglichkeit der Teilnahme hinaus. Die öffentliche Meinung ist 
der Frage ihrer Haltung zu kriegerischen Verwicklungen sinngespalten. Sie scheut 
tinktiv Bindungen, „will warten, auf welche Füße die Katze springt“, „wait and 
“ Vier große regionale Verschiedenheiten zeichnen sich ab: Französisch-Kanada 
lehnend; die Küstenländer einsatzbereit; der von Empiregefühl mehr als Fran- 
isch-Kanada umfaßte Raum um Ontario und die gleichgültigeren Prärieländer. 
ır ein Angriff auf den eigenen Lebensraum würde alles zusammenscharen. Er 
rd nur über den Pazifik, vernünftigerweise niemals über den Atlantik erwartet, 
va von den Achsenmächten, wie von Neuyork aus vorgespiegelt wurde und als 
iterton in Roosevelts Torontorede klang. Es ist der usamerikanischen Schreck- 
rbung so wenig gelungen, Kanada kopfscheu zu machen, wie die große Mehrzahl 
° jetzt in Lima zusammentretenden iberoamerikanischen Staaten. Die Welt ist 
ht mehr so anfällig für Kriegshetze wie noch ıgı4. Das ist nicht zuletzt ein 
folg politisch-wissenschaftlicher Erziehung. 
Mit der am g. Dezember in Lima zusammengetretenen 8. Panamerikanischen 
gung ist der Schwerpunkt dieser Bestrebungen dichteren Zusammenschlusses der 
uen Welt vorübergehend auf deren pazifische Seite geglitten. Mit dem Wunsche 
ch Bildung einer Liga mit besonderer Weltteilorganisation, nach Aufbau eines 
Aamerikanischen Schiedsgerichts und einem durch Angebot usamerikanischer Luft- 
fe für alle andern amerikanischen Staaten verschleierten Militärbündnis trat die 
;gestive, aber allzu laute Werbung Washingtons an die anderen Amerikaner heran. 
s Propagandatrommelfeuer des Nordens war aber für die ältere Kultur des Sü- 
ıs, die in Lima besonders deutlich erscheint, zu aufdringlich. Sie bewirkte gerade 
. den großen südamerikanischen weißen Gentlemanstaaten, wie Argentinien und 
nem Nachbarn Uruguay, dann Brasilien und Chile, kühle Ablehnung, wo man der 
jckbildung abhold ist, sich selbst zu schützen weiß und die Vormundschaft der 
A., die so aufdringlich namentlich in der Luft angeboten wurde, noch mehr ab- 
mend behandelt als vor zwei Jahren in Buenos Aires. Vielfach warnte vorbeugend 
‚ iberoamerikanische Presse; nur durch einen Riokorrespondenten liefen Schauer- 
ren über deutsche Stützpunkte in Afrika mit Schreckwirkung auf Brasilien zu 
gstpsychosezwecken aus. 
Wir erwarteten, entsprechend dem eindrucksvollen Kulturgesicht von Lima, tö- 
ıdes kulturpolitisches Wortgepränge — keine den Weltfrieden störenden Taten. 
'damerika hat — trotz dem peruanisch-ecuadorischen Grenzstreit und ähn- 
ıen Reibungsflächen, wie dem glücklich entgifteten Gran Chaco — zuviel Raum 
d zuwenig Menschen. Warum sollte es störend in Hexenkessel mit zuwenig Raum 
d zuviel Menschen greifen, wie beiderseits der Achsenmächte oder in Ostasien, 

sich der große Bruder Jonathan mit seiner Neutralitätsgesetzgebung so wenig 
bildlich benimmt? Das sieht man doch von der Rio-Grande-Grenze bis zum Cap 
mm über den Pazifik hinüber und fragt sich, warum denn weder USA. von der 
ıen Welt aus, noch die UdSSR. von Eurasien aus sich trotz allem Großsprechen 

Pfoten verbrennen wollen. Diese Einsicht — im heutigen Weltnachrichtenbild 
- allzu schnell offenkundig — liegt als breiter Schatten auf den Erfolgsmöglich- 
ten usamerikanischer Außenpolitik in Lima. (Anh. 5.) 
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Zweifellos haben die Japaner auf der geopolitischen Linie ihrer Rassenanl, 
ein Talent zur Meisterschaft entwickelt: das Hin- und Herwerfen von Landstx! 
kräften mit Hilfe schneller und aufs äußerste zusammengepreßter Seetranspa( 
blitzgeschwinder Landungen und Zusammenwirken der Flotte und Luftwag 
Marineflieger und Verkehrsflug, wenn auch mit großen Opfern, da selbstverstä 
lich der glühende Ehrgeiz der Rasse viele Ungeeignete in die Lüfte führte, de: 
ihre Physis und Psyche nicht gewachsen war. \ 

So betonen alle Zeugen einstimmig die Hochleistung der Landungstechnik 
dem Vorstoß über Bias-Bay. Bei der weiteren Operation landeinwärts und dem v 
marsch von dort auf Kanton selbst hat ein dort tätiger japanischer Führer || 
hauptet, der einzige hartnäckige und wahrhaft kaum überwindbare Widerstand! 
von dem geflügelten Kleinviehzeug ausgegangen und durchgeführt worden. (Mosk 
Mushi, sonstige Insekten.) | 

Begreiflich ist, daß angesichts dieser bewiesenen wendigen Überseeschlagfähig 
alle Pazifikanlieger sich fragen, ob sie wehrgeopolitisch auch das allernötigste 
tan haben, um eine unvergleichliche Naturgunst ihrer Küstenausstattung entspj 


S. 346. Al Lacl 
Brachliegende- Koloniol- Werte: a. seinen Aus3 


Ein vernachlässigles Russen-Werk als Reichsnotwendigkl 


Lagune [ Nalure ten kann, das beurtei| 

Flughafen unsere Leser am bes! 
nach einer rohen wehrg| 
politischen Skizze, die 
ihnen beifügen. Wenn ni 
Junkern oder sonst Kriel 
beflissenen die Auf 
stellte, einen möglic 
günstigen Naturhafen 
der Phantasie zu entwer$ 
würde die Kamranh-Bu 
einen Preis bekommen. ! 
zu kommt ihre relai 
Taifunsicherheit, ihre : 
kriegsgeschichtliche 
gangenheit als Zufl 
der Roschdesdwenski-Fld 
und ihre Lagengunst 
„pazifischen Balkon Fra. 
reichs“, an einer Wen 
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ıgge Südostasiens, an Qualität ein Seitenstück zu Sidney, Rio und Diego Suarez: 
ı Seekriegsjuwel! Aber auch ein Wirtschaftsgut des Friedens, wenn es ausgenützt 
irde, mit 1700 ha natürlicher 12-m-Tiefe, 4000 ha Gesamtwasserfläche. 

Beim Convegno Volta mit dem Leitwort „Afrika“ in Rom fragten uns Belgier 
ıd Franzosen im Anschluß an deutsche Referate, was wir unter „brachliegenden 
Jlonialwerten“ verstünden. Nun: die Großinsel Madagaskar mit ihren 
5000 qkm und nur 31/5 Mill. Einwohnern ist ein solcher brachliegender Wert 
ı indopazifischen Bereich; vermöchte sie doch die ganze Judenumsiedlungsfrage 
lösen, soweit die Siedler dort wirklich im Schweiße ihres Angesichts ihr Brot 
sen wollten. Palästina könnte bestenfalls ein Zehntel der Juden aufnehmen, 
bst wenn man die schwere Ungerechtigkeit auf sich nähme, 900000 Araber aus 
gestammten Böden zu vertreiben. Der Sowjetversuch eines Judenstaats am Amur 
Biro-Bidjan war ein Mißerfolg, der Guyana-Gedanke ist doch wohl ein 
uff, um eine nordamerikanische Landungsbrücke in Südamerika aus unproduk- 
em Besitz Englands, Frankreichs und der Niederlande zu erbauen. 

Im kleinen, wehrgeopolitisch höchst konzentriertem Rahmen aber zeigt einen 
Ichen brachliegenden Wert die Kamranh-Bucht, nach dem Urteil der besten 
anzösischen Kenner. Was hat dagegen Deutschland in den knappen drei Lustren 
nes Besitzes aus der viel ungünstigeren Kiautschau-Bucht gemacht, ein Werk, das 
nn von den Japanern ganz auf den deutschen Linien fortgeführt wurde. Wie liegt 
gegen die fabelhafte Gunst der Weltlage und örtlichen Naturhafenbeschaffenheit 
rt Kamranh-Bucht brach! Wir kennen die technischen Einzelheiten des sogenann- 
ı Kodama-Plans nicht, nach dem Japan seinerzeit, wenn es 1895 Rußland 
ıd Frankreich allein gegenübergestanden wäre, sich auf das französische Reisland 
dochina gestürzt hätte, wovor es Deutschlands Torheit bei Shimonoseki bewahrte; 
er es sollte uns wundern, wenn nicht die Kamranh-Bucht darin eine ähnliche 
jlle gespielt hätte wie die Bias-Bucht beim Vorstoß auf Kanton. Denn das gehört 
. den wehrgeopolitischen Tugenden der Japaner, besonders ihrer Flotte, daß sie 
rher ihre künftigen Landungsbrücken studiert haben, ehe weltpolitische Lagen- 
ınst Landungen gestattet, ob es nun zu Davao oder Manila, am Yalu oder zu 
ladiwostok, an Bias-Bucht oder Bokka Tigris oder im Raum der Besitzer der 
innanbahn und des darauf betriebenen Rüstungsschmuggels sei. Gewiß liegen in 
ıre und Yokosuka viel bessere Pläne der Kamranh-Bai, als wir hier einen zeichnen 
innen. 

In welchen Entscheidungswehen der Ferne Osten an der Jahreswende liegt, das 
t der als kluger Beobachter unsern Lesern bereits früher rühmlich bekannte, eben 
s Ostasien zurückgekehrte Franzose Jean Raynaud auf nur 32 S. seines Vor- 
ıgs vom 2. Dezember im Theätre des Ambassadeurs zu Paris besonders treffend 
rvorgehoben. (Anh.7; Braun & Liorit-Dinard. Fr.3.) Er stellt entgegengesetzte 
ıßerungen von Prinz Konoye, Marschall Chiang-Kai-Shek, Admiral 
amamoto, General Araki und Chang-Yin-Lin nebeneinander und ver- 
hnt nebenbei seinen sonst schriftgewandten Landsmann Claude Farrere, der 
'h habe ‚einwickeln lassen“. Nach Jahrtausenden der Lethargie sei China durch 
pan wieder zum Einheitsbewußtsein erweckt und zu einem Widerstand angespornt 
ırden, den weder Japan noch China selbst erwartet hätten, in dessen Wirbel auch 
r chinesische Kommunismus geraten sei, für dessen Wiederbelebung nach zehn- 
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jähriger erfolgreicher Bekämpfung das japanische Vorgehen das beste getan haı 
Demgegenüber sagt Admiral Yamamoto, daß gleichmäßig die Bekämpfung «| 
roten Seuche, der Ausbruch aus Japans Raumenge und die Wiederherstellung «| 
Einheit Ostasiens auf höherer Ebene Japans Kriegsziel sei, während Araki dei 
licher das Ende der Herrschaft des Westens und das Schmieden eines Ostblocks rı 
mindestens einem Viertel der Menschheit als Ziel nennt. Einstweilen sind immerl 
mehr als ı!/, Mill. qkm von den Wirren erfaßt, die nach japanischen Angaben 
besetztes Gebiet gelten konnten, die mit kaum einem halben Hunderttausend jay 
nischer Kriegsopfer erlangt worden seien, während die chinesischen blutigen V: 
luste mindestens 2 Mill. betrügen, Raynaud schätzt sie auf 3 Mill. unter mehr 
500 vom Kriege erfaßten und 30 von Haus und Hof vertriebenen Mill., was eı 
schieden zu wenig ist. Japans Zahlen gibt er nicht genau. Der Lebenswille ist ung 
brochen und hat die Bevölkerung des eigentlichen Inselbogens auf 721/, Mill., Gra 
Tokios auf fast 7 Mill. emporschnellen lassen. Die 148 als Städte bezeichneten € 
meinden haben nicht ganz 26 Mill. E., was einen Verstädterungsgrad von nur 36 
(zweifellos zu wenig!) ergäbe. (Anh. 8.) 


Jedenfalls ist der Volkskörper trotz mancherlei wirtschaftlichen und gesellscha: 
lichen Leiden biologisch, an hartem, zielbewußtem Lebenswillen in Japan durc 
aus gesund und hat in China unerwartete Widerstandskraft gezeigt. Noch! ist d 
Volkswille zum Siege beiderseits ungebrochen, so unterlegen China technisch ist u: 
so furchtbar es leidet, wofür Raynaud kennzeichnende Beispiele gibt, die schwer v 
aller Werbekunst hüben und drüben abstechen. 


Nicht nur Ostasien steht an der Jahreswende 1938/39 vor großen Entscheidu 
gen. Auch dem Britischen Reich fängt die Allgegenwart auf Erden an, I 
schwerlich zu werden. Gewiß war es ein guter Schachzug, als Vertreter der 4 
Reich zusammenhaltenden Krone den Bruder des Königs nach Australien zu sende 
Aber wir kennen aus anderem, ihm nahestehendem Munde den gedankenschwer 


ısspruch: „Unser Reich 
bt in allen Fugen.“ Es 
; ein Zeichen der Zeit, 
ß die Mahnung zu einem 
sesinnungsfrieden mit 
eutschland“, als der 
freienden Tat, aus 
ustralien, aus dem 
adopazifischen Be- 
ich erklungen ist. 

Dann kam jener 30. Sep- 
mber mit den UÜnter- 
hriften des deutschen 
ührers und des britischen 
remierministers aufeinem 
deutsamen Blatt. Viele 
itten es schon für diesen 
esinnungsfrieden selbst 
halten. Aber es ist nur 
e Präambel dazu. Das 
eiß man in Britannien 
ınz genau. Wenn man es 
cht gewußt hätte, dann 
itte es die Afrikatagung 


“Lo Tridune des Nations” 
ST. GEORGE au THE Dracom 
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des Convegno Volta in Rom weltoffenbar gemacht. Der durchaus in Würde « 
Tropfen Blut zu erlegende Preis heißt: „Restitutio Germaniae in integrum!! 
Wiederherstellung des Rechts. 

Laßt uns die Möglichkeit dazu im allereigensten Spottbild aus britischem M&; 
bereich, des „North China Herald“ in Schanghai, des ‚‚Evening Standard“ in Lorı 
und der „Tribune des Nations“ im befreundeten Paris von Daladier, nicht 1 
Blum und Jouhaux betrachten. Es steckt viel weltpolitische, auch geopoliti! 
Weisheit gerade in dieser Neujahrsbildzusammenstellung! 

Kommt es durch unvermeidliche Verfestigung zum Gesinnungsfrieden mit j 


fl 


Achsenmächten, so kann der Britenlöwe, in seiner Heimat sicher, wieder weltt) 
ausgreifen und eigenwilligen Dominien beweisen, daß ihre Treue nützlich ist, w} 


er nur weiß, daß man die Adler deutscher und römischer Reiche nicht zu Li 


Elefanten wissen genau, daß man einem Starken Wegesrecht lassen muß. Tut | 
das, dann genügt allerdings ein Papierblatt mit dem Handzeichen des deutss 


Siegfried mit dem Schirm den Rüstungswahn erlegt habe! 
Faire Wahl steht bei London — nicht bei uns! 


Anhang zum Geopolitik-Bericht über den indopazifischen Raum 1/39 


ı. Oberst Kenryo Sato: „Significance of Hankow“. Transpacific, Tokyo; 10. 11. 38, 

2. „North China Herald“ 1938, 5.225: Vereinfachte Skizze des Kriegsschauplatzes in 
asien zwischen Ulan Bator und Nordsiam, Tibet und Küstenmeer-Korridor. 

3. „Red wolf in sheep’s clothing“ nach San Francisco Examiner in „Far Eastern Rev | 
1938; 8.370 ff. 

4. William Stange: Canada, the Pacific and War; Toronto 1938; Canadian Institut 
International Affairs. 

5. Dazu vergleiche der deutsche Leser ein vorzügliches Stimmungsbild von Fritz v. Glc 
„Vom Mauseloch zur Quarantänezone. Panamerika und die außenpolitische Kehrtweni 
‚Washingtons.“ „Deutsche Allg. Zeitung“ Nr. 571/72. | 

6. Capt. Rebel in L’Illustration, repr. in „Far Eastern Review“ 1938; S.376; mit 
und Betrachtungen aus eingehender Ortskenntnis; ein wehrgeographischer Musteraufsatz 

7. Jean Raynaud: Le Mar&chal Tschang Kai Shek devant le Prince Konoye. 
ferenc donnde au Theatre des Ambassadeurs le 2. Decembre 1938. 3 Franken. Eine’ 
chinesischen, japanischen und andern Tatzeugen als scharf in ihren Beobachtungen ges 
derte kleine, aber inhaltsschwere Schrift, die damit schließt, daß China China bleiben wer 
ohne die Möglichkeit auszuschließen, daß es auf lange Zeit wirtschaftlich unter japanı 
Führung geraten kann, wie Indien unter britische, wenn auch beide schließlich, England] 
indischen, Japan den chinesischen Selbstbestimmungswillen wachrufen. 

8. Transpacific, Tokyo; 17. ı1. 1938; 8.12: „Population of Japan proper 72222: 
Tokyo grows in year to nearly 7000000“, mit sonstigen (zu niederen!) Verstädterungszal 
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3YPTEN. — Ägypten hat neuerlich, An- 
ı8 Dezember, die Aufnahme diplomati- 
ker Beziehungen mit Sowjetrußland abge- 
er eine Forderung, die die Sowjets 
äßlich der geplanten Entsendung einer 
ndelsabordnung gestellt hatte. Die Sowjets 
llten über den Austausch von Holz und 
umwolle verhandeln. 
ISTRALISCHER STAATENBUND. — Am 
‚Dezember setzte die Regierung die Ein- 
nderungsquote für Juden für die nächsten 
i Jahre auf 15000 fest. 
LGIEN. — In der Finanzkommission der 
ischen Kammer wurde festgestellt, daß 
dem derzeitigen Stand des Geburtenrück- 
ıges die Einwohnerzahl Belgiens bis zum 
de des Jahrhunderts auf etwa 4 Mill. zu- 
‚kgefallen sein würde. 
-GISCH-KONGO. — Der Generalgouver- 
T betonte vor dem Kammerausschuß für 
oniale Fragen am 3. Dezember, daß das 
tteidigungswesen des Kongos wesentlich ge- 
kt werden müsse, vor allem die Mündung 
Kongos und die Befestigungen von 
ıshasa. — Während des Aufenthalts des 
‘äfrikanischen Ministers Pirow in Brüssel 
tde die Einrichtung einer Fluglinie vom 
ngo nach Südafrika beschlossen. 
LiVIEN. — In einer öffentlichen Erklä- 
ıg gab ein chilenischer Politiker amtlich 
‚annt, daß Chile durchaus bereit sei, Boli- 
den freien Zutritt zum Meer über die 
fen Arica und Antofagasta zu erleichtern. 
erwarte eine bolivianische Note in dieser 
he. 
INA. — Der japanische Außenminister 
ta erklärte am 19. Dezember vor der Aus- 
dspresse in Tokio, daß China von seinem 
bkolonialen Zustand befreit werden müsse. 
'e wirtschaftliche Einheit Ostasiens könne 
ehesten die Unabhängigkeit Japans, Chinas 
I Mandschukuos gewährleisten. Die wirt- 
liche Beteiligung anderer Staaten werde 
Interesse der Landesverteidigung einge- 
änkt werden. Exterritoriale und Aus- 
‚merechte aller Art würden abgeschafft 
den. Der Neunmächte-Pakt sei nicht mehr 
sendbar. — In der ersten Hälfte De- 
ıber wurden Anleiheverhandlungen der 
ormintang-Regierung mit England und 
A. eingeleitet und zum Teil abgeschlos- 
‚ die Kredite von 500000 £ und 5Mill. 
lar vorsehen. Für die Kredite sollen vor 
m Transportmittel gekauft werden, 1000 
srikanische Lastwagen sind bereits be- 
lt. Die Waren aus diesen Krediten sollen 
r die im Bau befindliche Straße von 
na nach Tschungking, die bereits bis 
nanfu fertig ist und noch 550 km Neu- 
erfordert, nach China gebracht werden. 
Am ı3. Dezember berichtete der Ver- 


l 
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treter der „Nishi-Nishi-Shimbun“ aus Singa- 
pore, daß England mit französischer Einwilli- 
gung die Schaffung eines Pufferstaates in 
Jünnan plane, der zwischen Burma, Indochina 
und China liegen soll. Er würde unter eng- 
lisch-französisches Protektorat gestellt werden. 
DEUTSCHES REICH. — Am 6. Dezember 
wurde in Paris eine deutsch-französische Er- 
klärung unterzeichnet, mit der beide Staaten 
die Grenze zwischen ihnen als endgültig an- 
erkennen und für zukünftige Streitfälle die 
Methode der Konsultation benutzen wer- 
den. — Die Zusatzwahl zum deutschen 
Reichstag in den von der Tschecho-Slowakei 
abgetretenen Gebieten am 4. Dezember hatte 
ein Ergebnis von 98,9 Ja-Stimmen für den 
Wahlvorschlag. — Reichsminister Frick er- 
klärtte am 1. Dezember in Troppau: „Wir 
haben vor jedem fremden Volkstum Achtung, 
und es ist selbstverständlich, daß wir nicht 
daran denken, die tschechischen Volkssplitter 
zu vergewaltigen oder zu unterdrücken, wie 
Benesch das mit dem deutschen Volkstum ge- 
tan hat.“ — Das deutsche Focke-Wul£-Flug- 
zeug „Condor“ beendete am 30. November 
einen 14000 km-Flug von Berlin nach Tokio 
in 46!/, Stunden und 42 Stunden reiner 
Flugdauer. — Am 2. Dezember erklärte Ge- 
neralinspektor Todt in München, daß jetzt 
im ganzen etwa ı4000km Reichsautobahnen 
gebaut oder geplant seien. Der 3000. km 
wurde im Dezember fertiggestellt. Danach ist 
neben der kurz vorher fertiggestellten Ver- 
bindung Stettin—Berlin—München nun auch 
dıe Strecke Göttingen—Frankfurt— Karlsruhe 
—Stuttgart—München ganz freigegeben. Vor 
der Vollendung stehen Berlin—Breslau—Glei- 
witz und Berlin—Köln. Für den Sudetengau 
werden als Linien geplant: eine West-Ost- 
Verbindung von der Münchner Autobahn über 
Eger und Reichenberg bis zur Linie Gör- 
litz— Breslau; ein Anschluß von Reichen- 
berg an die Ostoderlinie in Görlitz; eine 
Nord-Süd-Linie von Regensburg oder Strau- 
bing über Marienbad und Brüx nach Dresden. 
FIDSCHI-INSELN. — Auf zwei kleineren 
Inseln des Archipels wurden durch einen 
britischen Kreuzer Ingenieure und Geometer 
gelandet und formell von den für eine Flug- 
linie Kanada—Australien wichtigen Inseln 
Besitz ergriffen. 

FRANKREICH. — Am 12. Dezember schrieb 
der ,„Matin“, Frankreich solle sich so wenig 
wie möglich in mitteleuropäische Angelegen- 
heiten einmischen, man solle die Regierungen 
ehren, die seinerzeit ihren Blick nach Tunis, 
Marokko und dem Sudan gerichtet hätten; 
mehr denn je führe der Schicksalsweg Frank- 
reichs nach Süden, man solle nicht mehr 
länger auf dem östlichen Wege umherirren. 
— Seit Mitte Dezember sind zwischen der 
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französischen und der englischen Regierung 
Verhandlungen über den Ausbau des bis- 
herigen Canal du Midi zu einem Großschiff- 
fahrtsweg zwischen Atlantik und Mittelmeer 
im Gange. Die Kosten würden über ı Milld. 
RM. betragen, die aber schon sichergestellt 
seien. Der Bau könne 1942 beendet sein. Ge- 
plant sei, den neuen Kanal einem ähnlichen 
Regime zu unterstellen, wie der Suezkanal 
verwaltet wird. — Die Arbeiten für den Vo- 
gesen-Durchstich werden nach einer um Weih- 
nachten erfolgten ministeriellen Verlautbarung 
aus Mitteln der Landesverteidigung wieder 
aufgenommen. 

FRANZÖSISCH-INDOCHINA. — Die für die 
Geldbeschaffung der Kuomintang-Regierung 
wichtige Filiale der Bank von China in Hong- 
kong soll nach japanischen Meldungen von 
Ende November nach Hanoi verlegt werden. 
GROSSBRITANNIEN. — Minister Macdonald 
erklärte am ı3. Dezember, zersetzende Kräfte 
im Weltreich seien vor allem die Nationalis- 
men gewisser Dominien. Bei einem gewissen 
Grade von Nationalismus könne die zer- 
setzende Wirkung eintreten, es seien jedoch 
auch in den Dominien Kräfte vorhanden, die 
die feste Verbindung mit dem Mutterland an- 
strebten. — Vor dem Unterhaus sprach sich 
am 21. Dezember Minister Macdonald für eine 
Stützung der Auswanderung nach den schwach 
besiedelten Dominien Kanada, Australien und 
Neuseeland aus. Millionen von Auswanderern 
müßten angesiedelt werden, wobei auch Aus- 
länder nicht ausgeschlossen seien, da bei der 
fallenden Geburtenzahl Englands nicht ge- 
nügend britische Auswanderer zur Verfügung 
ständen. — Der Überseehandelsminister Hud- 
son empfahl am ı. Dezember vor dem Unter- 
haus einen rücksichtslosen Kampf gegen die 
„deutschen Methoden“, allerdings wolle er 
keinen Handelskrieg führen. 

HATAY. — Am 9. Dezember setzte das tür- 
kische Parlament die Ratifizierung des Sand- 
schak-Protokolls vom 4. Juli aus und verwies 
die Vorlage an eine Kommission zurück. Am 
6. Dezember hatte eine Alepper Zeitung eine 
Unterredung mit einem Beamten Hatays ver- 
öffentlicht, in der dieser erklärte, man ver- 
handle zur Zeit über einen völligen Anschluß 
Alexandrettes an die Türkei, während das 
übrige Hatay-Gebiet an Syrien zurückfallen 
und ein Ersatzhafen in Soueidi gebaut wer- 
den solle. 

ITALIEN. — In der ersten Dezemberhälfte 
wurde der Feldzug der italienischen Presse 
um die Lösung der italienisch-französischen 
Streitfragen besonders durch ausführliche 
Artikeı des ,„Giornale d’Italia“ fortgesetzt. 
Durch die Zuspitzung der Lage in Tunis und 
die italienfeindlichen Kundgebungen dort und 
auf Korsika konzentrierte sich das italienische 
Interesse vor allem auf die Tunisfrage, aber 
auch die Suezkanal- und die Dschibuti-Frage 


werden weiter behandelt. Am 23. Dezer 
wurde dann die italienische Note veröf 
licht, nach der Italien das Lavalabkom' 
vom Januar 1935 nicht mehr als gültig 
erkennt, da die Voraussetzungen nicht: 
füllt seien. Die noch nicht veröffentl 
französische Antwortnote soll enthalten, , 
Frankreich weiter das Abkommen von | 
als gültig betrachte, aber die italienis 
Forderungen formuliert wissen wolle. 

London um Weihnachten kommende 

dungen, nach denen italienische und | 
zösische Teilmobilisierungen und Trug! 
verschiebungen stattgefunden hätten, w 

von Paris am 28. Dezember energisch d 

tiert, die Verstärkung der französischen T; 
pen in Dschibuti aber zugegeben. Die 
mittlung Chamberlains bei seiner für Ja 
vorgesehenen Romreise wurde zunächst! 
Pariser Pressestimmen abgelehnt. — 
2. Dezember unterzeichnete Italien in Lo, 
seinen Beitritt zum Londoner Flottenab, 
men von 1936. — Am ı8. Dezember w 
der Duce die neue Kohlenstadt Carbonia: 
Sardinien ein. Man rechnet mit einer sta; 
Steigerung der sardinischen Kohlenförden 
— Am ı.Dezember wurde der vom Gr 
Rat angenommene Gesetzentwurf über. 
besondere italienische Staatangehörigkeit, 
die Muselmanen der vier libyschen Prov 
öffentlicht, wodurch aber ‚der persön 
Status der muselmanischen Bürger Lik 
nicht geändert“ wird. | 
JAPAN. — Sowjetrußland hat die Frage 
japanischen Fischereirechte in sowjetz 
schen Gewässern, die auf dem Vertrage 
Portsmouth beruhen, so lange herausge 
ben, daß Voraussichtlich ab ı. Januar ein; 
tragsloser Zustand bestehen wird. So: 
rußland hat auf die wiederholten japanis 
Noten keine Erklärungen darüber abgegs 
wie es die 40 aus strategischen Gründen: 
gezogenen japanischen Fischereigebiete zu 
setzen gedenkt, hat auch ein Provisorium 
gelehnt, so daß die Gefahr besteht, daf 
Beginn der Fischereisaison im Frühjahr J\ 
die bisher zugesprochenen Fischgründe: 
Japansee nicht mehr auswerten kann, d 
seine Ernährungswirtschaft empfindlich‘ 
troffen wird und eine schwere Krise 
stehen kann, worauf der japanische 

schafter in Moskau in seinen Verhandlu 
im Dezember verschiedentlich - hinwies. 

weise wurde in Tokio bereits von der drec 
den Abberufung des japanischen Botscha 
gesprochen. 

KANADA. — Die Regierung hat auf V: 
lassung der USA.-Regierung, die eine g 
Autostraße von USA. nach Alaska zu h 
wünscht, eine Kommission eingesetzt, Fi 
Vorarbeiten für die Durchführung des | 
dischen Straßenteils von Britisch-Kolur 
nach der Grenze Alaskas übernehmen 
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:MELGEBIET. — Die memeldeutsche Ein- 
itsliste erzielte bei der memelländischen 
ndtagswahl vom ı1. Dezember 87,1% aller 
immen und errang damit gegen die zu- 
wanderten Litauer und Juden einen be- 
utenden Erfolg. 

EXIKO. — Am 27. Dezember beschloß die 
ammer, in Zukunft überhaupt keine Erdöl- 
nzessionen mehr zu erteilen. — Die am 
. Juni durchgeführte Volkszählung erbrachte 
ne Bevölkerungszahl von 19,48 Mill., gegen 
,52 Mill. im Jahre 1930. 

EUGUINEA. — Nach einem Bericht der 
Sunday Times“ von Mitte Dezember soll 
e australische Regierung beabsichtigen, Neu- 
ünea und Papua unter eine Verwaltung zu 
»Hen, dadurch das Mandatsverhältnis prak- 
ch aufzulösen und Papua durch Flughafen- 
ıd Küstenanlagen zu befestigen. 
\LÄSTINA. — Am 24. November erklärte 
olonialminister Macdonald vor dem Unter- 
us, das Flüchtlingsproblem Mitteleuropas 
srde nicht in Palästina gelöst werden. „Wenn 
h ein Araber wäre, würde ich ebenfalls be- 
ruhigt sein.“ — Nach einer Aufstellung 
r Palestine-Post wurden in den 5 Monaten 
n Juli bis November in Palästina 1556 Per- 
nen getötet, davon 1261 Araber. — Im De- 
mber ließen sowohl jüdische wie arabische 
nwände erkennen, daß die für Januar in 
»ndon vorgesehene Palästinakonferenz noch 
llig zweifelhaft ist. Die Araber fordern, 
ß der Großmufti von Jerusalem die ara- 
sche Delegation führt, während sich die 
ıden nicht mit den arabischen Führern an 
nen Tisch setzen wollen. 
\NAMAKANALZONE. — In seinem am 
. November veröffentlichten Jahresbericht 
ı den Präsidenten der USA. forderte der 
riegsminister die Verstärkung der Befesti- 
ıngen und den bombensicheren Ausbau des 
anals. Gleichzeitig wurde die Entsendung 
ner Militärkommission nach Kolumbien be- 
nntgegeben, die die kolumbianische Armee 
{f das Verteidigungssystem des Kanals aus- 
chten soll. 

:RU. — Am 23. Dezember wurde die 8. Pan- 
nerikanische Konferenz in Lima geschlossen. 
si der Eröffnung am 9. Dezember hatte der 
ruanische Staatspräsident erklärt, die fried- 
;he Solidarität der amerikanischen Nationen 
irfe weder politisch, noch wirtschaftlich, 
ch geistig zu einem kontinentalen Impe- 
alismus führen. Der ursprüngliche Ent- 
hließungsantrag der USA., der sich scharf 
gen Deutschland, Italien und Japan rich- 
te, von wo Angriffe auf Lateinamerika zu 
fürchten seien, wurde auf den Einspruch 
rgentiniens zurückgezogen und schließlich 
ne argentinische Formulierung als Resolu- 
pn angenommen, daß die Staaten „eine enge 
lidarität gegen jeden fremden Eingriff auf 
iden Kontinenten bewahren“ wollen. 


POLEN. — Am 9. Dezember reichten die 
ukrainischen Sejm-Abgeordneten einen Auto- 
nomie-Entwurf für die polnische Ukraine 
ein, wonach alle staatlichen Funktionen, 
außer der Außenpolitik, dem Heerwesen und 
den Finanzen an eine autonome Verwaltung 
kommen sollen, die für die Wojewodschaften 
Lemberg, Stanislau, Tarnopol, Wolhynien und 
Teile der Wojewodschaften Polesien, Lublin, 
Krakau und Bialystok als dem geschlossenen 
ukrainischen Siedlungsgebiet vorgesehen wird. 
— Am 2. Dezember erklärte Minister Kwiat- 
kowski vor dem Sejm, die erste Periode der 
Investierungspolitik von 1936 bis 1939 habe 
die großen Fortschritte beim Aufbau des 
Zentralen Industriebezirks ermöglicht, wo 
„Millionen Arbeit und Brot gefunden haben 
und Tausende von Produktionsstätten entstan- 
den sind“, Das bedeute nicht nur eine mili- 
tärische, sondern auch eine wirtschaftliche 
Aufrüstung Polens. Im Zentralen Industrie- 
bezirk wurde Mitte Dezember in der Nähe 
von Pinczow im Kreis Kielce ein umfang- 
reiches Manganerzlager entdeckt. 


PUERTORICO. — Ende November wurde in 
‚Washington ein Kostenvoranschlag von 4 Mill. 
Dollar für die Anlage eines neuen Flotten- 
stützpunktes auf der Isla Grande in der Bucht 
von San Juan auf Puertorico angenommen. 


RUMÄNIEN. — Die seit ı5 Jahren im Bau 
befindliche Bahnstrecke von Ilva Mica bei 
Bistritz nach Dorna Vatra ist mit einer Länge 
von 62km am 16. Dezember dem Verkehr 
übergeben worden. Dadurch wurde Nord- 
siebenbürgen erstmalig durch eine technisch 
kühn angelegte Bahn mit der Bukowina ver- 
bunden. 


SPANIEN. — Am 23. Dezember begann eine 
neue nationale Katalonienoffensive von den 
Ausgangsstellungen am Ebrobogen und am 
Segre zwischen Tremp und Balaguer. Am 
35. Dezember konnte schon die Straße Lerida- 
Tarragona bei Borjas Blancas erreicht werden, 
während von Balaguer aus der südöstliche 
Vormarsch die Straße Lerida-Puigcerda zu 
erreichen sucht, um die roten Stellungen hart 
östlich Leridas einzukreisen. Nach vier Tagen 
waren bereits 600oqkm neu besetzt. Die 
Offensive wird erfolgreich weitergeführt. 


SYRIEN. — Der außenpolitische Ausschuß 
des französischen Senats hat am 19. Dezem- 
ber die Ratifizierung des französisch-syrischen 
Vertrages von 1936, der eine gewisse Unab- 
hängigkeit für Syrien vorsah, zunächst aus- 
gesetzt, da die Inkraftsetzung „nicht im In- 
teresse Frankreichs“ liege. — Die syrische 
Kammer beschloß am 7. Dezember gegen den 
Ausschluß Syriens von der Londoner Paläs- 
tinakonferenz zu protestieren. 

TSCHECHOSLOWAKEI. — In einer Rund- 
funkansprache gab am 3. Dezember der neue 
Ministerpräsident Beran die Richtlinien der 
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neuen Politik bekannt. Die Tschechoslowakei 
habe heute neue Grenzen und kehre zu einer 
festen Grundlage des nationalen Lebens zu- 
rück. Die neue Regierung sei entschlossen, 
die Zusammenarbeit mit allen Nachbarstaaten, 
vor allem dem Deutschen Reich, aufzu- 
nehmen. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit allen Staaten werde intensiviert werden. 


TUNIS. — In der ersten Hälfte des Dezember 
fanden scharfe antiitalienische Kundgebungen 
statt, die zu einer deutlichen Stellungnahme 
der italienischen Presse im Zusammenhang 
mit der Aufrollung aller französisch-italienie 
schen Streitfragen führten. „Tribuna“ be- 
gründete am ı3. Dezember Italiens Ansprüche 
damit, daß Italiener als einzige europäische 
Nation in Tunis leben und arbeiten, während 
Frankreich nur durch seine Beamten von 
Tunis Besitz ergriffen habe. „Giornale d’Ita- 
lia“ betonte am ı6. Dezember, daß von den 
gMill. ha produktiven Bodens in Tunis 
5 Mill. ha brachliegen. Für Anfang Januar 
ist eine Inspektionsreise des Ministerpräsiden- 
ten Daladier mit demonstrativem Charakter 
nach Korsika und Tunis vorgesehen. Dabei 
wird auch die sogenannte ‚„Maginot-Linie der 
Wüste“, die Befestigungen an der tunesischen 
Ostgrenze besichtigt werden. 


SPÄNE 
der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik 


Bericht über den Reichslehrgang der Leiter 
der Gauarbeitskreise für Geopolitik im NSLB. 
(Bayreuth, Haus der Deutschen Erziehung, 
28.11. bis 3. 12. 1938.) 

Im Novemberheft 1938 der ZfG. ist die 
Nachricht enthalten von der Bestellung des 
Professors Folkers, Rostock, zum Leiter des 
Reichsarbeitskreises für Geopolitik im NSLB. 
Diese Ernennung hat den Zweck, innerhalb 
des NSLB. einen Arbeitskreis aufzubauen, 
der zielbewußte Arbeit leisten soll auf dem 
Gebiete der unterrichtlichen Auswertung der 
Geopolitik, um damit der Arbeit der AfG. 
eine viel breitere Auswirkungsmöglichkeit zu 
geben. Der AfG. bleibt das Ziel der Erfor- 
schung, Klärung und Bereitstellung der wis- 
senschaftlichen Grundlagen und Er- 
gebnisse der Geopolitik im Sinne der deut- 
schen geopolitischen Schule unter Führung 
von Karl Haushofer und ihre schulungs- 
mäßige sowie politische Auswertung. Auf- 
gabe der geopolitischen Arbeitskreise im 
NSLB. wird sein die Erforschung, Klärung 
und Bereitstellung der erzieherischen 
Grundlagen, Formen und Verfahrensweisen 
einer geopolitischen Erziehung des deutschen 
Volkes im Rahmen der Schule. 

Es waren auch bisher schon in den ein- 
zelnen Gauen im NSLB. Sachwalter der 


VEREINIGTE STAATEN VON NORD 'r 
RIKA. — Am 30. November wurde das ur 
Programm für die Panamerikanische Kch 
renz von Lima veröffentlicht. Danach l; 
eine engere verkehrstechnische, wirtschh 
liche, kulturelle und weltanschauliche }- 
sammenarbeit mit Lateinamerika vorgessl 
gen, ferner USA.-Berater für die lan 
amerikanischen Staaten, so z. B. landıl- 
schaftliche Attachees für Havanna, Me») 
Panama, Rio de Janeiro und Buenos All 
Lateinamerikanische Beamte sollen nach 
zu Schulungskursen eingeladen werden. .E 
Mitte Dezember wurde das Kapital der 
Import and Export Bank, deren Aufgab»y 
ist, den Handelsverkehr mit Lateinamerikajl 
fördern, von 2ı Mill. Dollar auf 42 Mill. r 
doppelt. l 


Verweisungen: Argentinien s. Peru — Aust 
8. a. Neuguinea — Burma s. China — Chile s. !% 
vien — China s. a. Franz.-Indochina — Deuts 
Reich s. a. Tschechoslowakei — Frankreich &f 
Deutsches Reich, Italien, Syrien — Großbritannf 
s. &. China — Hongkong s. Franz.-Indochina — -7 
lien s. a. Tunis — Japan s. a. Deutsches Reick. 
Kolumbien s. Panamakanalzone — Papua s. ] 
guinea — Sowjetrußland s. Ägypten, Japan — I! 
afrika s. Belgisch-Kongo — Syrien s. a. Hatayı 
Tunis s. a. Italien — Türkei s. a. Hatay — U 
8. a. China, Kanada, Peru. | 

(Abgeschlossen am 29. Dezember 1938| 


Geopolitik vorhanden, und in einzelnen Kf 
sen versammelten sich die interessierten 1 
rer regelmäßig zu geopolitischen Arbel 
en Aber es fehlte die einhl) 
iche Ausrichtung und damit die Grundli 
zu zielbewußter, gemeinsamer Arbeit a4 
Gaue. Daher traten vom 28. November | 
3. Dezember 1938 die inzwischen ernann 
Leiter der Gauarbeitskreise zum ersten Reicl 
lehrgang für Geopolitik zusammen, um un 
Leitung von Prof. Folkers die notwendi 
Klarheit in die Grundlagen ihrer Arbeit! 
bringen, damit 1939 überall der geopolitise 
Unterricht stärker als bisher gefördert 
den kann. 

Mit Absicht spricht man im NSLB. nicht ı 
Gausachbearbeitern für Geopolitik, sondi 
von Leitern der Gauarbeitskreise. Es soll 
mit verdeutlicht werden, daß Geopolitik ni 
als besonderes Fach in den Unterricht e 
geführt werden soll, sondern daß die g: 
politische Methode in einer Reihe von Fäche 
ihre Anwendung zu finden hat, wenn ühl 
haupt dieser Unterricht den Forderungen ı 
serer Zeit und unserer Lage gerecht werd 
will. Damit ist endgültig an all die Best 
bungen eine Absage erteilt, die aus der G: 
politik das Fach machen wollten, von d« 
aus ein mehr oder weniger verschwommer 
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sarntunterricht mit nationalpolitischer Aus- 
htung erteilt werden sollte. Der Weg, der 
ı heute klar vor uns abzeichnet, ist aber 
‘ umgekehrte, indem zunächst die Ergeb- 
se der einzelnen Fächer feststehen müssen, 
° denen aufbauend die geopolitische Me- 
de erst die Zusammenschau und damit die 
nzentration und gegenseitige Durchdrin- 
ıg der einzelnen Fächer ermöglicht. Dar- 
er hinaus ist die Geopolitik mit ihrer 
ıgestellung entscheidendes Kriterium bei 
* Stoffauswahl der einzelnen Fächer. So 
htin einer Reihe von Fächern Geopolitik 
lesmal am Anfang und am Ende eines 
terrichtsthemas, wobei das Thema nach 
ı Gesetzen seines Faches bearbeitet wird, 
ne Fragestellung und seine Wertung aber 
t durch die geopolitische Methode mög- 
ı sind. 


shalb behandelte die erste Gruppe der Vor- 
ge die Geopolitik in ihrem Verhältnis zum 
schichts-, Erdkunde- und Biologieunterricht. 
s der oben skizzierten Grundhaltung her- 
; konnte es niemals Sinn der Referate sein, 
opolitik gegenüber den genannten Wissens- 
ieten abzugrenzen, sondern es handelte 
ı darum, den grundsätzlichen Beitrag eines 
en Faches zur Geopolitik aufzuzeigen. 
s wurde besonders deutlich in dem Refe- 
von Dr. Deckart, Breslau, über Geopolitik 
] Biologie. Hier wurde klargemacht, wie 
Ik eine Individualität höherer Ordnung ist, 
; es von hier aus unmöglich ist, vom 
ern eines Volkes zu sprechen, wenn es 
Blutseinheit gesehen wird. Von da aus 
rde deutlich, wie die Resultate der Bevöl- 
ungswissenschaft für die Geopolitik wich- 
sind, sowie auch all die Gebiete der Bio- 
ie, die einen Beitrag leisten zur Ausein- 
lersetzung der Völker mit der Natur (ganz- 
tliche Ökologie, Lehre von den Verknüpft- 
ten). Raumbewältigung ist Änderung der 
tur, aber niemals ihre Vergewaltigung. 
f. Knieriem, Frankfurt, hatte es leichter, 
ı Beitrag der Erdkunde zur Geopolitik auf- 
eigen. Denn es ist inzwischen wohl all- 
neines Wissen geworden, daß ohne ein- 
ende Kenntnis von Raum und Volk Geo- 
itik unmöglich ist. Deshalb legte der Re- 
ent in seinen Ausführungen mehr Wert 
auf, auf Gefahren hinzuweisen, wie sie 
ı z.B. aus einer Überbewertung des Rau- 
s ergeben. Geopolitische Betrachtungen 
d auch nicht als Überblick hier und da 
em Erdkundeunterricht einzuflechten, um 
u bald wieder zur Einzelbetrachtung 
h dem alten länderkundlichen Schema zu- 
kzukehren. Erdkunde im Dritten Reich ist 
ner nur dann sinngemäß, wenn sie sich 
; dem Raum als dem Lebensraum der Völ- 
und vor allem unseres Volkes auseinander- 
t, von da die Aufgabe Europas, vor allem 
teleuropas, sieht. Die deutschen Stämme 


sind als Bausteine des Volkes zu werten, ihre 
Eigenart darf nicht zu einer Differenzierung 
benutzt werden. Vor allem sind aber Grenz- 
betrachtungen wichtig. Ich glaube, daß die 
inzwischen in der Z. f. Erdkunde erschiene- 
nen Aufsätze von Lendl und Durach Bei- 
träge sind im Sinne der Forderungen von 
Prof. Knieriem. Wenn Dr. Edelmann, Ber- 
lin, in seinem Bericht über Geopolitik und 
Geschichte von der These ausging, daß Poli- 
tik Sache des Willens sei, so blieb der Geo- 
politik nur da Raum in der Geschichte, wo 
die Grenzen des Willens sichtbar werden. 
Die hier auftretenden anderen geschichts- 
bildenden Kräfte sind Sache der Geopolitik, 
wie der Boden als Wurzel des Volkes. In der 
Wechselwirkung zwischen Boden und Volk 
wird der Boden zu dem Raum, mit dem sich 
das Volk in dreifacher Weise auseinander- 
setzt: In seiner Verteidigung als Wehrraum, 
in seiner Verwaltung vor allem als Verkehrs- 
raum, in seiner Erschließung als Nährraum. 
Hiermit sind wir zu dem wichtigsten Anlie- 
gen der Geopolitik gekommen, zu der Frage 
der Raumbewältigung, um die es in der Geo- 
politik immer geht, wie es Prof. Folkers in 
seinem einleitenden Vortrag über geopoli- 
tische Erziehungsaufgaben des Geschichts- 
unterrichts besonders betonte. Daher wird die 
geopolitische Betrachtungsweise im Unterricht 
unbedingt die gegenwärtigen Probleme in den 
Vordergrund stellen. Nur so wird sie ihrer 
wichtigsten Aufgabe gerecht: Ausrichtung 
des deutschen Volkes auf seinen Lebensraum, 
dessen Aufgaben und Gefahren, die nur be- 
wältigt werden können in einer heroischen 
Lebenshaltung. Es ist daher unbedingt not- 
wendig, daß sich die geopolitische Grundaus- 
bildung, die bis zur fünften Klasse der Höhe- 
ren Schule reicht, mit solch wichtigen Fragen 
abgibt wie der deutschen Mittellage, den 
geopolitischen Hindernissen der deutschen 
Einigung, der Kammerung Süddeutschlands 
und der Parallelschaltung der deutschen 
Flüsse, sich beschäftigt mit Volkszahl und 
Lebensraum, mit Nähr- und Wehrraum. An 
einem Beispiel führte dann Prof. Folkers 
eine großräumige geopolitische Betrachtung 
durch, wobei es ihm darum ging, die deutsche 
Aufgabe in Europa aufzuzeigen, das beson- 
ders im Osten gefährdet ist, wo mit der 
Steppe der Raum der nomadisch-parasitären 
Völker weit nach Westen reicht. 

Zu der obenerwähnten geopolitischen Grund- 
ausbildung, deren Ziel es ist, auch von 
der Geopolitik her die Notwendigkeit einer 
heroischen Lebenshaltung des deutschen Vol- 
kes zu begründen, muß der Arbeitskreis das 
Material sichten und klären. Darüber hinaus 
sprach Prof. Folkers von einer zusätzlichen 
geopolitischen Schulung des Führernach- 
wuchses. Auch der Unterricht an den drei 
letzien Klassen der Höheren Schule gehört 
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hierher, wo es gilt, die Fähigkeit zu erziehen, 
geopolitische Lösungen zu finden und durch- 
zuführen, wobei solche Fälle, die durch 
Fremdheit des Raumes oder der Rasse schwie- 
rig sind, ausscheiden. Hier vor allem gilt 
das Wort des politischen und nicht politi- 
sierenden Unterrichts. Ziel ist, die Nation 
zu einer verstehenden Gefolgschaft des Füh- 
rers zu erziehen. 

In den nächsten Themen wurden dann Bei- 
spiele für den Aufbau einer geopolitisch aus- 
gerichteten Heimatkunde und Heimatgeschichte 
gegeben. Rektor Müller, Halberstadt, zeigte 
an einem Binnengau (Magdeburg-Anhalt), Do- 
zent Scherzer, Bayreuth, an einem Grenz- 
gau (Bayrische Ostmark) geopolitische Be- 
trachtung und Planarbeit eines Gaues, Scher- 
zer besonders in erzieherischer Auswirkung 
durch seine vorzüglichen Bilder zum Atlas 
der bayrischen Ostmark. Dabei war es inter- 
essant, zu sehen, wie die Grundzüge der 
Raumbewältigung auch in einem Binnengau 
in der Zeit entworfen, verstanden und aus- 
gewertet wurden, als er noch Grenzgau war. 
Bei solcher Betrachtung muß aller Stoff auf 
die Leistung des Gaues für das Volksganze 
bezogen und danach ausgewählt werden, das 
Geben und Nehmen mit den übrigen Gliedern 
des deutschen Volkes gezeigt werden. 

Zu den Fragen des geopolitischen Unter- 
richts in der Volksschule sprach zunächst 
Hauptlehrer Knoll, Nürnberg, über die geo- 
politische Lage Deutschlands an Hand einer 
Fülle geopolitischer Zeichnungen. Ziel dieser 
Ausführungen war, zu zeigen, wie erst durch 
solche großräumigen Betrachtungen dem 
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Seefahrt ist not! 
Neue Bücher über Seefahrt und Seemachtsfragen 


„Das deutsche Volk hat die See nicht 
verstanden. In seiner Schicksalsstunde hat es 
die Flotte nicht ausgenutzt.“ Mit dieser Er- 
kenntnis, die er in dem Schlußwort seiner 
„Erinnerungen“ niedergeschrieben hat, ist der 
Baumeister unserer alten Flotte, der Groß- 
admiral Tirpitz, ins Grab gegangen. Jeder, 
der die Geschichte unseres Volkes zur See 
kennt, muß ihm recht geben. Jeder aber 
auch, der unser Volk kennt, muß sich wehren 
gegen das Erstickende einer so hoffnungslosen 
Festlegung eines sonst so reich begabten Vol- 
kes. Zeigt doch unsere Geschichte ebenso seit 
Jahrhunderten eine solche Fülle von helden- 
haften Einzeltaten, kühnstem Abenteurertum 
und hervorragender Seemannschaft, daß man 
dem Deutschen die Seebefähigung keineswegs 


Volksschüler das Verständnis des Wi 
Großdeutschlands beigebracht werden 
Landesrat Springenschmidt, Salzburgyi 
dem Thema: Wie führen wir die Juger® 
Altreiches zum Verständnis der geadli 
schen Bedeutung Österreichs bzw. des [I 
raumes? ließ uns teilhaben an dem eik 
Erleben dieses Raumes und seiner Pro 
und griff in seiner Deutung der politi 
Einzelereignisse weit über den Rahmen 
Themas hinaus. Ein Lehrausflug unter ıj 
rung des Dozenten Dr. Emmerich, Bayyl 
nach Eger führte weiter in die Geopj 
dieser Grenzlandschaft ein, wo die hax 
Reichsgrenze eine Grenze gegen Raum 
Geschichte ist. Dr. Jantzen, Potsdamı% 
zum Schluß noch einen kritischen # 
blick über den Stand der geopolitischen« 
tographie und die kartographischen 
mittel für eine geopolitische Ausrichtuni 
Unterrichts. | 
Die Schlußaussprache umriß noch ex) 
die zu lösenden Aufgaben: Aufbau ein« 
sammenhängenden Lehrgangs unter Bei 
sichtigung der Alters- und Verständnisstt‘ 
Bereitstellung und erzieherisch wirksamei 
mung von Lehrstoffen für die einzelnen 
fen; Sicherstellung des Hand-in-Hand-Arbe| 
der verschiedenen Sachgebiete mit geop| 
scher Blickrichtung; Herausarbeitung der! 
politischen Zusammenhänge der einzi 
deutschen Landschaften mit dem Ganzer! 
deutschen Lebensraumes, d. h. Schail 
einer geopolitisch ausgerichteten Heimatkl 
und Heimatgeschichte. | 

Dr. Carl Schmic| 


absprechen kann. Im Gegenteil! Das hat 
auch Tirpitz gefühlt. Denn wenige S$' 
weiter findet man folgende Worte: 
unsere Enkel den Schritt aufs Meer noch’ 
mal aufnehmen können, bleibt im Dunkel 
Zukunft verborgen. Wenn sie es aber: 
sollten, so mögen sie aus unsei 
Versuch Glauben schöpfen 
lernen.“ 

Eher als wir gedacht ist wieder Lich 
das deutsche Dunkel gefallen. Eher als 
geahnt dröhnen wieder die Niethämmer 
gepanzerten Schiffsleibern. Es ist darum 
der Zeit, an Tirpitz’ Worte zu denken. 
dem Volke den Geist deutscher Seefahrt 
der nahezubringen, ihm die Augen für 
wahren Sinn der See offenzuhalten. 
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nken, die bei der Taufe einer Flotte 
stehen, haben eine gewaltige Kraft“, 
Wegener. 
des Buch, das dieser Aufklärung dient, 
s, daß es über Seefahrt im allgemeinen 
über Fragen der Seemachtsstellung oder 
riegführung berichtet, kann daher nur 
üßt werden. Es ist in dieser Beziehung 
en letzten Jahren ein erfreulicher Auf- 
ung in Deutschland zu beobachten. 
er mehr nehmen sich die Verleger und 
ren der Themen dieser Art an. Auch 
setzungen seebefahrener Völker werden 
- und mehr übernommen. 
s ein besonderes Werk einer fremden 
r sei zunächst das kürzlich erschienene 
ı von Holloway H. Frost, „‚Grand Fleet 
Hochseeflotte im Weltkriege‘‘, her- 
hoben. (Vorhut-Verlag Otto Schlegel, 
n 1938, 568 S., mit 70 Plänen und Skiz- 
und ı2 Bildern, geh. 10,50 RM.) Zuerst 
ıan bei einem solchen dicken Buch miß- 
sch und argwöhnt Aktenstaub und ver- 
nete Wissenschaft. Aber der Frost besitzt 
s von alledem! Bei aller sachlichen For- 
ng und Berichterstattung ist es in einer 
den schwierigen Stoff so packenden und 
sißenden Form geschrieben, daß es wohl 
; nur der Fachmann, sondern auch jeder 
hafte Laienleser tiefaufatmend und begei- 
aus der Hand legt. Das Werk ist die 
nsarbeit eines hervorragenden amerikani- 
ı Kenners und Seeoffiziers und stellt 
' in seiner vollendeten und peinlich ge- 
n Berichterstattung unter gleichzeitiger 
ssung aller politischen, strategischen, tak- 
en und fachlichen Probleme ein Meister- 
marinewissenschaftlicher Arbeit dar. 
iber hinaus interessiert es besonders, weil 
eide Seemächte und ihre Flottenführung 
Standpunkt des kritischen Neutralen be- 
ıtet, der aber andererseits Seeoffizier 
" konkurrierenden Großseemacht ist. 
o manche soldatisch und fachlich aner- 


kennende oder auch ironisierende Bemerkung 
mag auf dieses Konto zu setzen sein. Alles 
in allem ein Buch, das weiteste Beachtung 
verdient und jedem Offizier, aber auch jedem 
Nichtsoldaten zu eingehendem genußreichen 
Studium nur empfohlen werden kann. 

Eine wissenschaftliche Untersuchung von See- 
machtsfragen stellt auch Otto Ernst Schüdde- 
kopf in seinem Buch ‚‚Die britische Marine- 
politik 1880—1918““ an. (Hanseatische Ver- 
lagsanstalt, Hamburg 1938, 221 S. mit 14 Abb., 
gbd. 9,80 RM., kart. 8,50 RM.) 

Wir gewinnen hier ein Bild der weitum- 
fassenden und nüchternen englischen Politik, 
die durch die über die ganze Erde verstreute 
Lage des britischen Weltreiches bestrebt war, 
die ganze Staatenwelt in ihr politisches Kräfte- 
spiel einzuordnen. Ein hochstehendes, wert- 
volles Buch, das gerade uns kontinental ein- 
gestellte Deutsche um manche wertvolle Er- 
kenntnis bereichert. Dazu seien des Verfassers 
Schlußworte angeführt: „Immer stehen neben 
den zeitlich bedingten, jeweiligen Einflüssen 
die ständigen oder lange Zeit hindurch nahezu 
gleichbleibenden Kräfte; diese können aber 
allein aus der genauen Kenntnis der histo- 
rischen Entwicklung abgeleitet werden. Auf 
diese Weise vermögen wir schließlich auch 
die Ereignisse einer vergangenen Zeit für 
unser Handeln fruchtbar zu machen.“ 

Fragen des Seekrieges von heute behandelt 
Ernst Wilhelm Kruse in seinem Buche 
„Neuzeitliche Seekriegführung‘“. (Verlag 
E. S. Mittler & Sohn, Berlin, kart. 2 RM.) 
Das begrüßenswerte Büchlein setzt sich mit 
den durch die gewaltigen Fortschritte der 
Technik in ihrer äußeren Erscheinung neuen 
Formen der Seekriegführung auseinander. Mit 
diesen Erörterungen der für unsere Zukunft 
so bedeutungsvollen Fragen sollte sich nicht 
nur der Fachmann, sondern auch die Ge- 
samtheit unseres Volkes befassen. Bei einigen 
Unebenheiten im Aufbau ein mutiges und 
wertvolles Buch. 
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Neue geopolitisch zu beachtende Karten und Atlanten‘) 
Zusammengestellt von Prof. Dr. E. Wunderlich 
Leiter des Volksdeutschen Kartendienstes Stuttgart 


(Die erklärenden Vorbemerkungen über Zweck und Einteilung der Bibliographie vgl. Heft 9, S. 768, | 
Nähere Auskünfte über die Karten erteilt jederzeit gern und unentgeltlich der Volksdeutsche Karte! 
Deutsches Ausland-Institut, Stuttgart. | 


1. Meyers Großer Hausatlas (mit der neuesten 
Grenze), hrsg. v. Bibl. Institut, Leipzig 1938. RM. 17.50. 

Nachschlagewerk für breitere Schichten. — Aus- 
wahl vorwiegend politisch-geographischer großer Über- 
sichtskarten und ergänzender Teilkarten der verschie- 
denen Kontinente und Länder, mit besonderer Be- 
tonung Europas und des Deutschen Reiches. Bei- 
gegeben ist eine mit Text versehene Folge von all- 
gemeinen Erdübersichten, unter denen die Bevölke- 
rungs-, Geschichts- und Wirtschaftsdarstellungen auch 
geopolitisch zu beachten sind. 

2. Der Große Sowjetrussische Weltatlas. 1. Band. 
168 Grund- und mehrere Nebenkarten. Format 
53x87 cm. Mehrfarbendruck. Bearb. v. N. W. Wi- 
noeradow. Russische Beschriftung. Moskau 1937. 
Etwa RM. 104.—. 

Erster Teil eines auf 3 Bände berechneten großen 
und umfassenden Atlaswerkes der Sowjetunion. Der 
vorliegende Teilband bietet auf 168 auch technisch 
sorgfältig ausgeführten farbigen Blättern zur Hälfte 
allgemeine Erdübersichten, zur Hälfte Darstellungen 
der Sowjet-Union, insbesondere darunter zahlreiche 
anthropo-geographische Blätter, unter denen eine 
ganze Reihe wegen ihres politischen oder wirtschaft- 
lichen Inhaltes auch geopolitisch Beachtung verdient. 

%* 


3. Atlas von Tropisch Nederland. Uitgegeven door 
het Koninklijk Nederlandsch Aardrijkskundig Genoot- 
schap in Samenwerking met den Topografischen 
Dienst in Nederl.-Indie. Den Haag: Martinus Nijhoff 
1938. Gld. 16.—. 

Grundlegender Spezialatlas der niederländischen 
Kolonialgebiete in Indonesien, für den praktischen und 
wissenschaftlichen Gebrauch. — Zunächst 10 physio- 
bzw. anthropogeographische Gesamtübersichten Nie- 
derländisch-Indiens, dann anschließend 21 Blätter mit 
zahlreichen ergänzenden Nebenkarten und Darstellun- 
gen der verschiedenen Teilgebiete. Sämtliche Karten 
in zuverlässiger und ansprechender farbiger Ausfüh- 
rung. 

* 

4. Romänia. Pe Iudete 1: 2250000. Mehrfarben- 
druck. Format 36x27 cm. Herausgeg. v. Instutul 
Cartografic ‚„‚Unirea“, Brasov-Kronstadt 1938. 

Kleine politisch-geographische Hand-Übersicht für 
die erste Orientierung. — Mit Flächen- und Grenz- 
kolorit für die 71 Verwaltungseinheiten. 

Romänia Harta Stärei Drumurilor (Straßenzustands- 
karte), mehrsprachig, 1:1 Mill. Hrsg. v. Automobil- 
Clubul-Regal Romän. Bucuresti-Bukarest 1938. 

Handkarte, hauptsächlich für den praktischen Ver- 
kehrsgebrauch. — Zeigt das Straßennetz mit farbigem 
Streckenkolorit und mit Charakterisierung des Zu- 
standes der Straßen. Auf der Rückseite verschiedene 
Durchfahrtspläne. R 

6. Velhagen & Klasing: Das neue politische Gesicht 
Mitteleuropas. 1:2 Mill. Mehrfarbendruck. Format 


85x 74cm. Namensverzeichnis. Leipzig: Velh: 
Klasing 1938. RM. 1.50. 

Politisch-geographische Büro-Handkarte für )l 
Kreise. — Zeigt durch Flächenkolorit die versc 
nen Staaten Mitteleuropas mit Einschluß Let 
Polens und des Südostraumes, bereits mit denn 
Grenzen. Erste Darstellung des neuen Mittele« 

7. Lange, Dr. Dr.: Sprachenkarte von Mittel) 
von Triest bis Trollhättan. 1:2 Mill. (Große Aus 
Mehrfarbig. Format 102x83 cm. (Kleine Au 
1:4250000. Format 48x 39 cm. Neue Auflage, | 
mit Einvernehmen d. VDA. Berlin: Reimer 
a) Große Ausgabe RM 4.15; b) Kleine At 
RM. —.90. 

Übersichts-Büro- und Schulungskarte für w 
Kreise. | 

Ausgabe a) zeigt eindrucksvoll durch farbige: 
chenkolorit die Verbreitung der Sprachgebiete, | 
zeitig die der Völker und Staaten im Ra 
Mitteleuropa, ostwärts bis Weißrußland bzw. I 
nien, südwärts bis Oberitalien, unter besondere 
vorhebung der deutschen und germanischen 8 
gebiete. 

Ausgabe b) kleine Handkarte in gleicher Ai 
rung. Ebenfalls in 2. Auflage. 

8. Reichsautobahnatlas 1:300000.1.und 2. Lief 
hrsg. v. Generalinspektor für das deutsche Sti 
wesen. Mehrfarbig, 34 Karten. Dresden: Meii 
Mittelbach-Karten G. m. b. H. 1938. Je Lief. RM) 

Kleiner Hand-Atlas, hauptsächlich für den 
tischen Verkehrsgebrauch. — Sammlung von ei) 
lich ausgeführten Übersichten der bisher fertigg; 
ten Reichsautobahnen und ihrer nächsten Umge 
mit farbiger Verkehrscharakterisierung der Stı 
Der Atlas wird laufend ergänzt. 

9. Volkstumsatlas für Niedersachsen von W. Pt 
1.—3. Lieferung. 2°. Veröffentlichung der ] 
rischen Kommission von Hannover, Braunsct 
Schaumburg-Lippe und Bremen. Braunsch 
Westermann 1937. RM. 18.—. | 

Wichtiges Atlaswerk für die praktische und w 
schaftliche Volkstumsarbeit. — Stellt auf Rinzelk 
mit ergänzendem Text durch farbige Ortssigna 
die Verbreitung aller volkskundlich wichtigen 
sachen dar, westwärts bis zur holländischen G; 

10. W. Wagner: Das Rhein-Main- Gebiet vor 156 
ren (1787). Buch mit einer Karte. Mehrfarbend 
Format 77,5x95cm. Entw. v. K. Strecker, I 
stadt. Selbstverl. d. Historischen Kommission 
Volksstaat Hessen 1938. RM. 6.—. 

Historisch-geographische Handkarte für Stu 
zwecke. — Zeigt mit Flächen- bzw. Grenzkolor 
den Zeitraum von 1787 die politische Gestaltun 
Raumes vom Rhein bei Vallendar bzw. Manı 
ostwärts bis Hersfeld, Aschaffenburg und Wim 

11. „Deine Deutsche Heimat“ (Erläuterung 
Deckblatt — roter Aufdruck — zur Reichs 
1:100000). Hrsg. v. Dr. A. Jung. Potsdam: V 


1) Mit Rücksicht auf die Entwicklung in der Tschecho-Slowakei sind diesmal besonders die neueren K 
über die Tschecho-Slowakei berücksichtigt. Um einen Gesamtüberblick über die verschiedenen Ka 
veröffentlichungen zu ermöglichen, sind auch die Karten mitaufgeführt, die teilweise schon durch die 
wicklung wieder überholt sind. 
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'oggenreiter 1937if. Erläuterung m. Deckbl. 
‚ —.60. Dasselbe mit Grundbl. RM. —.90. 
mfassendes Kartenwerk für Wanderungen und 
lienzwecke. — Deckblätter zur Reichskarte 
)0000 mit geographischen, geschichtlichen, volks- 
dlichen und wirtschaftlichen Erläuterungen. Ein- 
e Blätter behandeln auch geopolitisch beachtens- 
te Grenzgebiete. 
2. Die Tschecho-Slowakei. Denkschriften für die 
denskonferenz von Paris 1919/20. Hrsg. v. Dr. 
zaschhofer. 2. ergänzte Auflage. Hrsg. v. In- 
16 für ausländisches öffentliches Recht und Völker- 
t in Berlin. Heft 24. (Text mit 24 Schwarz- 
8-Kartenskizzen.) Berlin: Carl Heymanns Verlag 
3. „RM. 6.—. 
ichtiges historisch-geographisches Studienmate- 
— Folge von 24, teilweise überaus interessanten 
warz-Weiß-Skizzen. Ein Teil behandelt Spezialfra- 
der von den Tschechen 1919/20 geforderten Grenz- 
chtigungen, der andere Fragen von allgemeinerer 
eutung, so die völkische Struktur der Tschecho- 
vakei, insbesondere auch im Osten, ferner die 
tegische Sieherung der Republik. 
}. Übersichtskarte der Tschecho-Slowakischen Re- 
ik 1:750000. Mehrfarbendruck. Format 109,5 x 
m. Eine Nebenkarte. Wien: Kartogr. fr. Militär- 
'r. Institut, Verlag Lechner, Ausg. 1938. RM. 2.50. 
litisch- und verkehrsgeographische Übersichts- 
' Büro-Handkarte für den praktischen Gebrauch. 
"arbige Darstellung des Geländes, des Gewässer- 
es und der Grenzen, mit besonderer Hervor- 
Ing des Straßennetzes. Die Grenzen sind aus- 
eßlich mit ihrem alten Verlauf wiedergegeben. 
u Gemeindegrenzenkarte der Sudetenländer. 
30000. Bearb. v. E. Winkler i. A. v. Universi- 
yrof. E. Gierach. 7 Blätter, Schwarz-Weiß-Druck. 
aat 71x56cm. Ortsnamenschlüssel, Heft 1-4. 
7, v. der Publikationsstelle d. Reichsinnenmini- 
ums Berlin-Dahlem. 1938. Gemeindegrenzen- 
®, 7 Blätter, RM.7.—; Ortsnamenschlüssel, Heft 
, RM. 4.40. 
lichtige Handkarte für wissenschaftliche und prak- 
\e Zwecke, namentlich auch für Eintragungen 
Art. — Schwarz-Weiß-Darstellung sämtlicher 
eindegrenzen in den Sudetenländern, einschließ- 
Mähren. Mit textlichem Ortsnamenschlüssel. 
. Die Siedlungsgebiete der Deutschen in der 
'echo-Siowakei. 1:1125000 (mit der am 5.10. 
beschlossenen Besetzungslinie). Mehrfarbig. 
ıat 84x40 cm. Einführender Text. Leipzig: 
irzel 1938. RM. 1.50. 
ndkarte, hauptsächlich für Studienzwecke. — 
; durch Flächenkolorit den Anteil der Deutschen 
'n einzelnen Gemeinden und damit die Ausdeh- 
des deutschen Siedlungsgebietes in der Tschecho- 
'akei (nach der alten Abgrenzung), auf Grund 
olkszählung von 1930. Die Karte enthält ferner 
Anfang Oktober vom Internationalen Ausschuß 
ılossene Besetzungslinie. 
, Ravenstein-Karte der westlichen Tschecho- 
kei (in 4 Bl.). 1: 300000. Format 105 x 72 cm. 
Tarbendruck. Frankfurt a. M.: Ravenstein 1933. 
latt RM. 1.60. 
litisch-geographische Hand- und Bürokarte für 
rientierung weiterer Kreise. — Zeigt neben dem 
Iıde und dem farbig bezeichneten Gewässernetz 
/Terlauf der Besetzungslinie; die endgültige Grenz- 
ng ist noch nicht berücksichtigt. 
Eduard Gaebler: Karte der Tschecho-$lowa- 
und angrenzenden Ländern. Mehrfarbendruck. 
ill. Format 98x48cm. Hrsg. v. Ed. Gaebler. 
ig 1938. RM. 1.10. 


Politisch-geographische Handkarte für die Orien- 
tierung weiterer Kreise. — Zeigt durch Grenzkolorit 
die bisherige Ausdehnung der Tschecho-Slowakei, 
ferner durch Flächenkolorit das deutsche Besetzungs- 
gebiet sowie — allerdings sehr roh — die ungefähre 
Verbreitung des polnischen und madjarischen Volks- 
tums bzw. der entsprechenden Besetzungsgebiete 
innerhalb der Tschecho-Slowakei. 

18. Reichskarte Sudetenland in 2 Blättern. Bl. W 
und ©. 1:300000. Mehrfarbendruck. Format 97,5 x 
111,5 cm (Bl. W), 65,5x111cm (Bl. O). 1. Ausgabe 
mit Grenzen vom 10. Oktober; 2. Ausgabe mit Grenzen 
vom 20. November 1938. Berlin: Reichsamt f. Landes- 
aufnahme 1938. Bl. W RM. 4.50; Bl.O RM. 3.—. 

Physisch- und politisch-geographische Hand- und 
Bürokarte. — 1. Ausgabe zeigt durch Flächenkolorit 
die Verbreitung der Wälder ohne Gelände, ferner — 
ebenfalls farbig — das Gewässernetz und die Staats- 
grenzen. Eingetragen ist außerdem die Grenze des 
bis 10.10. 1938 besetzten Gebietes, 2. Ausgabe: Bei 
grundsätzlich gleicher Grundlage ist hier die am 
20.11. 1938 festgelegte neue Reichsgrenze eingetragen. 
In beiden Karten sind zugleich die administrativen 
Grenzen teilweise eingetragen. 

19. a) Karte der Sudetenländer nach dem 10.10.1938. 
1:750000. b) Karte der Sudetenländer nach dem 
20.11.1938. 1:750000. Mehrfarbendruck. Format 
71,5x56cm. Mit Namensverzeichnis. Leipzig: Vel- 
hagen & Klasing 1938. 1. Ausgabe RM. 1.20; 2. Aus- 
gabe RM. 1.50. 

Politisch-geographische Handkarte für weitere 
Kreise, — Ausgabe 1 zeigt durch Flächenkolorit das 
besetzte Gebiet. Das Eisenbahnnetz ist noch be- 
sonders farbig hervorgehoben. Ausgabe 2 zeigt durch 
Flächen- bzw. Grenzkolorit die endgültige Abgrenzung 
des Sudetenlandes. Mit beachtenswertem Namens- 
und Wirtschaftsverzeichnis. 

20. a) Übersichtskarte Sudetendeutschland. 1: 600000. 
Afarbig. 3. Aufl. Format 82x57 cm. b) Silva-Über- 
sichtskarte Gau Sudetenland und Tschecho-Slowakei 
mit den angrenzenden Teilen von Schlesien, Sachsen, 
Bayern, Polen und Ungarn. 1:600000. 5farbig. For- 
mat 82,5x57,5 cm. (Neue Reichsgrenze, neue pol- 
nische und ungarische Grenze.) Berlin: Verlag für 
heimatkundliche Kultur, Willy Holz 1938. Je Karte 
RM. —.90. 

Politisch-geographische Handkarte für die Orien- 
tierung weiterer Kreise. — Ausgabe a) zeigt durch 
Flächenkolorit die Grenze des besetzten Gebietes und 
gleichzeitig den Prozentanteil der deutschen und 
nichtdeutschen Bevölkerung im besetzten Gebiet und 
in den unmittelbar anschließenden Landstrichen und 
deutschen Sprachinsein. Ausgabe b) zeigt den Ver- 
lauf der neuen Reichsgrenze. Die Gebiete der ver- 
schiedenen Staaten sind durch Flächenkolorit unter- 
schieden. 

21. Die Grenzgebiete des Deutschen Reiches und der 
Tschecho-Slowakei(Sudetenland, Böhmen und Mähren). 
1:1400000. Leipzig: Bibliographisches Institut 1938. 
RM. 1.50. 

Politisch-geographische Handkarte bzw. Atlas-Er- 
gänzungsblatt. — Zeigt neben Gelände- und Gewässer- 
netz durch Linienkolorit den Verlauf der alten und 
neuen Reichsgrenze innerhalb des Sudetenlandes, 
ferner gleichzeitig die Grenze der übrigen in den dar- 
gestellten Raum fallenden Staaten. 

22. Iro-Karte „Sudetenland‘“. 1:500000. Mehr- 
farbendruck. Format 77x60,5cm. München, Iro- 
Verlag Carl Kremling 1938. RM. 1.—. 

Politisch-geographische Handkarte für die Einfüh- 
rung weiterer Kreise. — Stellt mit Linienkolorit — 
bei ganz leichter Andeutung des Geländes — den Ver- 
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lauf der alten und neuen Reichsgrenze dar, ferner die 
administrative Einteilung des reichsdeutsch gewor- 
denen Sudetenlandes. Außerdem sind, allerdings zum 
Teil nur roh, die deutschen Sprachinseln in der 
Tschecho-Slowakei eingetragen. 


23. Die neue Grenze der Tschecho-Slowakei nach 
der deutsch-tschecho-slowakischen Vereinbarung vom 
20. 11. 1938, nach der tschecho-slowakischen Note an 
die polnische Regierung vom 1.11.1938 und nach 
dem deutsch-italienischen Schiedsspruch vom 2.11. 
1938 über die Grenzen zwischen Ungarn und 
der Tschecho-Slowakei. 1:1250000. Schwarz-Weiß- 
Druck. Format 83x40 cm. Leipzig: S. Hirzel 1938. 
RM. —.90. 

Politisch-geographische Handkarte, auch für Stu- 
dienzwecke. — Zeigt den Verlauf der neuen Grenze 
für die Tschecho-Slowakei nach der Festsetzung vom 
20.11.1938 bzw. nach den sonstigen Abtretungen, 
sowie die verschiedenen administrativen Grenzen. 
Besonders angegeben sind ferner die deutschen VolkSs- 
inseln mit Angabe des Prozentanteils der dortigen 
deutschen Bevölkerung. 


24. Sudetenland und die neugestaltete Tschecho- 
Slowakei. 1:1 Mill. Mehrfarbendruck. Format 883,5 
x56cm. Wien: Freytag & Berndt 1938. RM. 1.20. 

Politisch-geographische Handkarte für weitere 
Kreise. — Zeigt durch Grenz- bzw. Flächenkolorit 
die Abgrenzung der verschiedenen Staatsgebiete mit 
ihren Änderungen. Die endgültigen Berichtigungen 
vom 20. 11. usw. sind jedoch noch nicht berücksichtigt. 
Verschiedene kleine Nebenkarten zeigen Ausschnitte 
‚einzelner wichtiger Teilgebiete der Tschecho-Slowakei. 


25. Siowaken in den Sudetenländern und ihr ver- 
hältnismäßiger Anteil an-den Tschecho-Slowaken nach 
Gerichtsbezirken. Etwa 1:1,85 Mill. Schwarz-Weiß- 
Druck. Format 30x16,5 cm. Bearb. v. E. Wolters, 
Wien. Kartenbeilage zum Aufsatz in „Deutsches 
Archiv für Landes- und Volksforschung“ Heft 1. 1938. 

Übersichtskärtchen für Studienzwecke. — Zeigt die 
Verbreitung der Slowaken innerhalb Böhmens und 
Mährens nach der Volkszählung von 1930. 

26. Tschechen in den Karpatenländern und ihr ver- 
hältnismäßiger Anteil an den Tschecho-Slowaken nach 
den Verwaltungsbezirken. Etwa1:1,85 Mill. Schwarz- 
Weiß-Druck. Format 30x14cm. Bearb. v. E. Wol- 
ters, Wien. Kartenbeilage zu Aufsatz in „Deutsches 
Archiv für Landes- und Volksforschung‘“, Heft 1. 1938. 

Übersichtskärtchen für Studienzwecke. — Zeigt die 
bemerkenswerte Verbreitung der Tschechen in der 
Slowakei und in der Karpato-Ukraine nach der Volks- 
zählung von 1930. 

27. Karte der Zips mit derzeit oder ehemals ge- 
brauchten deutschen Namen. 1:380000. Bearb. v. 
J. Loisch. 2. Auflage. Schwarz-Weiß-Druck. Format 
20x23 cm. Hrsg. von der Arbeitsgemeinschaft Zipser 


Berichtigung: 
Hermann v. Wißmann. Zur Karte von Mittelchina. Zeitschr 


für Geopolitik, Heft 12. 


8. 942, Anmerkung 1, die sich auf die beiden Atlanten von V. K. Ting 
W. H. Wong bezieht, hat Jolgendermaßen zu lauten: „Kleine Ausgabe 1:30000 
Shanghai 1936; große Ausgabe 1:2000000, Shanghai 1934“. | 


Diesem Heft liegen zwei Prospekte bei, die wir der freundlichen Aufmerksamkeit 
Leser empfehlen: Atlantis Verlag, Berlin, für sein Werk Boveri, Vom Minareit zum 
turm; Luken & Luken, Berlin, für seine Zeitschrift „Die Auslese“. 


Heimat, Kesmark. Druck: Paul Sauter, Kes 
1939. | 
Übersichtskärtchen, hauptsächlich für Wa: 
zwecke. — Kleine Schwarz-Weiß-Übersicht der! 
mit besonderer Hervorhebung des Verkehrsnetze: 
der deutschen Namen. | 
28. a) Eugeniusz Romer: Polska. Atlas Geogra 
Dla I Klasy Gimnazjalnej. Format 4°. 12 Ki 
blätter. b) Eugeniusz Romer: Kraje i Morza Poza: 
pejskie. Atlas Geograficzny Dla III Klasy Glen 
nej. Format 4°. 24 Kartenblätter. Hısg. v. 1 
nica-Atlas. Lwöw-Warszawa 1938. | 
Atlanten für den Gymnasial-Schulgebrauch. 
beiden Atlanten, die durch ihre sorgfältige un! 
sprechende Ausführung auffallen, sind verschii 
Darstellungen geopolitisch beachtenswert. Hd 
gehoben seien besonders aus dem Atlas für dass 
Gymnasialjahr die 3 Darstellungen über das Aus 
polentum. Ausschließlich polnische Beschriftung 
29. A. Stocki: Polska Mapa Administracyjna, , 
tyczna Post Koskosciclna Sadowa. 1: 750000. I. 
farbendruck. 4 Blätter. Format 68x 87 cm je ]| 
Hrsg. Centrala Sprzedazy Map Koziej Olszew 
Filipowiez Warszawa ul. Sienkiewieza 2. 1939.) 
Politisch und verkehrsgeographische Wand- '' 
Bürokarte für den praktischen Gebrauch und 
Unterrichtszwecke. — Stellt durch Flächenkolon! 
verschiedenen Staats- bzw. Verwaltungsgebiett 
(noch ohne das polnisch gewordene Olsagebiet 
hebt durch Linienkolorit besonders das Verkehn) 
hervor. Verschiedene kleine Nebenkarten z| 
Spezialausschnitte wichtiger Teilgebiete bzw. | 
sie historisch-geographische Übersichten, Darst 
gen der Bevölkerungsverteilung sowie Übersii 
über die kirchliche und administrative Glied: 
Polens. Ausschließlich polnische Beschriftung. | 
30. Tatry Gzescpolska. 1: 20000. Mehrfarbend 
2 Blätter. Format 68x68cm je Blatt. Hıs 
Wojskowy Instytut Geografieny Warszawa. 19 
Spezialdarstellung für Wander- und Studie 
— Sorgfältige Übersicht des gesamten polni 
Tatragebietes bis zur polnischen Grenze, mit far: 
Höhenkurven bzw. Felszeichnung, farbiger W 
gabe der Waldverbreitung und des Gewässern 
sowie eingehender Angabe der Wanderwege un 
für Wanderer und Skifahrer wichtigen Einzelh‘ 
31. Das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 1: 20 
4 Farben. 40x52cm. Mit 2 Nebenkarten u,, 
samt statist. Angaben auf Rückseite. 
Danzig: Danziger Heimatdienst E.V. 
Verlags-Gesellschaft. Werbekarte. 1938. 
Kleine wirtschaftliche Handkarte für die erste I 
sicht. — Farbige Darstellung des Freistaates, hi 
sächlich in wirtschaftlicher und verkehrsmäßiger 
sicht, mit farbiger Hervorhebung der Anbauge 
für Zuckerrüben und Weizen sowie der Zollstellen. 
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WOLFGANG VOLWASSEN: 
Wirtschaftsplanung und Außenhandelslenkung in Italien 


e größer der zeitliche Abstand vom abessinischen Kriege und den Sanktionen 
wird, um so deutlicher ist zu erkennen, daß das Jahr 1935/36 zu einem Wende- 
nkt von wahrhaft historischem Ausmaß für Italien geworden ist. Nicht nur, daß 
mals das Imperium Roms wiedererstanden ist mit seinen Folgen auf außen- 
litischem Gebiet. Auch die innere Gestaltung Italiens, sein soziales und wirtschaft- 
hes Gesicht beginnt sich seitdem völlig zu wandeln. Zwar hat der Faschismus seit 
r Machtübernahme im Jahre 1922 bereits einschneidende Wandlungen im sozialen 
schehen des Landes herbeigeführt, sei es durch die Aufhebung der klassenkämpfe- 
chen Parteien und die Regelung der Arbeitsverhältnisse durch die Carta del La- 
ro (1927), sei es durch den ständischen Aufbau des Korporationswesens. Aber bis 
m abessinischen Kriege blieb die italienische Wirtschaftsverfassung im Grunde 
ch wenig verschieden von derjenigen der Länder kapitalistisch-demokratischen Ge- 
äges: die Privatwirtschaft hatte weitgehend freie Hand, und der Staat beschränkte 
h auf die Regelung der dringlichsten Fragen. Als aber durch die wirtschaftliche 
ockade der Sanktionen, die ungeheuren Ausgaben des Feldzuges in Abessinien 
ıd durch die unmittelbare Gefahr eines allgemeinen Krieges für Italien ein Kampf 
n Sein oder Nichtsein begann und die höchsten Opfer von dem Volk gefordert 
ırden, erhielt der Staat das allgemein anerkannte Recht und die Pflicht, die Füh- 
ng auf allen Gebieten des öffentlichen und privaten Lebens zu übernehmen. Daß 
esse Führung nach Beendigung des Krieges gegen das abessinische Kaiserreich nicht 
gebaut, sondern im Gegenteil noch wesentlich ausgedehnt werden mußte, ergab 
'h unabwendbar angesichts der folgenden drei Aufgaben: Deckung der Kriegs- 
sgaben und Bereitstellung der Mittel für die Erschließung des Imperiums, Steige- 
ng der Rüstung zu Wasser, zu Lande und in der Luft und vor allen Dingen Stei- 
rung der landwirtschaftlichen und industriellen Erzeugung des Landes, um die 
jraussetzung sowohl für die Investititionen im Imperium wie für die Erhöhung der 
istung und die Verteidigung in einem etwaigen kriegerischen Konflikt zu schaffen. 


he Ziele und planvoller Einsatz 

Das eigentliche Datum der wirtschaftlichen Wiedergeburt Italiens war der 
‚März 1936, als der Duce das Autarkieprogramm verkündete. Mussolini hatte 
ıon immer dagegen gekämpft, daß Italien von den Ausländern nur als das Land 
r Romantik, der Schönheiten und der malerischen Armut angesehen wurde. Jetzt 
b er die Parole, ein neues Italien zu schaffen, ein Italien der Arbeit und der 
affen. Es ist überwältigend, zu sehen, mit welcher Tatkraft und Schnelligkeit in 
n letzten 21/; Jahren an der Verwirklichung dieses Programmes gearbeitet worden 


» 


f6) 


66 Staatenwirtschaft Hilf 


ist. Das Tempo der Durchführung der im einzelnen gesteckten Ziele ist sogan 
groß, daß sich das Volk gewisse Einschränkungen in der Lebenshaltung auferleh 
muß. Wenn dieses Tempo und die Ziele manchem in alten Vorstellungen von 
mächlichem Nichtstun befangenen Bürger zu groß erscheinen mögen, so ist es, 
bewußte Absicht Mussolinis, die Ziele so gewaltig zu stecken, um das Volk # 
höchsten Kraftentfaltung zu veranlassen und es damit wieder fähig und würdig; 
machen, eine Rolle in der Weltgeschichte zu spielen. 

Es ist ein eigentümlicher Zug der Entwicklung (der übrigens auch bei Deuts} 
land zu beobachten ist), daß der Staat die Wirtschaftslenkung im ersten Aug 
blick nur zögernd begann und mehr durch äußere Ereignisse dazu gedrängt wuif 
dann aber sofort aus der Not eine Tugend machte und die Entwicklung konsequili 
gestaltete. Bei beiden Ländern kam ein wesentlicher Anstoß aus der Deviscf 
bewirtschaftung, die Anlaß zu weit ausstrahlenden Maßnahmen wirtschaf 
ordnender und -lenkender Art wurde. Italien führte die Devisenkontrolle und | 
Einfuhrkontingentierung am ı6. Februar 1935 ein. Bollettensystem und Lizet 
system sollten in Zukunft die Einfuhr regeln. 


Unter Bolletten versteht man die Einfuhrfakturen des Jahres 1934, das als Basis für 
Einfuhr der folgenden Jahre genommen wurde. Daneben aber wurden besonders wich! 
Waren dem System der Einfuhrgenehmigungen unterworfen, wobei wieder “ 
besondere Regelung getroffen wurde für Mineralöle und einige andere Waren. Waährtl 
nämlich die Lizenzen im allgemeinen vom Finanzministerium im Einvernehmen mit «# 
Handelsministerium herausgegeben werden. erfolgt die Erteilung der Einfuhrgenehmigung | 
Mineralölen durch das Korporationsministerium. Doch blieb dies nicht die einzige Son« 
regelung. Durch ein Dekret vom 28. Juli 1935 wurde das Kohlen- und Metallmoı]) 
pol geschaffen, indem die Einfuhr von Kohle, Koks, Kupfer, Zinn und Nickel der Verv 
tung der Staatsbahnen unterstellt wurde, die der größte Kohlenverbraucher Italiens s# 
Da Italien bei einem Gesamtbedarf an Kohle von rund 12—ı3 Millionen Tonnen nur ei) 
3 Millionen Tonnen im Inland fördert, ist leicht ersichtlich, welchen Einfluß dieses Mono 
auf die italienische Wirtschaft auszuüben in der Lage ist. Bald darauf, am 2. Dezember ıglı 
wurde auch der Bananenhandel monopolisiert und dem Ministerium für Afr 
unterstellt mit der Maßgabe, daß die Einfuhr ausschließlich aus Italienisch-Somaliland || 
folgen darf. Ähnlich wie die Mineralöleinfuhr wurde die Einfuhr von Wolle dem Wo)l 
ausschuß, von Baumwolle dem Baumwollinstitut in Mailand, von Holz dem Hol 
ausschuß unterstellt. Von sonstigen derartigen Organisationen seien nur noch folger|) 
erwähnt: Im Juni 1938 ist eine staatlich kontrollierte Schrotthandelsgesellschaf 
geschaffen worden, um dieses für die Eisenwirtschaft so wichtige Gebiet zu regeln; die4 
Gesellschaft obliegt neben der Einfuhr und Sammlung von Schrott und Erz auch dessen | 
teilung an die in den Autarkieprozeß eingegliederten Eisenwerke. Erst in allerjüngster Zeit!| 
ein Filmmonopol geschaffen und die Gründung drei zusamnmenarbeitender Kaffel 
Importgesellschaften beschlossen worden (Dezember 1938), durch die auch died 
Zweig der Einfuhr monopolisiert worden ist. In einem späteren Abschnitt wird gerade 1 
diese Gründung noch besonders zurückzukommen sein. | 

Bei der engen Verflechtung von Außenhandel mit der inneren Wirtschaft ist es selbst 
ständlich, daß alle diese Institutionen von großer Bedeutung auch für die anderen Zweige c 
Wirtschaft sind. Durch die Ausschaltung der alteingesessenen Importeure von dem Auslanıl 
einkauf ergeben sich bereits große Probleme, da ein Monopol leicht die Tendenz hat, schw: 
fällig zu arbeiten, insbesondere soweit die Interessen der stark verästelten Abnehmerscha 
in Frage stehen. Aus diesem Grunde hat man daher meist die Importeure mit der Abnahn 
der eingeführten Waren und ihre Weiterleitung an die Verbraucher oder die Industrie beau 
tragt. Aber auch die andere Form der Einfuhr, nämlich die nach dem Bollettensystem, E 
eine ganze Kette von Problemen aufgeworfen. Die Zugrundelegung eines bestim: 
ten Jahres (1934) kann natürlich nicht der Entwicklung gerecht werden, da manche Einfuh 
firmen oder Industrien ein geringeres Geschäft zu verzeichnen, andere aber einen Au 
schwung genommen haben. Mit zunehmender Verringerung der Rohstoffeinfuhr ergab si 
somit besonders bei den kleineren Industrien oft genug eine äußerst prekäre De D 
System der Weiterleitung der Rohstoffe an diejenigen Industrien, die nicht über Rinfuk 
bolletten aus dem Jahre 1934 verfügen, mußte daher immer von neuem der £fortschreitendi 
Entwicklung angepaßt werden. Grundsätzlich werden dabei — genau wie in Deutschland 
diejenigen Firmen bevorzugt, die den Export fördern helfen. 
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Benhandelsenge treibt zum Autarkieprogramm 
Der Hinweis auf die Tatsache, daß oft das Erfordernis der Devisenbilanz 
n ersten Anstoß zu einer Wirtschaftslenkung gegeben hat, gilt für 
lien in einem besonderen Maße. Nicht nur, daß Italien in den Jahren 1929 bis 
34 ganze 4,5 Milliarden von über ıo Milliarden Lire Devisen verloren hat, war 
_ beunruhigendes Zeichen. Noch mehr zeigte die Handelsbilanz des Jahres 1937, 
wie starkem Maße Italien in seinen wichtigsten Materialien auf die Gnade des 
slandes angewiesen war. Rechnet man den Handel mit den Kolonien ab, so ergibt 
ı nämlich für 1937 bei einer Ausfuhr von 7,85 Milliarden Lire eine Einfuhr von 
Ag Milliarden Lire, das heißt, daß die Ausfuhr nur 58% der Einfuhr betrug. 
raus erklärt sich, mit welchem Nachdruck Italien sein Autarkieprogramm ver- 
'klichen muß, um diesen gefahrvollen Zustand zu beseitigen. 
Bei der Inangriffnahme der Autarkiepläne konnte Italien mit Nutzen 
* die verschiedenen Organisationen zurückgreifen, die im korporativen Staat be- 
ts bestanden. Dies ist ähnlich wie in Deutschland, wo auch parteiamtliche oder 
bstaatliche Stellen mit Erfolg in den Vierjahresplan eingespannt werden. Die 
ıl dieser Ausschüsse, Verbände, Körperschaften (Enti), Kartelle (Consorzi), 
titute ist sehr groß; ihre Aufgabe ist meist vorbereitender, oder aber organisatori- 
er, marktregelnder Art. Das gilt vor allem für das System der Einlagerun- 
n landwirtschaftlicher Produkte (ammassi), das sich auf Seiden- 
ons, Hanf, Wolle, Getreide erstreckt und einen Ausgleich der Marktschwankun- 
ı, Vorratspolitik, Verwendungskontrolle und Preisstabilisierung zum Ziel. hat. 
; Initiative des Autarkieprogrammes ist in den Korporationen und ihrer Spitze, 
n Korporationsministerium, zusammengefaßt. Hier werden alle Beschlüsse gefaßt 
sr die Inangriffnahme von Industriebauten, Preispolitik, Produktionsrichtung 
v., wobei wiederum der „Oberste Autarkieausschuß“ das höchste Or- 
1, gleichsam der wirtschaftliche Generalstab, ist, der unter dem Vorsitz des Duce 
ganz großen Richtlinien des Autarkieplanes festsetzt. 
Der Kern der Autarkiebestrebungen ist naturgemäß die Schaffung neuer Roh- 
ff- und Verarbeitungsindustrien. Italien hat das Unglück, nicht nur einen — von 
eritalien abgesehen — unfruchtbaren Boden zu besitzen, sondern auch von Roh- 
ffen nahezu völlig entblößt zu sein. Kohle, Eisen, Mineralöle, Textilrohstoffe, 
-Metalle — überall fehlt es an dem Nötigsten. Angesichts dieser Mangellage ist 
Skepsis des Auslandes gegenüber den italienischen Bemühungen zu verstehen, 
aber auch der Mut und die Entschlossenheit zu bewundern, mit der die fa- 
istische Regierung an die Aufgabe herangeht. Dabei kann gleich von vornherein 
tgestellt worden, daß das Imperium und die übrigen Besitzungen 
aktisch keinen Beitrag für die Bedarfsdeckung des Mutter- 
ades leisten, sondern bis auf Jahre hinaus die Lücke nur noch 
pfindlicher machen. Es sei nur erwähnt, daß in den ersten neun Monaten 
ses Jahres einer italienischen Ausfuhr nach dem Kolonialreich in Höhe von 
Milliarden Lire nur 160 Millionen Einfuhr gegenüberstanden, das sind bei einer 
samteinfuhr Italiens in Höhe von 8,5 Milliarden Lire nur 1,9%, die aus dem 
lonialreich bezogen werden konnten! Im Gegenteil: die gewaltigen Investitionen 
Imperium müssen ebenfalls durch die Industrie des Mutterlandes durchgeführt 
'den. Ostafrika kann bisher nicht einmal die wenigen Europäer, die dort leben, 
ähren. 


estitions-, Kredit- und Preiskontrolle 
Bin großer Ansporn zur Erreichung der Ziele sind die großen Erfolge der 
treideschlacht, durch die Italien heute seinen Bedarf an Weizen und Mais 
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im allgemeinen decken kann. Sieht man von Fleisch und Ölen ab, so ist überhaı 
die Nahrungsautarkie kein großes Problem mehr. Anders steht dies, wie gesagt, 
der Industrie. Um die Schaffung neuer Industrien zu fördern, beschre:f 
der Staat — wie neulich auf einem Kongreß der Industrie ausgeführt wurde — | 
allem die folgenden Wege: Einfuhrbeschränkungen, Preisgarantien, Zollbefreir' 


für gewisse Maschinen und Rohstoffe zur Errichtung neuer Anlagen, Prämien u 


Subventionen, Verwendungsverbote und Verwendungsvorschriften, Anordnun; 
über Verwertung von Rückständen und Altmaterial usw. bis zur Staatsregie. (\| 
treffendes Beispiel für die Lenkung von Produktion und Konsum ist die Besti) 
mung, daß in Zukunft nur noch mit inländischen Fasern gemischte Textilstoffe | 
Inland verkauft werden dürfen.) Der Rahmen für einen planmäßigen Ausbau || 
Wirtschaft besteht bereits durch eine Reihe spezieller Gesetze und Organisation‘ 
Unter den Gesetzen sind vor allem diejenigen über die Kontrolle der Errict 
tung von Betrieben und über die Genehmigung von Emission 
zu nennen. Durch das erstgenannte erhalten die Korporationen die Befugnis, ül 
die Anträge wegen Errichtung neuer oder Erweiterung bestehender Anlagen || 
schluß zu fassen, durch das zweite ist jede Kapitalerhöhung oder Gründung eii) 
Gesellschaft bei einem Betrag über ı Million Lire von dem Ausschuß der Korjj 


rationen zu genehmigen. Auch diese Regelung findet ein Gegenstück in Deu N 


land. Der Zweck ist, Materialien und Kapital nach denjenigen Stellen zu leiten, | 
ihr Einsatz entweder am nötigsten ist, oder wo keine Gefahr einer Übersetzung ıl 
der Folge einer Fehlleitung von Materialien und Kapital gegeben ist. Weiterhin || 
steht ein Preisstopgesetz, das sofort nach der Abwertung der Lira im Okto} 
1936 eingeführt wurde, um ein zu starkes Steigen der Preise zu verhindern. Nil 
verschiedenen Änderungen ist seit April 1937 die Preisüberwachung eb) 
falls bei den Korporationen zusammengefaßt worden, von denen ständig Ricd 
linien über die Preisgestaltung ausgegeben werden. | 


Durch die Kreditreform und die Bankengesetzgebung nach der Kreditkrise von 1934 | 
der Staat durch das Bankgesetz von 1936 bereits eindeutig und genau den Rahmen abgested. 
innerhalb dessen sich ds Bank- und Kreditwesen in Zukunft zu entwickeln hat. Dul 
die Kommandogewalt der Bank von Italien sowie die zu Instituten öffentlichen Rechts of 
„nationalen Interesses“ erklärten anderen großen Kreditinstitute ist eine weitere Garantie 
die Durchführung des Staatswillens gegeben. In diesem Jahre sind nunmehr auch die letzt 
Widerstände personaler Art beseitigt worden, indem die Rassengesetze alle Juden aus ıl) 
Banken und Versicherungsgesellschaften entfernt haben und an ihrer Stelle aktive oder ei 
malige Minister die Leitung der großen Versicherungskonzerne usw. übernahmen. Hie | 
sind auch gewisse Widerstände bei der Bereitstellung der Reserven dieser Institute für | 
großen Zwecke der Autarkie und der Erschließung des Imperiums gebrochen worden. Dassl 
um so bedeutungsvoller in einem Augenblick, in dem die außenpolitische Entwicklung di 
Staat veranlaßt hat, einen Sonderbetrag von ıo Milliarden Lire für Rüstungszwecke ausl 
werfen, von dem bereits 2,4 Milliarden in das Budget 1939/40 eingesetzt werden, dessen Fell 
betrag von 4,8 Milliarden bei 24,6 Milliarden Einnahmensoll (der Haushaltsplan des laufenof 
Jahres sah demgegenüber sogar einen kleinen Überschuß vor) durch Vorschüsse der Krer 
institute oder neue Anleihen oder Steuern gedeckt werden muß. 


Der organisatorische Rahmen ist im wesentlichen durch zwei Institute geschaffen wo 
die bereits in der Wirtschaftskrise 1931—1933 gegründet wurden und wertvolle Dienste # 
leistet haben. Es handelt sich um das 1931 entstandene Instituto Mobiliare Italiano (IM 
das mittel- und langfristige Industriekredite gewährt, und um das Instituto per la Ricostruzie 
Industriale (IRI), das die organisatorische und finanzielle Sanierung von 1933 in Schwier 
keit geratenen Unternehmungen durchführte und seitdem noch einen erheblichen Besitz ı 
Industriebeteiligungen hat, den es nachträglich noch erhöht hat. Nach der Illiquiditätsk 
des Jahres ı934 wurde der Bankenapparat und das gesamte Kreditwesen neu geordnet, indi 
vor allem eine scharfe Trennung zwischen kurzfristigen, mittelfristigen und langfristig 
Kreditgebern vorgenommen wurde. Die Sparkassen sollen sich vom Bankgeschäft und | 
Banken vom Sparkassengeschäft fernhalten. Der mittel- und langfristige Industriekredit wur 
wie erwähnt, dem IMI anvertraut. Nach diesen Richtlinien erfolgt auch die Finanzieru 
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r Autarkieprogramme, die im wesentlichen der Wirtschaft überlassen wird. Die 
ternehmungen ae infolge des Vorauseilens der Preise vor den Löhnen und der guten 
schäftigung in den Autarkiezweigen im allgemeinen doch eine recht gute Gewinnbasis und 
nen erhebliche Reserven bilden, die sie für die neuen Anlagen heranziehen können. Außer- 
m aber steht ihnen auf Antrag der Weg über den Kapitalmarkt offen, von dem sie in 
sem Jahr im Zusammenhang mit der ı0-Prozent-Steuer auf das Aktienkapital erheblichen 
brauch gemacht haben. In besonderen Fällen, insbesondere wenn es sich um die Landes- 
teidigung handelt, greifen schließlich auch die halbstaatlichen Institute, wie das IMI, oder 
r Staat direkt ein. 

Einen Beweis für den weitreichenden Einfluß finanzieller und organisatorischer Art, den 
" Staat heute bereits in der Schwerindustrie besitzt, geben die wichtigsten Beteiligungen 
; IM oder IRI. Zur Reorganisation der italienischen Reedereien wurden die größten Gesell- 
aaften im Jahre 1936 von der Holdinggesellschaft Finmare übernommen, die sich die Mittel 
rch Ausgabe von Obligationen „IRI Mare“ beschaffte. Von dem ı,1 Milliarden Lire 
ragenden Kapital der italienischen Schiffahrtsgesellschaften befinden sich daher heute 
0 Millionen im Besitz des Finmare, einer Tochtergesellschaft des IRI. (Die neuen Schiff- 
ırtsgesellschaften sind: Italia, Tirennia, Lloyd Triestino und Adrialica, die die verschie- 
aen Linien unter sich aufgeteilt haben.) Eine ähnliche Maßnahme wurde für die Eisen- 
rischaft durch die neue Gesellschaft Finsider durchgeführt, die sich ebenfalls goo Millionen 
re durch Ausgabe von Obligationen „IRI Ferro“ verschaffte. Die Finsider kontrolliert heute 
‘ größten Stahlwerke Ilva, Terni, Dalmine, Acciaierie di Cornigliano, die ihrerseits in der 
dersten Reihe bei der Durchführung der Autarkieziele in der Eisenwirtschaft stehen. Ein 
setz vom 15. April 1937 schließlich unterstellt die Werften mit einem Kapital von über 
9 Millionen Lire dem IRI, das die Aktienmehrheit gegen Ausgabe von Obligationen „IRI 
so“ in Besitz genommen hat. Hier werden die Werften Ansaldo, Cantieri Riuniti und 
'ero Terni Orlando zusammengefaßt. Neben den Flugmotoren- und Autowerken Alfa Romeo 
d einigen Elektrizitätskonzernen kontrolliert der Staat schließlich auch die neuen Fabriken 
“ Herstellung synthetischen Gummis und einige Zellstoffwerke. Wenn der Staat hier direkt 
>r mittelbar Beteiligungen erworben hat, so hat er dies in erster Linie zur schnellen Reorga- 
ation der betreffenden Wirtschaftszweige getan, bzw. um Aufgaben durchzuführen, für die 
ı Mittel der Privatwirtschaft nicht ausreichten. Die Beteiligung ist aber nicht das Ent- 
ıeidende in einer Zeit, in der der Staat sowieso das Nervenzentrum des Wirtschaftslebens 
atrolliert, 


itarkiebilanz 
Die Gebiete, auf denen das Autarkieprogramm besondere Bedeutung hat, sind 
» schon erwähnten größten Lücken in der Rohstoffversorgung. Der Kohle- 
‚darf kann auch im besten Falle nicht vollständig gedeckt werden, selbst wenn 
ın die Förderung von heute über 2 Millionen Tonnen auf 5 Millionen Tonnen 
igern könnte. Um den Fehlbedarf aber möglichst zu verringern, geht man ener- 
ch an den Ausbau der Kraftwirtschaft durch Errichtung von Wasserkraftwerken, 
aführung des Elektroofens in der Eisenwirtschaft, Entwicklung der Elektrifizie- 
ng der Staatsbahnen usw. Noch unangenehmer ist die Lage bei Treibstof- 
n, wo der Bedarf 25 Millionen Doppelzentner beträgt. Erhöhte Ausbeutung 
r Konzessionen in Albanien, Bohrungen von Metangas, Umstellung der Lastwagen 
f Gasgeneratoren, Steigerung der Alkoholgewinnung und Raffinierung des Roh- 
im eigenen Land sollen wenigstens das Ziel näherrücken. Besser sind die Aus- 
hten bei Eisen und Stahl; hier soll der Bedarf von 2,5 Millionen Tonnen we- 
stens zum größten Teil durch inländische Erze, Pyrite, Schrottsammlung und 
'swertung des eisenhaltigen Sandes an der Küste gedeckt werden. Ausgesprochen 
nstig liegen die Verhältnisse bei Aluminium, das überhaupt als das italienische 
sarke Metall bezeichnet wird, da Italien vor allem in Istrien sehr ergiebige Bauxit- 
er besitzt und sogar exportieren kann. Die Umstellung auf Aluminium soll hel- 
‚ den Bedarf an anderen Buntmetallen, Kupfer, Zinn, Zink, zu verringern, 
rend der Bleibedarf durch die Steigerung der Erzeugung auf 40000 Tonnen 
‚ensoviel wie bei Aluminium) gedeckt werden könnte. Schließlich bleibt noch 
Gebiet der textilen Rohstoffe. Hier will man mit Milchwolle einerseits, 
ranziehung von Pappelholz, Ginster, Schilfrohr, Stroh, Spartogras usw. anderer- 
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seits die Selbstversorgung nahezu erreichen; das gleiche gilt für Papier. Geriff 
auf dem Gebiete der Zellulose ist in letzter Zeit in Italien Erstaunliches erreiff 
worden, es sei nur an die Anlagen in Torre di Zuino erinnert, wo aus dem Sunf 
eine Werkstadt von 20000 Menschen entsteht und 800000 Doppelzentner Zellul 

hergestellt werden (bei einem Bedarf der Kunstfaserindustrie von rund 1,4 NW 
lionen Doppelzentnern). Zur Schaffung neuer Industriezentren in als geeignet # 
gesehenen Punkten des Landes werden die sogenannten Industriezonen gegrün 

(Bozen, Venedig, Triest), denen der Staat weitgehende Vergünstigungen steuerlich 
und verkehrstariflicher Art gewährt. N 


Außenhandelskontrolle 'B 
Heute ist die Durchführung der Autarkieprogramme in vollem Gange. Der D 
hat befohlen, daß im Jahr ıg4o/4r die vor zwei Jahren angegebenen Richtli 
erreicht sein sollen. Es vergeht kaum eine Woche, in der nicht ein neues grrf 
artiges Werk eingeweiht wird, das dazu beitragen wird, die Unabhängigkeit Itali) 
von dem Ausland zu erhöhen. Daß bisher allerdings noch keine Entlastung || 
Handelsbilanz eingetreten ist, kann man leicht verstehen; bringt doch die: 
riesige Investitionsprogramm einen zusätzlichen Bedarf an Rohstoffen mit sich.) 
der Tat ist die Einfuhr von Maschinen in diesem Jahr um etwa ein Drittel gegg' 
über dem Vorjahr gestiegen. Wenn dennoch der Passivsaldo der Handelsbilan 1 
den ersten zehn Monaten dieses Jahres auf 2,6 Milliarden Lire zurückgegangen‘ 
im Vergleich zu 4,81 Milliarden in derselben Vorjahrszeit, so ist dies in erster Li| 
eine Folge der um ı,2 Milliarden Lire geringeren Weizeneinfuhr wegen der gl 


stigen Ernten in diesem und dem letzten Jahr. 
Der italienische Außenhandelin den ersten 10 Monaten (in Mill. Li | 
Einfuhr Ausfuhr Saldo N 

1938 1937 1938 | 1937 1938 1937 | 

Nahrungsmitteln hole sorerereketeherert 1160 2597 | 2711 | 2474| + 1551 | — 1 | 
Ingustrierohstoife.. ne en. are a 4449 5112 676 818 | — 3773 | — 424 

Halb- und Fertigwaren 5070 | 5268 | + 1426 ı + 1 “4 

InsgEsamita; Sale hr le ee Deitiss 9253 | 11530 | 8457 | 8560 | — 79 | — 294 

Handel mit den Kolonien ............. ar | 287 | 1975 | 2135 | + 180 | + 184 
ohne Handel mit Kolonien ............ 9082 | 11243 | 6482 | 6425 | — 2600 | — 48% 


Unter Abrechnung des Handels mit den Kolonien, der ja keine Devisen brin! 
sondern nur die riesigen Investitionen des Mutterlandes widerspiegelt, bedeutet | 
Fehlbetrag von 2,6 Milliarden Lire bei einer Ausfuhr von 6,5 Milliarden Lire nc 
immer eine außerordentliche Belastung für Italien. Es ist daher verständlich, « 
sich nunmehr alle Bemühungen der Regierung darauf richten, diesen Saldo ab» 
bauen. Im Laufe dieses Jahres ist bereits ein wesentlicher Schritt getan worch 
durch die Überführung einer großen Reihe von Waren von dem Bollettensyshfl 
auf das System der Ministeriallizenzen, so daß nunmehr für eine weitere Gruf 
von Waren jedesmal eine besondere Einfuhrgenehmigung eingeholt werden mul 
Gerade in diesen letzten Tagen des Jahres 1938 mehren sich die Anzeichen, die & 
eine weitere Lenkung der Einfuhr schließen lassen. So wurde in dem Organ ef 
Konföderation des Handels erklärt, daß das alte „Vorrecht der Bolletten“ sin } 
geworden sei. Alle Importeure müßten daraufhin geprüft werden, ob ihre Tätigk 
dem allgemeinen Nutzen des Landes diene, wenn nicht, würden sie ihr Geschäft al! 
stellen müssen, da sich „auch hier die Rechte nicht vererben“. Die Andeutung, au 
die Einfuhr ein öffentliches Amt sei und die Importeure die Pflicht hätt 
auch die Ausfuhr mit allen Mitteln zu fördern, erfuhr bald eine konkrete Verwin 
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ung in der unerwartet schnellen Gründung der obengenannten Kaffeeimport- 
ellschaften. Mit der Ankündigung dieser Maßnahme waren auch gleichzeitig die 
sellschaften ins Leben getreten. Alle ehemaligen Kaffeeimporteure des Landes 
tden gebietsmäßig in den drei als Aktiengesellschaften konstituierten Kompanien 
ammengefaßt und erhalten den eingeführten Kaffee zur Weiterleitung an den 
tbrauch zugeteilt. Der Einkauf selbst aber erfolgt durch die staatlich gelenkten 
mpanien, die dabei als eine Einheit auftreten, „um eine geschlossene Front 
jenüber dem Ausland“ darzustellen und gleichzeitig die Ausfuhr fördern sollen, 
ı Verbindung mit anderen in Gründung begriffenen Import- und Exportgesell- 
aften“. (Inzwischen sind weitere Importgesellschaften für Fische, Holz und 
lonialwaren gegründet worden.) ‚Hier deutet sich eine Umstellung in der Außen- 
ıdelspolitik an, deren Folgen gar nicht genügend beachtet werden können; denn 
bedeutet in der Tat, wie eine große Tageszeitung äußerte, die konsequente Ver- 
rklichung des korporativen Gedankens auch in den Handels- 
ziehungen mit dem Ausland. 

Wieweit die direkte oder indirekte Verstaatlichung des Außenhandels in Italien 
ite bereits fortgeschritten ist, mag man daran erkennen, daß die Einfuhraller 
chtigen Massenwaren einem Monopol unterliegt oder von einer 
'porativen Organisation verwaltet wird, während die übrige Einfuhr in Kürze 
e noch durch eine von Fall zu Fall zu erteilende Genehmigung des Finanzmini- 
riums nach Richtlinien des Handelsministeriums erfolgen kann. (Ab ı. 7. 1939 
'ften die restlichen Waren in das Lizenzsystem übernommen werden.) Eine über- 
lägige Berechnung für das erste Dreivierteljahr 1938 kommt dabei zu dem Ergebnis, 
3 über die Hälfte der Einfuhr auf monopolisierte Massenwaren entfällt. Bei einer 
samteinfuhr in der Zeit von Januar bis September 1938 in Höhe von 8475 Mil- 
nen Lire entfielen nämlich (in Millionen Lire) auf: Kohle und Koks 1350, Mine- 
öle 660, Baumwolle 640, Holz und Zellulose 500, Wolle 320, Eisenschrott 210, 
pfer 240, Weizen 175, Kaffee ı15, Zinn 60, Nickel 40, Bananen 50 und Tabak 
Millionen Lire, insgesamt also rund A Milliarden Lire. Daß auch die Ausfuhr 
mer straffer gelenkt wird, sei nur am Rande erwähnt; der Zusammenschluß von 
men zu Exportzwecken ist erst jetzt wieder vermehrt worden durch ein Ausfuhr- 
ısortium für die Flugzeugindustrie (übrigens bereits das zweite). Wie schon er- 
ant, befinden sich diese Dinge gerade im gegenwärtigen Augenblick stark im 
ıß in der Richtung auf eine weitere staatliche Bewirtschaftung des Außenhandels, 
weit über den hier angedeuteten Rahmen hinausgehen dürfte. 


flechtung mit Deutschland 

Bei dieser Politik findet die italienische Regierung wenigstens in den Methoden 
nn auch nicht in den Zielen, die auf eine Verringerung der Einfuhren gerichtet 
d) eine beachtliche Stütze in der Zusammenarbeit mit dem deutschen 
stem der Außenhandelslenkung, was um so bedeutungsvoller ist, als 
ı der gesamten italienischen Einfuhr aus dem Devisenausland 27,8% auf das 
atsche Reich entfallen (Januar bis Oktober 1938), während die italienische Aus- 
ır ins Devisenausland (also ohne Handel mit den Kolonien) zu 25,2% nach 
ıtschland erfolgt. Erst mit weitem Abstand folgen die jeder planvollen Außen- 
delslenkung feindlichen USA. mit 12,2% bei der Einfuhr und 9,8% bei der 
fuhr. Der überragende Anteil Deutschlands am italienischen Handel wird noch 
tlicher, wenn man die Anteile der anderen wichtigeren Länder erwähnt; sie be- 
gen bei der Einfuhr wie folgt: Großbritannien 6,3%, Schweiz 3,1%, CSR., 
en, Rumänien, Frankreich, Britisch-Indien und Argentinien zwischen 2,2% bis 
%/0. Bei der Ausfuhr sind noch zu erwähnen Großbritannien mit 7,1%, Schweiz 
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mit 6,2%, Argentinien mit 5,5%, Frankreich mit 4% und Ägypten mit 3%. .| 
sollte nicht wundernehmen, wenn der Anteil Deutschlands gegenüber den 
einigten Staaten in Zukunft noch mehr steigen würde, abgesehen von den Ausvı 
kungen der Eingliederung des Sudetengebietes. Zwar ist die Handelsbilanz ‚Ttalı! 
gegenüber Deutschland ebenso stark passiv wie gegenüber USA., doch sind im j 
kehr mit Deutschland die Ausgleichsposten durch den Fremdenverkehr usw. fig 
gesetzt, während Italien den Einfuhrüberschuß aus USA. mit teuren Devisen # 
zahlen muß. Hierbei ist weiterhin zu berücksichtigen, daß die neue Rassenpollf 
Italiens kaum ohne Folgen auf die Wirtschaftsbeziehungen zu einem so stark urı 
jüdischem Einfluß stehenden Land wie USA. bleiben kann. 


Siedlung im Mittelmeerraum 5 
Die großzügige Erschließung Libyens mit der in der Geschichte einzig 5 
stehenden Ansiedlung von 20000 Bauern, und die Rückführung der Auslanf 
italiener in die Heimat und das Imperium, sind ein höchst anschaulicher Bevı | 
für die Folgerichtigkeit und Planmäßigkeit, mit der Italien bei der Gestaltung ser ff 
politischen und wirtschaftlichen Schicksals zu Werke geht. Die Erfolge der „Ki 
perschaft für die Kolonisation Libyens“ und des ‚Instituts für Sozialversicher' 
gen“, die im Auftrage Mussolinis und unter Aufsicht Marschall Balbos:® 
einer verblüffend kurzen Zeit von 6 Monaten 2000 Siedlerstellen samt Dorfzentri) 
förmlich aus dem Boden stampften und aus Steppe Ackerland schufen, sind ebe:) 
bewundernswert wie die Leistungen des Straßenbaus und des Massentransports If 
einem Dutzend Schiffen und unter Einsatz des gesamten Kraftwagenparks 
libyschen Territorialarmee. Daß Wirtschaftslenkung nicht Staatsregie zu bedeul 
braucht, zeigt dabei die Tatsache, daß die genannten Institute nur die Vorfinanal 
rung übernommen haben; nach endgültiger Übernahme der Siedlerstelle durch ı{W 
Bauern wird die Forderung der Kolonisationsgesellschaft (abzüglich eines Sta: 
zuschusses) in eine Hypothek umgewandelt, die der Bauer zu amortisieren hat. | 


Während die Ansiedlung dieser Bauern schon zur Tatsache wurde, ist die Rücit 
führung der Auslandsitaliener mehr ein Programm. Ein Programm al 
das äußerst zeitgemäß ist, sei es, um für die — allerdings nur sehr langsam wad 
sende — Aufnahmefähigkeit des Kolonialreiches die Siedler bereit zu haben, seill 
um den ro Millionen im Ausland lebenden Italienern bei einer möglichen Zuspitzu 
der Lage die Möglichkeit zur Heimkehr zu bieten, sei es schließlich, um die Nat 
nalkraft jedes einzelnen Italieners durch die Zielsetzung eines Blockes von 5o 
lionen Italienern im Mittelmeer zu stärken. Bisher ist der „Ständigen Kommissi 
für die Rückwanderung beim Außenministerium“ ein Fond von ıo Millionen 
zur Verfügung gestellt worden. Gleichzeitig wurden sämtliche im Ausland leben« 
Italiener in drei Gruppen bezirksmäßig zusammengefaßt und erhalten nach MA 
gabe der Möglichkeiten die Aufforderung zur Heimkehr in das neue Imperiu 
das — im Gegensatz zum britischen Imperium — der Staat geschaffen und ed 
wickelt hat. 


Daß die große Steigerung der Rüstungsausgaben einen gewaltigen Widerhall 
der Welt, vor allem aber in Frankreich findet, ist verständlich. Mussolini steckt 
Ziele für sein Volk hoch. Mit den Aufgaben soll auch das Volk wachsen und für I 
größte aller Aufgaben reif werden: wieder ein römisches Imperium im Zentrum . 
Mittelmeers zu gründen und zu verwalten. Viele ausländischen Beobachter, die da 
„Aufgabe Roms“ nur als eine Redensart betrachtet haben, sehen nun dem Er 
der Tatsachen ins Auge und müssen erkennen, daß alle bisherigen Maßnahmen 1# 
liens nur Vorbereitungen auf dieses große Ziel hin waren. # 
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IRMGARD BECKER DE ÄRLANDIS: 
Probleme der staatlichen Wirtschaftslenkung auf Island 


)i Sageninsel Island ist heute alles andere als eine Sageninsel. Arbeitslosigkeit, 
Devisenmangel, Marktordnung — das sind wirklich Probleme des heutigen 
rtschaftslebens, die in Island ebenso bekannt sind wie in den großen Industrie- 
iten. Welche Entwicklung hat das isländische Wirtschaftsleben in der letzten 
t genommen? Welche Schwierigkeiten sind zu überwinden und wo liegen die 
glichkeiten dazu? Welches Ziel hat die isländische Politik und wie nimmt sich 
ınd in der modernen Welt aus? Seitdem Island nur noch in Personalunion mit 
nemark verbunden ist (1918) und diese Personalunion in der Zeit von ıg4o bis 
3 von einem jeden der beiden Vertragspartner gelöst werden kann, hat es eine 
twicklung genommen, die nicht nur eine erstaunliche wirtschaftliche und soziale 
stung bedeutet, sondern die vor allen Dingen die geistige Selbständigkeit der 
inder beweist. 


sland hat sich der im Juni 1938 abgegebenen Neutralitätserklärung der nordischen 
ıten angeschlossen und fühlt sich heute in erster Linie als ein gleichberechtigtes Mitglied 
nordischen Blocks. Bekanntlich hat Island 1920 den Eintritt in den Völkerbund abgelehnt 
der Begründung, daß es an den Erfolg der kollektiven Sicherheit nicht glaube und seine 
ıdlungsfreiheit durch keinen Pakt einschränken lassen wolle. Die Zusammenarbeit der 
ıdinavischen Staaten liegt dagegen im isländischen Interesse, besonders seit die Selbständig- 
_ die Reibungen mit Dänemark so gut wie ganz zum Verschwinden gebracht hat. Diese 
bungen hatten ihren tiefsten Grund in dem dänischen Außenhandelsmonopol, das nicht 
den isländischen Handel, sondern auch die ganze Produktion des Landes kontrollierte 
nicht nach isländischem, sondern nach dänischem Interesse aufgezogen hatte. Es ist anzu- 
men, daß Island, das sehr stolz darauf ist, vor mehr als 1000 Jahren die erste selbständige 
nokratie Europas gewesen zu sein, die Personalunion mit Dänemark aufsagen wird und 
it zu einer selbständigen Republik wird. Über die Zukunft Islands sind schon allerlei 
kulationen aufgestellt worden: Nicht ohne Interesse ist ein am 21. September 1934 in der 
nburgher Zeitung The Scotsman erschienener Artikel, der unter dem Titel ‚Island — 
britisches Dominium“ historische und geographische Gründe anführt, die Islands Ein- 
eibung in die Britische Commonwealth stützen sollen. Dabei wird als erstes die Sicherung 
Verbindung nach Neufundland genannt, auf die eisfreien Häfen an der Westküste der 
| hingewiesen, die im Weltkriege gebaute große Tankanlage erwähnt — kurzum, auf die 
einsamen Interessen Islands mit England hingewiesen. Auf isländischer Seite sympathi- 
en nur sehr kleine Kreise mit einer solchen EL DeERIR: der größte Teil des 
kes ist geradezu fanatisch in bezug auf die politische Unabhängigkeit seiner Insel. So er- 
t es sich, daß die konservative oder Selbständigkeitspartei die meisten Wahlstimmen er- 
t (24000 von insgesamt 58000 Wählern). Wenn sie trotzdem nicht die Regierung führt, 
dern die zweitstärkste, die radikale Bauernpartei in. Koalition mit den Sozialdemokraten 
se Koalition dauert schon zehn Jahre), so liegt es daran, daß das isländische Wahlsystem 
Wahl nach Kreisen (Island ist in ı6 Syslurs eingeteilt) ausführt, wobei die menschenarmen 
ıdkreise einen relativ hohen Einfluß auf die Geschicke des Landes haben. Der Schluß, 
_ der „Wirtschaftsdienst“ in einem Bericht über Island zieht (rr — XI — 1998, S. 1533), 
ılich. daß die Bevölkerungsentwicklung Islands eine „Verstädterungs“tendenz zeige, ist in 
er allgemeinen Form nicht ganz richtig. Wer das Land kennt, weiß, daß die isländischen 
dte, ausgenommen allein Reykjavik, reine Bauern- und Fischereisiedlungen sind. Die Indu- 
alisierung aber ist, wie wir später sehen werden, zusammen mit der Fortentwicklung der 
ıdwirtschaft, die Vorbedingung des isländischen Wirtschaftslebens überhaupt und heute die 
ige Möglichkeit, der Außenhandelskatastrophe zu begegnen. 


Von den rund 118000 Einwohnern Islands wohnen 30% in Reykjavik, 16,9% 
anderen Städten (von denen keine über 6000 Einwohner hat), 11,7% in Küsten- 
lungen und 41,4% in den ländlichen Distrikten. Wenn man in Betracht zieht, 
3 nur ein Fünftel des Landes überhaupt bewohnbar ist, ein Fünftel ständig von 
‚ bedeckt ist und der Rest Steinwüste, vulkanische Erde, Lavafeld, Fels oder 
ıßgebiet, dann ist der Anteil der ländlichen Bevölkerung verhältnismäßig sehr 
;h, besonders wenn man bedenkt, was ein Bauer auf Island für nach europäischen 
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Begriffen fast unüberwindliche Schwierigkeiten hat, um überhaupt sein Leben 
fristen. Es ist nicht zuviel gesagt, daß die 1885 gegründete Isländische Zenti) 
genossenschaft (Samband Islendskra Samvinnufjelaga), die heute nicht nur || 
ländliche Produktion, sondern auch Verkauf und Einkauf isländischer Produ! 
regelt, Schlachthäuser, Kühlhäuser, Fischgefrierhäuser und einzelne Fabriken i 
treibt, die Erhaltung und Stärkung des isländischen Bauerntums überhaupt erm! 
licht. Hier sind wir bereits bei dem Brennpunkt des ganzen isländischen W/ 
schaftssystems angelangt: der Organisation. Natürlich ist es in einem Lan 
mit so kleiner Einwohnerzahl sehr leicht, die Wirtschaft staatlich zu orientieri 
Dagegen sind die natürlichen und Verkehrsbedingungen des Landes gerade in diet 
Hinsicht ungemein hinderlich. Seit 1918 und besonders seit 1923, mit der Einfü) 
rung des Gesetzes zur Bodenverbesserung, hat Island eine staatlich g 
lenkte Wirtschaft, die politisch auf demokratischer Grundlage, wirtschaftl! 
nach genossenschaftlichen Prinzipien organisiert ist. Der Staat übt durch die Valu 
kontrolle und 7 Handelsmonopole maßgebenden Einfluß auf das Wirtschaftslef] 
aus. Die 7 Handelsmonopole sind: Wein und Spirituosen, Tabak, Radio, Eleki 
zität, Autowesen, Düngemittel und Obst und Gemüse. Der Staat hat also nicht x! 
Verkehrswesen, Elektrizität und Radio in der Hand, sondern auch maßgeberi| 
landwirtschaftliche Produktionszweige. Gestützt auf die genossenschaftliche Orga 
sation, die auch die kleinsten Siedlungen erfaßt, konnte im Laufe der Zeit eıl 
straffe Marktregelung für landwirtschaftliche Produkte eingefüll 
werden, die industrielle Produktion nach ‚staatswirtschaftlich: 
Gesichtspunkten vorgenommen werden, Verkehrs- und Energieversof 
gung vom Staate geregelt werden. Valutakontrolle und Importlizenzen sichern di} 
Staate die Lenkung des Außenhandels, und die Subventionierung 
Schiffahrt geschah im Einklang mit den staatlichen Zielen der Außenwirtschaf 
Island besitzt heute eine Handelsflotte von 25000 Bruttoregistertonnen, die in «{ 
staatlich subventionierten Eimskipfelag Islands organisiert ist. 1903 kam der er 
Trawler nach Island — heute hat Island 40o Dampftrawler und 30 andere Fischer 
fahrzeuge. Die Fischerei der Ausländer bedarf besonderer Lizenz, das Einlaufen |] 
die Fjorde ist nur zum Schutz vor Stürmen gestattet. Noch immer hat die n« 
wegische Flotte zwei Drittel des gesamten Schiffsverkehrs um Island in der Har 
Der Heringsfang!), der von Nicht-Isländern betrieben wurde, verteilte sich ı 
wie folgt nach Nationen (in ro0o0t): Norwegen 245; Schweden ı8; Finnen 
Dänen 5,3; Estländer ı5; Lettländer 3. Überflüssig, hervorzuheben, daß kultures 
und soziale Einrichtungen auf Island, wenn nicht vom Staate selbst gegründet, | 
doch von ihm unterstützt und entwickelt werden (Universität, Schulen, Landwii 
schaftsschulen, Schwimmbäder, Sportplätze, Krankenhäuser), | 
Island ist staatenwirtschaftlich deshalb besonders interessant, weil es seine Lt 
‘ lösung von Dänemark eigentlich überhaupt zu dem Zweck betrieb, eine selbständ 
Staatswirtschaft aufzuziehen, in der Erkenntnis, daß die natürlichen Bedingung: 
des Landes es allein einer Staatswirtschaft ermöglichen, die wirtschaftliche Gruni 
lage für das Leben des Volkes zu gewährleisten. Zu dieser rein subjektiven Ve 
bedingung kam eine objektive: Island startete seine Wirtschaft nach dem We® 
kriege, unter dem Eindruck der Blockaden, der Sicherungsmaßnahmen und d 
Bewirtschaftungstendenzen und Reglementierungen, die damals überall herrschte 
Dazu war von dem dänischen Handelsmonopol doch eine gewisse organisatori 
Erfahrung übriggeblieben. Die Technik des dänischen Genossenschaftswesens, die 
Voraussetzung zum Aufbau des isländischen Genossenschaftswesens wurde, gab 
organisatorischen Unterbau für die isländische Landwirtschaft und gewerbli 
1) /EGIR, Mänadarrit Fiskerifölags Islands, 1 Blad 1938, p- 15. | 


\ 
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duktion, so daß seit 1923/24, trotz gelegentlicher Proteste der konservativen 
ständigkeitspartei, schlechthin die staatlich gelenkte Wirtschaft mit der Wirt- 
ft in Island identisch geworden ist. 

Jie Entwicklung des isländischen Wirtschaftslebens seit der Selbständigmachung 
sich in zwei Phasen einteilen. Die erste dauert von 1918 bis 1933 und ist gekenn- 
hnet durch die langsame Entwicklung der Landwirtschaft und den raschen Auf- 
wung des Fischfangs, besonders des Dorschfangs und dessen Export. Die zweite 
se beginnt 1933, erfährt 1936 noch eine entscheidende Verstärkung und ist der 
hen Intensivierung der Landwirtschaft gewidmet, der Schaffung einiger auf 
mischen Rohstoffen fußenden Industrien und dem Ersatz des Dorschfischfangs 
ch Heringsfang und Rotbarschfang und der zunehmenden Verarbeitung von 
-h zu Fischöl und Fischmehl. 

Tit einer Außenhandelsquote von 700—800 Kronen pro Einwohner ist Islands 
fuhrabhängigkeit gekennzeichnet. Diese ist aber deshalb noch höher, im Ver- 
nis zu anderen Staaten, weil allein der Außenhandel imstande ist, das zum 
tschaftsaufbau benötigte Kapital bereitzustellen, das Industrie und Landwirt- 
ıft auf absehbare Zeit hinaus keinesfalls aus eigener Produktion abzweigen 
nen. Die Investitionen auf allen Gebieten werden in Island in der nächsten Zu- 
ft die Einnahmen aus inländischer Erwerbstätigkeit noch um ein Bedeutendes 
rtreffen. Daher das Streben nach Aktivität des Außenhandels, der durch die 
wicklung des Klippfischexports und die zunehmende Gebundenheit der Welt- 
'kte in jüngster Zeit stark gehemmt wird. Der Wirtschaftsaufbau ist sozusagen 
einzige Ziel der isländischen Politik, zusammen mit der sozialen und kulturellen 
ung des Lebens der Bewohner. Außenpolitik kann es für Island ja nur eine 
on: passive Neutralität und Zusammenarbeit mit den anderen nordischen Staaten. 
Island kein Heer hat und keine Rüstung zu beginnen gedenkt, im Vertrauen 
auf, daß die Natur des Landes ein Invasion sowieso unmöglich machen würde, 
kann es sein gesamtes Einkommen zur Förderung des Wirtschaftsausbaus ein- 
en. Das ist heute vielleicht der einzige Fall in Europa. 

Nie bereits angedeutet, ist der Außenhandel Islands für eine so geringe 
wohnerzahl ungewöhnlich hoch. Sein Wert betrug in Millionen Kronen !): 


Einfuhr Ausfuhr Saldo Einfuhr Ausfuhr Saldo 

i 16,7 49:4 + 2,4 1933 49,4 51,8 + 2,4 
82,3 60,5 — 21,8 1934 51,2 47,9 — 3,3 
70,2 78,6 + 84 1935 45,5 47,8 + 2,3 
72,0 60,0 — 12,0 1936 41,6 48,3 + 6,7 
48,1 48,0 — 0,1 1937 51,8 58,9 + 71 

37,4 47,8 + 10,4 1938 (8 Monate) 34,9 30,3 — 4,6 


'rotzdem es nicht möglich gewesen ist, die hohen Exportziffern der Periode 
5—1929 wieder zu erreichen, hielt sich der isländische Außenhandel doch im 
ßen und ganzen aktiv, wobei allerdings der Überschuß nicht ausreichte, um die 
sen der Auslandschulden zu decken, zu deren völliger Transferierung eine 
ivität von ıo Millionen Kronen jährlich erforderlich wäre. Es bildeten sich 
lgedessen ‚eingefrorene“ ausländische Guthaben, die zum Teil zu industriellen 
»stitionen benutzt werden: deutsches und italienisches Kapital wurde in 
ingsöl- und Heringsmehlfabriken investiert, schwedisches und norwegisches in 
ftstationen. Doch ist das Transferproblem als solches auch so noch nicht gelöst, 
‚ die Zinsen des investierten Kapitals auch wieder transferiert werden müssen. 

Devisenmangel ist zur Zeit eigentlich das Problem der isländischen 
tschaft, hinter dem alle anderen zurücktreten. Nachdem 1924 der Valutarat 


) Report on Economie and Commercial Conditions in Iceland, by F. Bowering. No. 687 
ırtment of Overseas Trade, London 1937 p. 7. 
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| 
gebildet worden war, und die isländische Krone auf dem der Parität }. 


ı £ = 22,15 Kronen stabilisiert wurde, hat das Defizit der Handelsbilanz, da: 
einigen Jahren wegen des erhöhten Imports von industriellen Rohstoffen nich\) " 
vermeiden gewesen ist, zusammen mit dem Kapitalimport auf die isländische Va 
drückend gewirkt. Sie folgte natürlich dem Sterlingblock. Die Devisenbewirtsch 
tung Islands hat mit der Deutschlands vor Einführung des Neuen Plans Ähnl#: 
keit. Die Importeure reichen ihre Forderungen an die Handelskammer bzw. 
das Valutakontor ein, worauf sie Importbewilligung für die betreffenden Wi 
bekommen (oder nicht bekommen), was aber im Jafalle nicht bedeutet, daß ih 
die erforderlichen Zahlungsmittel zur Verfügung gestellt werden. Daß sich ‚f 
diese Weise die „eingefrorenen‘“ Forderungen erhöhen müssen, ist klar. Es vi 
auch ständig eine Reform des herrschenden Systems erörtert, die teilweise duß 
Abschluß von Clearingverträgen (Deutschland, Italien) in die Wege geleitet 
den ist. 5 


Diese ungünstige Entwicklung ist auf die Struktur und die Richtung des isländisc®# 
Außenhandels zurückzuführen. Island hatte sich auf den Export einer Ware gelegt, Klii f 
fisch, der bis zu 83% des Gesamtausfuhrwertes ausmachte. Die Hauptabnehmerlände: 
ländischen Fisches waren Spanien, Portugal und Italien, die zusammen rund (F 
des gesamten isländischen Exports aufnahmen, wogegen Island von ihnen nur 10—20% sei, 
Imports bezog. Island kaufte dagegen den Hauptanteil seiner Einfuhrwaren in solchen ./f 
dern, die nicht im entferntesten in gleichem Maße Abnehmer isländischer Produkte w\ 
(England, die skandinavischen Länder). Diese Bewegung des isländischen Außenhandels er 
aus folgenden Zahlen: E 

Der isländische Handelsverkehr mit den nachfolgenden Ländern 

betrug in vom Hundert der Einfuhr bzw. Ausfuhr): I 

1933 1934 | 1935 1936 1933 1934 1935 199 

Land | 

Einfuhr von Ausfuhr nach N | 

Dänemark ......... 23,5 23,5 21,0 16,4 7,4 s 71 | j 

Norwegen ......... 11,8 11,9 10,6 6,8 6,9 8,5 7,8 10) | 
Schweden ......... 4,3 5,3 7,2 10,4 4,1 6,3 9,3 8 
Großbritannien ..... 32,4 30,3 29,4 26,7 11,1 13,5 15,2 Ak; 
Spanien... ucen ne 4,9 3,2 6,1 4,1 28,8 | 16,6 | 12,8 2) 
Portugal? 2.2. 0,3 0,5 0,4 0,3 14,4 17,4 16,0 1221 

allen SE 0,8 2,3 36 5,5 12,2 11,6 5,9 5 

Deutschland ....... 13,0 | 121 | 184.| 219 1 288 | 169 | 107 | ach 
Holland... ... 1,7 2,7 1,2 1,0 1,2 0,4 0,3 2.| 
DER DEN 1,5 2,1 1,5 1,2 4,1 5,5 8,8 aa,l 


das Wachsen der Ausfuhr nach Deutschland, das sich auch 1937/38 fortsetzt, der Verlust! 
spanischen Marktes, der Rückgang der Ausfuhr nach Großbritannien und Portugal und 
gewisse Zunahme der Ausfuhr nach Holland, Norwegen und den Vereinigten Staaten. DI 
drei letztgenannten Länder brachten einen Überschuß an freien Devisen, der 
Defizit der Handelsbilanz besonders mit England decken muß. Die Entwicklung des Güf 
austauschs mit Dänemark ist an und für sich ungünstig genug, doch wird die Lage dadu: 
daß Dänemark der Hauptgläubiger Islands ist, noch verschärft. Da der Export isländise 
Produkte nach Ländern mit freier Valuta nur in beschränktem Maße steigerungsfähig 
muß sich der Olearings- und Austauschhandel in Zukunft noch verstärken. Das ist zum I 
spiel auch der Fall mit der Umlagerung des Klippfischexports. Wie bereits angedeutet, ma 
ten Klippfisch und Salzfisch den weitaus größten Teil des isländischen Exports aus. Die I 
wicklung war im einzelnen folgende: | 
Export in 1000 tons?): I\ 


Die charakteristischen Züge sind die Angleichung der Einfuhr und Ausfuhr mit Ita | 


Klippfisch Salzfisch Gefrierfisch Klippfisch Salzfisch Gefrierfise) 
1932 58 19 23 1935 39 44 16 1 
1933 61 17 1% 1936 27 12 7 8 
1934 46 18 17 41937 25 13 | 


1) Hagskryslur Islands, 97, Verslunarskryslur Ärid 1936, Reykjavi 
08, 94, 5 ykjavik 1938, S. 22. 
2) FEGIR, Mänadarrit Fiskerifelags Islands, 1. Blad 1938, Reykjavik, S. 21. 
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' 1925 rund 50% des gesamten Klippfischexports von Spanien aufgenommen wurde, 
e Quote 1936 schon auf 28% sank, 1937 auf 2,7% zurückging und heute praktisch 
verschwunden ist, und gleichzeitig Pantera und Italien ihre Bezüge an Klippfisch ver- 
ten, blieb nichts anderes übrig, als den Klippfischexport teilweise nach anderen Ländern 
nuken und teilweise durch andere Waren zu ersetzen. Da Klippfisch („bacalao“) eine 
dere Delikatesse der baskischen und spanischen Küche ist, lag es natürlich nahe, den Ver- 
zu machen, Klippfisch in wachsenden Mengen nach Ländern spanischer Zivilisation 
führen. Dieses ist auch durchaus geglückt, und während 1935 praktisch noch kaum von 
fischexport nach Südamerika die Rede sein konnte, waren es in 1000 kg 


nach 1936 _—. 1937) nach 1936 1937!) 
BEINEN Seesen. 467 960 GUDa a RE 890 1566 
ee an ee: 1037 1342 UrUguayERn Be 3 102 


ı die südamerikanischen Länder aber auch Valutakontrolle haben, ist das isländische 
fischexportproblem nur teilweise gelöst, da nun im Austausch bestimmte Waren aus die- 
‚ändern bezogen werden mußten und an freie Devisenüberschüsse nicht zu denken war. 
Kuba wird im Verrechnungswege Zucker genommen, von Argentinien Weizen und Mais, 
Brasilien Kaffee. 
blieb dem Staate nichts anderes übrig, als einen anderen Ersatz für den verlorenen 
fischexport zu finden. Das geschah durch Verstärkung des Heringsfangs und Rotbarsch- 
und der Verarbeitung dieser Fische zu Mehl und Tran. Außerdem sind von der zen- 
ı Fischereigenossenschaft Gefrierhäuser und Kühlhäuser angelegt worden, in der Fische 
ı gefroren werden oder Fischfilets gekühlt werden. Die älteste und größte dieser Fisch- 
ranstalten ist die Svensk-Islendska Fryseriakliebolag in Reykjavik, die vor allem frischen 
erfisch nach England und dem Kontinent ausführt. 
sonders ins Auge fallend ist die Zunahme des Heringsfangs. Während ı913 erst 
ohl Hering gefangen wurde, stieg diese Menge 1920 auf 160000. hl, 1922 auf 280 000 hl, 
auf 550000hl, 1956 auf ro6goo0hl und 1937 auf 2 17r000hll). Die mit Staats- 
stützung in den letzten Jahren erreichte Steigerung, die eine Verdoppelung von Jahr zu 
bedeutet, ist die eigentliche Rettung der isländischen Fischerei gewesen, trotzdem ist die 
der Fischer von 8100 (1925) auf 7000 (1937) zurückgegangen. Auch im Außenhandel 
nt der Hering eine führende Rolle zu spielen: Während der Wert von Hering und 
ıgserzeugnissen 1935 erst 8,2 Millionen Kronen betrug, belief er sich 1937 schon auf 
Millionen Kronen. Es gelang ebenso, den Anteil des Herings in der Gesamtausfuhr auf 
n des Klippfischs zu steigern: Während 1934 noch 51% des Ausfuhrwertes aus Klipp- 
Salzfisch bestand, gegenüber 18% aus Hering und Heringserzeugnissen, hatte sich das 
ältnis im Jahre 1937 auf 250%0 bzw. 34% in der Gesamtausfuhr verschoben. 
»n größter Wichtigkeit sind aber vor allem die Fischmehl- und Fischölfabriken. Um das 
idende Ostland zu unterstützen, wurde im Hauptort des Ostlandes, Seydisfjördur, eine 
ıgsmehl- und Heringsölfabrik gebaut. Die meisten andern dieser Fabriken liegen im Nord- 
(Akureyri) und dem Hauptplatz des Heringsfangs, Siglufjördur. Die Kapazität der 
leringsfabriken betrug 1938 bereits 31200 mäl (1 mäl= 135 kg), die der andern Fisch- 
fabriken 600 mäl. Erst eine einzige Rotfischmehlfabrik ist in Betrieb, die eine Kapazität 
oo mäl hat. r e : 
/ichtiger noch als die Hebung des Exports an Fisch und Fischprodukten wird 
Produktion von Lebensmitteln, Futter und denjenigen Fertigwaren angesehen, 
ich auf eine heimische Rohstoffbasis stützen können. Zu diesem Zweck hat der 
t eine systematische Subventions- und Steuerfreiheitspolitik eingeführt. Auch 
arbeitet er mit den landwirtschaftlichen und gewerblichen Genossenschaften eng 
mmen. Da seit einigen Jahren eine bösartige Schafkrankheit auf Island wütet, 
n einige Hauptzweige der isländischen Versorgung (Fleisch für den Inlands- 
um wie für den Export, sowie der Export von Wolle und Häuten und Fellen) 
das schwerste bedroht. Auch hier soll dem Bauern durch das Einführen eines 
n Erwerbszweiges geholfen werden, nämlich der Pelztierzucht. Vor allem sind 
ilber- und Blaufüchse und Minks, die in Farmen gezüchtet werden. Trotzdem 
Ausfuhrwert ihrer Pelze 1937 erst 1°/, des Gesamtausfuhrwerts ausmachte, 
die Aussichten günstig und die Qualität der Pelze ausgezeichnet. Es sind zur 
2600 Silberfüchse, 600 Blaufüchse und 800 Minks auf Island, die sich auf 
| 200 Farmen verteilen 2). 


Angaben des Verslunarradi Islands 1938. 2) Landsbanki Isiands 1937, 8. 4. 
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Der Rückgang des Schafbestandes soll auch durch verstärkten Großviehbestand ausgegllf 
werden. Bisher ist Maul- und Klauenseuche auf Island noch nie aufgetreten. Der Viehbexff 
nahm in den letzten Jahren folgende Entwicklung?): 


Schafe Rinder Pferde 
OST 999 000 35 000 45 000 
ISA NER 660 000 36 000 45 000 
MOSER re” 653 000 37 000 46 000 


Die Pferde, klein, stark, genügsam und Paßgänger, sind auch heute noch auf Isle ach 
der wichtigsten „Verkehrsmittel“, da die Bauern die weiten menschenleeren Distrikte | 
heute noch durchreiten, wobei jeder Bauer mit vier oder sechs Pferden zu reiten BBN 
wechselt, um schnell vorwärts zu kommen. Die Tiere, die bis zum Schneefall auf der 


eide 
sind gewöhnt, die eisigen Flüsse zu durchwaten oder -schwimmen. Islands Pferde wie || 
Roßhäute sind zudem wichtige Exportartikel. f Y | 

Abgesehen von dem Umbau des Fischexports, ist es vor allem die systemati) 


Förderung der Landwirtschaft, die besondere Aufmerksamkeit der Regier) 
genießt. Einmal muß die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln in h 
rem Maße als heute aus eigener Scholle erfolgen, sei es aus Valutagründen, self) 
aus Sicherheitsgründen, für den Fall eines Krieges. Eine gewisse Steigerung 
landwirtschaftlichen Erzeugung läßt sich auch schon aus der Außenhandelsstat! | 
herauslesen: Die isländische Statistik kennt nur zwei Gruppen: VerbrauchswVlf 
und Produktionswaren. Davon haben die erstgenannten innerhalb der letzten J} 
abgenommen, während sich das Volumen der Produktionswaren, unter ihnen ılk 
allen Dingen der Rohstoffe (Mineralöle, Holz, Zement, Metalle), vergrößert hatif 


Import von?) Verbrauchswaren Produktionswaren 
in vom Hundert des Gesamtimports 
1916—1920 46,8 53 
1926—1930 42,8 37,2 
1931—1935 38,6 61,4 
1936 814 68,9 


Noch immer nehmen die Lebensmittel, vor allen Dingen Getreide, Futte 
und auch Düngemittel, einen hervorragenden Platz in der Einfuhr ein. Die Ste 
rung der Getreideproduktion und des Kartoffelanbaus ist daher das Hauptzielll 
Marktregelung geworden. 1923 wurde das Gesetz zur Bodenverbesserung angenil 
men und Be- und Entwässerung, Düngung, Landbau und Absatz landwirtschi' 
licher Produkte zum Inhalt der Agrarpolitik gemacht. Die genaue Produktion | 
Hafer und Gerste ist bisher noch nicht bekannt, Kartoffeln wurden 1935 46000 | 
und 1937 schon 60000 Faß geerntet?), was aber noch längst nicht zur Eiji 
versorgung ausreicht. 

Überall dort, wo es sich um Kultivierung von Ödland handelt, muß 
Staat mit Subventionen eingreifen. Das bezieht sich vor allem auf die großen I 
wässerungs- und Drainagearbeiten. Die gewaltigen Schneemassen, die im Früh 
schmelzen, verwandeln die Flüsse in reißende Ströme, die Sand und Steine 
sich reißen und das Kulturland überschwemmen. Einige Landstriche kann ı 
durch Staudämme schützen: es sind in den letzten 5 Jahren nicht weniger 
23478 cbm Staudämme aufgeführt und 8700 cbm Kanäle gegraben worden 
Sonst müssen die Felder an den Hängen angelegt und mit Steinmauern umge 
werden. Wegen der freiweidenden Schafe hat man auch Drahtzäune gezogen, # 
infolge des Holzmangels jedoch nach Möglichkeit durch Steinmauern ersetzt werd 
sollen. Das Vieh ist etwa 5 Monate auf der Weide, 7 Monate auf Stallfütter 
angewiesen. Hier soll auch das Fischmehl dem eingeführten Kraftfutter “ 


1) Nach Angaben des Verslunarradit 1938. 
2) Hagskryslur Islands: Verslunarkryslur, Ärid 1936, Reykjavik 1938. 3 
3) Nach Angaben des Verslunnarradi Islands 1938 p. 9. | 
4) Hagskryslur Islands, Bünadarskryslur, Ärid 1936, Reykjavik 1937, p. 16—17. | 
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en und die Außenhandelsbalancierung erleichtern. Sonst wird vor allem Heu 
ittert, von denen das gewöhnliche Feldheu den Schafen, das von gedüngten 
en dem Großvieh verfüttert wird. Heu steht in ausreichenden Mengen zur Ver- 
ng: 1935 wurden rund ı 126000 hestar Wiesenheu und 100600 hestar Feldheu 
tet. ı hestar (Pferdelast) ist etwas mehr als 100 kg). 

is Hauptgewicht wird aber in Zukunft auf zwei besonderen Zweigen der 
wirtschaft liegen: der Produktion von Milch, Butter und Käse und der Pro- 
ion von Treibhausgemüse. 

ch dänischem Muster sind moderne Molkereien gegründet worden, die genossenschaft- 
jrganisiert, vom Staate überwacht werden. Zwar reicht heute die Milchversorgung noch 
aus, um den Landesbedarf zu decken, doch wird in zunehmendem Maße Butter und 
produziert. Man exportiert auch bereits zwei Käsesorten, die hoch fetthaltig sind: 450%, 
ch Gouda-Käse und Block-Käse. Der Jahresexport, der vorwiegend nach England und 
chland geht, beträgt bisher 50 000—60 000 kg?). Man rechnet aber mit einer Steigerung. 
r will man in Zukunft auch skyr exportieren, den isländischen Yoghurt. 

@ Genossenschaften betreiben auch Schlächtereien, und die F leischversorgung des Landes 
ısreichend. Ein Teil des Fleisches wird als Gefrierfleisch exportiert. Um alle diese 
irtschaftlichen Produktionen durchzuführen, bedurfte es natürlich von Anfang an einer 
regelung. So hat man für alle Agrar- und viehwirtschaftlichen Produkte Festpreise ein- 
rt. Kornbau und Kartoffelbau bekommen außerdem Prämien für Ernteerträge. Die 
- und Fleischproduktion wird nach schwedischem Muster auf folgende Weise gefördert: 
eferanten an die Städte müssen eine bestimmte Abgabe zahlen, die in den genossen- 
lichen Ausgleichsfonds fließt, aus dem die Produzenten der entfernteren und einsamen 
istrikte für ihre höheren Gestehungskosten entschädigt werden. Auch der Export ge- 
en Hammelfleischs wird aus diesen Ausgleichskassen subventioniert. 


e Treibhäuser sind bisher wohl das einzige moderne Produktionsgebiet Islands, 
er Staat (bis auf eine eigene Anlage) bisher nicht hat eingreifen müssen. Seit- 
1920 die ersten Treibhäuser gebaut wurden, die mit heißem Quellwasser ge- 
werden, haben sie ständig zugenommen und bedecken heute eine Fläche von rund 
qm. Hier werden Tomaten, Gurken, Spinat, Spargel, Melonen und sogar 
trauben gezüchtet. Tomaten erntet man bereits 5o t jährlich, die andere Ge- 
- und Obstproduktion ist über eine geringe Anzahl kg noch nicht hinaus- 
nmen. Das Wasser, das mit einer Temperatur von 70—80° C aus dem Boden 
at, verliert nur 3° C bei einer Wärmeleitung von 2800om Länge, es läßt sich 
ıach den Städten führen. In Reykjavik werden das Schwimmbad, Krankenhaus 
inige Häuserblocks mit dem Wasser der heißen Quellen geheizt. Kapitalmangel 
er Grund, warum diese wichtigen Energiequellen, die eine große Zukunft 
1, noch nicht weiter ausgebeutet worden sind. Die Leitung, die nach 
javik führt und in Erweiterung begriffen ist, pumpt 32 1/84° G per Sekunde 
e Stadt. Die im Westen des Landes an verschiedenen Stellen befindlichen 
n Quellen stellen die wichtigsten Energiereserven der Zukunft dar. Auf 
Lande wird Torf für den Hausbrand benutzt, der aus den Mooren gestochen 
und überreichlich zur Verfügung steht. Alle anderen Brennstoffe müssen 
‚tiert werden. Die auf 4000000 PS geschätzten nutzbaren Wasserkräfte Islands 
heute auch erst zu einem Bruchteil ausgenutzt, der auf etwa 1,5% beziffert 
Da die Erde in der Nähe der heißen Quellen auch warm ist, können hier 
spät in den Herbst hinein Gemüse und Blumen gezüchtet werden. 
» industrielle Tätigkeit des Landes ist, mit Ausnahme der Fischölfabriken, erst 
) ı0 Jahre alt. Die Zentralgenossenschaft betreibt Spinnereien, Webereien, 
reien, Konservenfabriken, Schokolade- und Keksfabriken, Lederwarenfabriken 
schuhfabriken. Eine Produktionsstatistik existiert noch nicht, doch reicht keine 
Produktionen, die alle vom Staate direkt und indirekt (keine Valutazuteilung 


Bowering, op. cit. p. 27. ’ 
Thorsten Odhe: Det moderna Island och dese kooperation. Stockholm 1927, p. 162. 
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an die Importeure der betreffenden Waren) subventioniert werden, in abseht/f 
Zeit für den Inlandsbedarf aus. ‘4 

Wie aus dem Vorhergehenden ersichtlich, lehnt sich Island in seiner politis 
und sozialen Struktur an die skandinavischen Staaten an, unterscheidet sich I 
wirtschaftlich dadurch, daß dem Staate eine führende Rolle zukommt, die auf % 
Wege über die Außenhandelsgestaltung, Devisenbewirtschaftung, Landwirtsc 
und Industrieausbau alle Kräfte des Landes zusammenfaßt, mit dem Ziel, || 
isländischen Volk eine soweit wie möglich gesicherte auskömmliche Lebenshall' 
zu schaffen. ' 


FB 


HEINZ PENTZLIN: 
Aufbau und Bewährung des Kartells der Zinnstaaten 


D: Zinnpreis, der im Frühjahr 1938 fast auf 160 Pfd. St. jelong ton abges 
war, zeigt seitdem unter leichten Schwankungen einen Anstieg und hat im Dei 
ber an der Londoner Metallbörse, dem ausschlaggebenden Zinnhandelsplatz der V| 
wiedereinen Stand von 215 Pfd. St. erreicht. Dies muß überraschend erscheinen in 
Zeit, in welcher sich die Industrieproduktion in der Mehrzahl der Länder || 
rückläufig gestaltete und die meisten Rohstoffpreise abgesunken sind. Noch | 
fälliger wird die Sonderentwicklung der Zinnpreise, wenn man die A 
nisse für Zinn überprüft und dabei zu der Feststellung gelangt, daß sie || 
erheblich ungünstiger als die für andere Rohstoffe gewesen sind. Im allgemu 
vermindert sich der Verbrauch von Zinn bei einem Rückgang der Industriepr 
tion nicht so schnell wie der Verbrauch anderer Rohstoffe, weil die wich 
Zinnabnehmer die Weißblechfabriken sind, welche zu einem erheblichen Tei 
die Konservenindustrie arbeiten, deren Produktionsumfang verhältnismäßig; 
geglichen ist. Im letzten Jahre ist jedoch der Zinnabsatz an die Weißblechfabi 
ungewöhnlich stark zurückgegangen, da nach der ungünstigen Ernte des Jahres 
in den Vereinigten Staaten und in Europa die Konservenfabriken ihre Prod 
vermindern mußten und ı938 noch über große Bestände an Weißblech verfül 
Gleichzeitig ging auch der übrige Absatz von Zinn — mit Ausnahme der 
rungen für Rüstungszwecke, deren Umfang jedoch nicht ausreichte, um 
Absatzausfall auszugleichen — in sehr großem Ausmaß zurück. In den Verein 
Staaten, welche der größte Zinnabnehmer der Welt sind, sank der Verbraud 
ersten Halbjahr 1938 um die Hälfte im Vergleich zum gleichen Zeitraum desd 
jahres; in Großbritannien ging der Zinnverbrauch um mehr als ein Drittel zwi 
und insgesamt wird die Verbrauchsabnahme auf annähernd 20% geschätzt. 
trotz dieser Absatzschrumpfungeine Besserung der Preise dui 
gesetzt werden konnte, so ist diesein Erfolg der Marktregelif 
welche die Zinn produzierenden Staaten der Welt nach 
großen Krise geschaffen haben und die sich nun das erste 
in einem neuen Rückschlag der Weltwirtschaft zu bewäl 
hatte. Die Entwicklung der Zinnpreise in den letzten Jahren zeigt deutlich@ 
die Marktlage eines Rohstoffes durch zwischenstaatliche Vereinbarungen aucd 
einer ungünstigen Gestaltung der Angebots- und Nachfrageverhältnisse behei 
werden kann und wie die Auswirkungen von Produktionskrisen aufgefä 
werden können. | 
Daß internationale Kartellbildungen von den Regierungen der beteiligten Li@ 
unterstützt und gefördert werden und daß die Regierungen auf die Politilf 
Kartelle nach den staatspolitischen Erfordernissen Einfluß zu nehmen suchei4 


Pentzlin: Aufbau und Bewährung des Kartells der Zinnstaaten 81 


s in den Jahren nach dem Weltkriege häufig. Aber kaum bei einem anderen 
ationalen Kartell tritt das Interesse der beteiligten Staaten so deutlich hervor 
estimmt die Kartellpolitik so stark wie beim Zinnkartell. Für dieses lebhafte 
interesse gibt es zwei Hauptursachen: einmal die Bedeutung des Zinns als 
gswichtiges Metall und zum anderen seine Bedeutung für die Finan- 
der Zinn produzierenden Länder. 


n ist für den Kriegsfall wichtig in seiner Verwendung für Weißblech 
‚onservenherstellung, die in vielen Ländern bei der Sicherung der Versorgung 
eeres und teilweise auch der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln eine wichtige 
spielt, und dann vor allem in seiner Verwendung für Legierungen, die haupt- 
ch als Lagermetalle bei der fortschreitenden Motorisierung der Heere und dem 
u der Luftwaffe sowie auch für die Marine benötigt werden. Für die Grün- 
des Zinnkartells und danach für die Kartellpolitik ist aber der finanz- 
tische Gesichtspunkt ausschlaggebend geworden. Die Zinnproduktion 
ir den Staatshaushalt der wichtigsten Länder, in denen Zinnerze abgebaut 
n, eine der bedeutendsten Einnahmequellen. In Bolivien, das unter den 
rz produzierenden Ländern an zweiter Stelle steht, entfallen 80 bis 90% der 
ten Staatseinnahmen auf Einkünfte, die — entweder als Ausfuhrzoll für 
rz, oder als Einfuhrzölle auf Waren, welche für die Zinnproduktion benötigt 
n, wie z. B. Grubenholz, oder als Steuerzahlungen der Zinnunternehmungen — 
telbar aus der Zinnproduktion herrühren. Die Kosten des Krieges gegen 
guay wurden fast ausschließlich von der Zinnindustrie bestritten. In den 
ündeten Malaienstaaten, dem zweiten Zinnland der Welt, erbringen 
die Zinnausfuhrzölle, in den einzelnen Jahren schwankend, 11— 18% 
gesamten Staatseinnahmen. Weiter rühren die Einnahmen des staat- 
- Opium-Monopols, welche bis zu 15% der Staatseinnahmen ausmachen, 
sächlich von den chinesischen Kulis her, die in den Zinngruben beschäftigt 
Rechnet man die weiteren Einkünfte, wie Besteuerung der Zinnunterneh- 
en u. dgl., hinzu, so sieht man, daß mindestens ein Drittel der Einkünfte der 
ndeten Malaienstaaten auf der Zinnproduktion beruht. Ähnlich stammt ein 
icher Teil der Einnahmen der britischen Kolonie Nigeria aus dem Zinn- 
u. Auch für Niederländisch-Östindien, dessen Zinngruben von 
lichen und gemischtwirtschaftlichen Unternehmen abgebaut werden, und 
iam stellt die Zinnproduktion eine wichtige Einnahmequelle dar. Krisen auf 
Zinnmarkt mit Preisstürzen bedeuten infolgedessen eine schwere finanzielle 
rdung der betreffenden Staaten, da die Zinnausfuhrzölle nach dem Preise 
inet werden und jeder Produktionsrückgang auch die anderen aus der Zinn- 
rie herrührenden Einnahmen zurückgehen läßt. Überdies kann ein Rück- 
in der Zinnproduktion mit der Stillegung von Betrieben und Arbeiterentlas- 
a in diesen Ländern, in welchen der Zinnabbau an führender Stelle steht, 
ernste soziale Störungen hervorrufen. Angesichts dessen haben die Regie- 
n der Zinn produzierenden Länder das größte Interesse daran, daß eine Rege- 
getroffen ist, welche für eine stetige Entwicklung der Zinnproduktion und 
chst hohe Preise Gewähr leistet. 

ist bezeichnend, daß schon die ersten Eingriffe auf den Zinnmarkt vom 
e erfolgten. Als kurz nach dem Ausbruch des Weltkrieges Absatzstockungen eintraten, 
e Regierung der Verbündeten Malaienstaaten die unverkauft gebliebenen Zinnmengen 
fen, um sie dann später, als der Markt sich wieder einspielte, allmählich abzustoßen. 
cher Weise ging sie ıgıg vor, als sich nach dem Aufhören der Kriegslieferungen wieder 
le angesammelt hatten. Unter dem Eindruck des Erfolges dieser staatlichen Maßnahmen 
n sich die malaiischen Zinnproduzenten Ende des Jahres 1920 bei Beginn eines neuen 
ckganges an die Regierung mit dem Ersuchen, wieder Stützungskäufe durchzuführen. 

6 


Ei 
| 
82 Staatenwirtschaft \ 


Die Regierung der Verbündeten Malaienstaaten war bereit, den Zinnproduzenten zu Hih 
kommen, und kaufte wieder Zinn auf. Doch da gleichzeitig auch die Produktion der au 
Zinnländer, vor allem von Niederländisch-Ostindien, stark auf den Markt drückte, konn 
Vorgehen der Malaienstaaten allein den Preisfall nicht aufhalten, und die Stützungs 
wurden eingestellt. Da aber das Interesse in Niederländisch-Ostindien gleichgerichtet\l 
konnte im Februar 1921 auf einer Konferenz in Bandoeng, auf welcher neber 
Regierungen der Verbündeten Malaienstaaten, des Staates Johore und von Niederländise« 
indien die Straits Trading Company, als bedeutendstes Zinnhütten- und Handelsunterne 
der Straits-Settlements, und die gemischtwirtschaftlichen niederländisch-ostindischen Ba’ 
und Singkep-Betriebe vertreten waren, ein Einvernehmen über gemeinsame Stützungskäu 
zielt werden. Es wurde mit Umlage auf die einzelnen Konferenzteilnehmer ein Pool geb 
das insgesamt ı9138 t Kupfer aus dem Markte nahm. Nach der Besserung der Mari 
wurden dann die Poolbestände langsam in der Zeit bis zum Jahre 1925 abgesetzt. 


In den nächsten Jahren setzte dann eine stürmische Entwicklung im Zinnbes| 
ein, während der kein Anlaß zu Stützungsmaßnahmen vorlag. Der rasche 
schwung der Automobilindustrie in den Vereinigten Staaten, die Entwicklun; 
Rundfunkindustrie und verschiedene andere technische Fortschritte brachten) 


| 
al 
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große Ausweitung des Zinnverbrauchs, während gleichzeitig auf Grund des d: 


bekannten geologischen Materials eine Erschöpfung der Zinnvorkommen in au 
barer Zeit angenommen wurde. 1 
In dieser Zeit wurden die mit primitiven Geräten arbeitenden Kleinbetriebe mehr und 
von Großunternehmen, die über alle modernen technischen Hilfsmittel verfügen, verdh 
Gleichlaufend damit setzte sich — abgesehen von Niederländisch-Ostindien, dessen Zi 
schon vordem in wenigen staatlichen und gemischtwirtschaftlichen Großunternehmen ven 
gewesen ist — eine weitgehende kapitalmäßige Konzentration der Zinngruben und -hütten 
durch. Diese Konzentrationsbewegung erscheint nach außen völlig nach unternehmat 
schaftlichen Gesichtspunkten orientiert. Sie läuft aber schließlich auf ein so geschldl 
Ergebnis hinaus, daß man schlecht den Gedanken an eine einheitliche Ausrichtung der Kill 
konzentration abweisen kann. Als Endergebnis sieht man eine ineinander verschachtelte 
doner Gruppe von Zinnholdinggesellschaften und Zinngruben- und -hüttenunternehmer 
dem Anglo Oriental and General Investment Trust und der London Tin Corporation, Lil 
der Spitze, welche maßgebenden Einfluß in den Verbündeten und Unverbündeten Ms 
staaten, Nigeria und Siam besitzt, am Zinnbergbau in Cornwall und an Gruben in Burmk 
Australien beteiligt ist, sowie über den Hüttenkonzern Consolidated Tin Smelters mit) 
niederländischen Hüttenwerk Hollandsche Metallurgische Bedrijven in Arnhem in Intenl 
gemeinschaft steht und über Anteile an dem führenden bolivianischen Konzern Patino 
and Enterprises Consolidated verfügt, an dessen Aufbau die Anglo South American Bar 
teiligt gewesen ist. Der Finanzmittelpunkt der Londoner Zinngruppe liegt bei der Mill 
Bank, welche bei der Durchführung der Konzentration wichtige aktive Arbeit geleistek 
Die amtlichen Stellen, das Kolonialamt mit den Regierungen ind 
Malaienstaaten und Nigeria wie das Außenamt, haben die Konze 
tionsbewegung sichtlich gefördert. Die wichtigste Maßnahme der britischen BU 
rung für das Gelingen der Konzentration war die Unterbindung der | 
stehung von Zinnhütten außerhalb desbritischen Empires umi 
selbst Zinn produzierenden Länder, Niederländisch-Ostindien mit den Ni) 
landen, Bolivien und Belgisch-Kongo, in denen man die Anlage 
Zinnhütten nicht verhindern konnte. Um den Zinn verbrauchenden Län 
die Errichtung von Hütten zu erschweren oder unmöglich zu machen, wird bed 
Ausfuhr von Zinn aus den Malaienstaaten und Nigeria zur Verhüttung in n#) 
britischen Ländern ein Zuschlag zum Ausfuhrzoll erhoben, der praktisch ed) 
Ausfuhrverbot gleichkommt. Auf diese Weise wurde vor allem der Beti 
von Zinnhütten in den Vereinigten Staaten unmöglich gemal 
Während des Weltkrieges hatten diese bei New York ein Hüttenwerk erricl| 
dessen Produktion sie mit der Verhüttung von bolivianischen Zinnerzen fortfüßl 
wollten. Um dies zu verhindern, stellte man die Lieferung von Zinnkonzen 
aus den Malaienstaaten ein, welche bei einer wirtschaftlichen Verhüttung den 4 
deren bolivianischen Erzen zugesetzt werden. Die Amerikaner mußten so im } 
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4} ihre Hütten stillegen. Ihren Versuchen, durch den Erwerb von Zinngruben und 
ttenwerken in den Malaienstaaten Einfluß zu verschaffen, ist die britische 
gierung direkt durch Anweisung an die Aktionäre, von Verkäufen an die 
erikanischen Interessenten oder deren Strohmänner abzusehen, entgegengetreten. 
haben die Vereinigten Staaten sich nur in einem unbedeutenden Umfange an 
Zinnproduktion innerhalb des britischen Empires beteiligen können. Sie sind 
halb verstärkt bemüht gewesen, ihre Stellung in der bolivianischen Zinn- 
duktion auszubauen. Doch auch dort stellt ihnen der britische Einfluß gewisse 
ranken. Da die gesamte bolivianische Gewinnung — von welcher ein bedeuten- 
Teil zu britischen Hüttenwerken geht oder über den Londoner Markt gehandelt 
d — kaum die Hälfte des durchschnittlichen Zinnbedarfs der Vereinigten Staaten 
macht, sind diese trotz aller Bemühungen, sich andere Bezugsmöglichkeiten zu 
schaffen, in großem Maße vom britischen Zinn abhängig geblieben. In der 
ten Zeit hat man mit der Verhüttung von mexikanischem Zinnerz in Texas be- 
nen; doch es bleibt noch abzuwarten, wieweit dieser Versuch Erfolg haben wird. 
‘ Zinnhütten in Deutschland, das als einziges Land ohne eigene Zinnerze die 
hüttung aufgenommen hat, sind nicht so bedeutend, daß dadurch die britische 
"machtstellung auf dem Zinnmarkte beeinträchtigt würde. 
\uf diese Weise ist gelungen, dem britischen Empire (in welchem nach dem 
nde von 1930 nur /6% der Zinnerze der Welt gefördert wurden und dessen 
eil an der Erzförderung sich heute noch niedriger stellt) 82% der Zinnproduk- 
» zu sichern und auf einen bedeutenden Teil der restlichen Produktion auch 
h Einfluß zu nehmen. Die Konzentration der Zinnerzgewinnung und der 
ttenunternehmungen geht soweit, wie es nötig ist, um jeweils den Ausschlag zu 
en. Daneben läßt man unabhängige Unternehmen — mit Großbetrieben wie 
inbetrieben — weiter bestehen und läßt sie sogar eine Opposition gegen die von 
Anglo Oriental geführte Marktpolitik betreiben — solange diese Politik durch 
‚Opposition nicht gestört wird. 
er raschen Ausweitung der Zinnproduktion in den Jahren nach 1922, während 
im Zuge der Rationalisierung der Betriebe und der kapitalmäßigen Konzen- 
ion der Unternehmungen die Sicherung der britischen Vormachtstellung auf 
ı Zinnmarkt vollzogen wurde, folgte 1927 ein Rückschlag. Die Techni- 
ung der Betriebe hat bei gleichzeitiger Kostensenkung eine Produktionszunahme 
racht, wie man sie nicht vorausgesehen hatte. Außerdem brachten neue Mu- 
gen den Beweis, daß die Gefahr einer Erschöpfung der Zinnlager der Welt 
ıt drohte, zumal der Abbau minderer Erzvorkommen nach modernen tech- 
hen Verfahren durchaus wirtschaftlich vorgenommen werden kann. Infolge der 
rgroßen Produktionszunahme begann der Zinnpreis schon in einer Zeit 
ückzugehen, in welcher der Verbrauch noch weiter anstieg. Im Oktober 1926 
t sich die Londoner Zinnotierung mit durchschnittlich 313 Pfd. St. noch auf dem 
hststand, den sie im Mai 1926 zum ersten Male erreicht hatte. Bis zum Januar 
7 schwächte sich der Preis leicht um ı5 Schilling ab, um danach dann rascher 
fallen. Von diesem Rückgang wurden in erster Linie die neuen britischen Be- 
be betroffen, bei deren Gründung man vielfach von der Erwartung ausgegangen 
‚ daß der Zinnpreis sich über einem Stand von 250 Pfd. St. halten würde. 
ls die Preise tiefer und tiefer heruntergingen, wurden sogleich unter Mithilfe der 
and Bank Bemühungen zur Schaffung einer Marktregelung eingeleitet. In Nieder- 
isch-Ostindien stand man diesem Vorhaben anfangs ablehnend gegenüber, weil man sich in 
Lage sah, auch bei niedrigeren Preisen noch weiter gewinnbringend zu arbeiten. Versuche 


Anglo Oriental, durch Stützungskäufe den Markt zu entlasten, blieben ‚ohne sichtbaren 
lg. Im Herbst 1928 gelang es dann — unter Mitwirkung der britischen Di plomatie er 
Besprechung zwischen den britischen, niederländischen und bolivianischen Zinnproduzenten 
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zustande zu bringen, auf welcher die britischen Vorschläge zur Schaffung ei 
Marktorganisation erörtert wurden. Es ist bemerkenswert, daß diese Vorschläge 
eng an Gedankengänge anlehnten, die einige Zeit vorher von Lord Asquith in einer Hl 
im Königlichen Kolonial-Institut im Hinblick auf die britische Zinnproduktion darge 
waren. Die niederländischen und bolivianischen Produzenten gingen auf das britische Ersu 

jedoch auch weiter nicht ein, obwohl sie sehen konnten, wieviel England an einer Rege 
des Marktes gelegen war. Ein neuer Vorstoß erfolgte im Sommer 1929 durch die Mid 
Bank, welche den Zusammenschluß von 167 britischen Zinnbergbaugesellschaften zur 
Producers Association zustande brachte und an die bolivianischen und niederländisc‘ 
Unternehmen die Aufforderung zum Beitritt richtete. Es dauerte noch bis zum Anfang |] 
Jahres 1930, bis sich die bolivianischen Produzenten zum Anschluß bereit fanden und dan) 
dann auch die Niederländer folgten. Es ist schwer zu entscheiden, welche Gesichtspunkte }) 
diesen Schritt Boliviens und Niederländisch-Ostindiens schließlich maßgebend gewesen sk 
War es die Folge des immer tieferen Absinkens der Preise oder das Geschick der Unterhäna} 
der Anglo Oriental oder der Einfluß der britischen Diplomatie? ih 


Die Tin Producers Association, welche in der Form eines freiwilligen Zusäi 
menschlusses der einzelnen Produktionsgesellschaften entstanden war, hat sich | 
unfähig zur Regelung des Marktes erwiesen. Sie konnte keine bindenden Beschlüt 
fassen, durch welche ihre Mitglieder zur Zurückhaltung des Angebots oder zur Pi) 
duktionseinschränkung verpflichtet gewesen wären, und mußte sich damit begnügt 
Empfehlungen für Verminderungen der Lieferungen und der Produktion |) 
geben. Bei dem Fehlen eines Zwanges zur Befolgung der Empfehlungen bliel 
diese praktisch bedeutungslos. Inzwischen verschärfte sich bei der ständig z 
menden Verschlechterung des Zinnmarktes der Konkurrenzkampf zwischen den | 
zelnen Zinnproduzenten, und die anwachsenden Interessengegensätze drohten \l 
Tin Producers Association zu sprengen. Angesichts dessen drang die Erkennil 
durch, daß eine Regelung des Zinnmarktes nur dann Erfolg haben kann, wenn || 
Staaten selbst für ihre Durchführung die Garantie übernehmen. Die interessiert 
Regierungen mußten jetzt ebenfalls auf eine rasche und wirksame Lösung a 
arbeiten, da der Preisfall sich empfindlich in einer Schmälerung der Finanzet 
künfte bemerkbar machte. So traten im Februar 1931 in London leitende Bea | 
der Regierung der Malaienstaaten und von Niederländisch-Ostindien — deren | 
sammentreffen man zunächst noch als ‚zufällig‘ hinstellte — mit den Vertretll 
der wichtigsten Zinnproduzenten zu einer Konferenz zusammen und brachi 
einen von dem Holländer van den Broek entworfenen Plan zur Annahme, na 
welchem durch die Verbündeten Malaienstaaten, Nigeria, Niederländisch-Ostind! 
und Bolivien ein Zinnkartell gegründet wurde, für dessen Durchfüh 
sich die Regierungen dieser Länder verpflichteten. Siam schloß sich — auf 
anlassung des britischen Außenamtes — dem Kartell bald an. Für die Leitung 
Kartells wurde ein ‚Internationaler Zinnausschuß“ (International Tin Committll 
eingesetzt. Für die Ausführung seiner Beschlüsse haben in den einzelnen Länds 
die Regierungen zu sorgen, die durch Gesetze oder Verwaltungsanordnungen 
notwendigen Maßnahmen vornehmen. 

Dank der Einschaltung der Regierungen konnten vom Zinnauss hi 
durchgreifende Produktionsbeschränkungen vorgenommen und zeitweilig sogar 
Zinnausfuhren gänzlich eingestellt werden. Hierdurch gelang es, das Überangebot 
beseitigen und die Preislage für Zinn wieder zu bessern. Da eine zu weit gehen! 
Drosselung der Produktion mit Betriebsstillegungen und Arbeiterentlassungen leit 
zu sozialen Störungen hätte führen können, wurde ein Pool gegründet, das n& 
dem Vorbild des Bandoeng-Abkommens zur Entlastung des Marktes überschüss 
Bestände aufkaufte. Die Mittel für die Käufe des Pools, das den Namen Int 
national Tin Pool führte, wurden von der Midland Bank vorgeschossen. Bis Anfal 
1932 wurden von dem Pool 21000 t Zinn aus dem Markte genommen. Durch & 
entschiedene Vorgehen des Zinnausschusses und die Unterstützung des Pools + 
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hte man einen Wandel der Marktlage. Der Zinnpreis, der fast bis auf 113 Pfd. St. 
sunken war, erholte sich bald, und als in der zweiten Hälfte des Jahres 1932 
' Besserung der Nachfrage eintrat, erreichte er einen Stand von 226 Pfd. St. 
Poolbestände konnten bis 1934 bei steigenden Preisen, welche den Poolmitglie- 
ı erhebliche Gewinne einbrachten, allmählich liquidiert werden. Im Herbst 1933 
de der Kartellvertrag für die Jahre 1931 bis 1936 verlängert. Gleichzeitig traten 
den bisherigen Außenseitern Französisch-Indochina, Belgisch- 
ngo, Portugal und Cornwall bei. Ein neuer Pool, dem jetzt der Name 
ffer Pool“ gegeben wurde, wurde im Sommer 1934 von den Malaienstaaten, 
sria, Niederländisch-Indien und Bolivien gegründet, um weiterhin über dieses 
el zur Marktbeeinflussung, dessen Wirksamkeit man erprobt hatte, zu verfügen. 
Pool brauchte aber erst wieder 1935 eingreifen und konnte seine Tätigkeit bald 
ler einstellen, weil unter dem Einfluß des Kartells der Markt stabil gehalten 
de. 
Jas Zinnkartell, das im Januar 1937 von seinen bisherigen Mitgliedern außer 
tugal und Cornwall für die Zeit von 1937 bis ıg4ı verlängert wurde, sah sich 
len Jahren 1937 und 1938 vor einer schweren Belastungsprobe. Das Jahr 1937 
hte zunächst im Zuge der allgemeinen Rüstungskonjunktur einen Anstieg des 
ıverbrauchs, wie ihn selbst die größten Optimisten unter den Zinnproduzenten 
tt für möglich gehalten hätten. Der Zinnausschuß konnte die Produktion bis zu 
Yo der Standardtonnage — welche als Grundage dler Berechnung für die ein- 
en Länder festgesetzt ist — freigeben. Mit Ausnahme von Niederländisch-Ost- 
en, das über die besten Grubenanlagen verfügt, waren die Produzenten nach den 
tusgegangenen Betriebseinschränkungen gar nicht einmal in der Lage, in diesem 
fange zu produzieren. Der Zinnpreis zog bei dem Nachbleiben der Lieferungen 
er dem Bedarf sprunghaft an. In den 2ı Börsentagen vom ı2. Februar bis 
März erhöhte sich die Londoner Notierung um 82 Pfd. St. von 229 Pfd. St. auf 
Pfd. St. Doch der ungewöhnlichen Ausweitung des Verbrauchs folgte ein plötz- 
>r Umschwung mit jähem Preissturz. Nachdem verschiedene Länder ihre Ein- 
ungen für den Kriegsbedarf beendet hatten, trat gleichzeitig eine Krise in der 
ıstrie der Vereinigten Staaten hervor, und die schlechten Ernten ließen den ge- 
en Bedarf der Konservenindustrie an Weißblech voraussehen. Die Zinnkäufe 
en so ruckartig zum Stocken und der Zinnverbrauch hatte mit einem Male nur 
ı den Umfang des Krisenjahres 1932. Die Londoner Notierung ging nach einigen 
n deutlich abwärts gerichteten Schwankungen in der Zeit von Mitte Oktober bis 
ang November von 264 Pfd. St. auf 20/4 Pfd. St. herab und sank in der zweiten 
emberwoche bis ı8ı Pfd. St. Der Zinnausschuß versuchte sogleich, der ver- 
srten Marktlage Rechnung zu tragen, und setzte im Oktober die Produktion für 
letzte Vierteljahr 1937 auf 70% der Standardtonnage herab, nachdem sie im 
‚ember noch auf 110% festgesetzt worden war. In der nächsten Zeit wurde 
ı die Restriktionsschraube noch weiter angezogen, bis schließlich für das zweite 
teljahr nur noch 45% freigegeben wurden. Doch allein mit Produktionsbe- 
änkungen war der Markt vorerst nicht wieder ins Gleichgewicht zu bringen, da 
‚ohe unverkaufte Bestände aufgelaufen waren. Hier griff man wieder auf das — 
n mehrfach bewährte — Mittel der Poolbildung zurück und gründete im Juni 
3 einen neuen Puffer-Pool, dem jetzt alle Mitglieder des Zinnkartells beitraten. 
Hilfe der beiden gemeinsam eingesetzten Maßnahmen, der Produktionsbeschrän- 
3 und der Poolkäufe, hat man erreicht, den Markt wieder ins Gleichgewicht zu 
gen und steigende Preise zu erzielen, obwohl sich der Verbrauch noch weiter 
hindert hat. 
it dieser Skizze der Entstehung des aus souveränen Staaten gebildeten inter- 
| 
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nationalen Zinnkartells haben wir ein Instrument zwischenstaatlich-wirtschaftlich! 
Zusammenarbeit vor uns, dessen Schaffung und Nutzung ohne Zweifel von se 
gutem und Dauer versprechendem Erfolg begleitet gewesen ist. Außerdem — ı 
das macht die Sache für uns um so interessanter — hat das neue Kartell eine Th 
im neuen weltwirtschaftlichen Rückschlag von 1937/38 praktisch erwiesen: S 
mehreren Jahren haben die „Optimisten“ darauf hingewiesen, daß eine neue Kn 
nicht wieder das verheerende Ausmaß derjenigen von ı929 bis 1931 annehm 
könne, weil als Lehre aus der letzteren die neuen staatlichen Krise» 
abwehrinstrumente vorsorglich ins Leben gerufen worden seii 
deren sicherheitsventilartige Gegenwirkung sofort einsetze, wenn es im Gebälk « 
neuen Marktrelationen zu knistern begänne. Zumindest sei es dann nicht erst || 
wie 1929 bis 1931 — notwendig, solche Instrumente mühselig zu schaffen. Wenn! 
Optimisten in dieser Beziehung nirgendwo recht bekommen haben sollten — | 
bezug auf das Zinnkartell haben sie es bestimmt. Der Erfolg der Marktregelung‘; 
im übrigen um so höher zu bewerten, als es sich beim Zinn um einen Rohsii 
handelt, der vor der Gründung des Kartells durch die Regierungen der Prodi 
tionsländer sehr häufigen Preisschwankungen ausgesetzt war, bei denen es 
zeigte, daß eine Anpassung der Produktion an den Bedarf über den Preismech 
nismus des freien Marktes nicht erreicht wird. Der Kostenaufbau der Zinnerzgew\ 
nung ist für die einzelnen Betriebe überaus verschiedenartig. Es stehen sich bis zw 
letzten technisierte Betriebe mit hohen fixen Kosten und zahlreiche Einzelbetri 
sowie auch bedeutende Großbetriebe, in welchen das Zinn in ganz primitiven Wass 
anlagen durch Handarbeit gewonnen wird, gegenüber. Die hohen fixen Kosten 
der einen Seite, auf der anderen Seite der Zwang, durch Fortführung der Arkl|' 
um jeden Preis die nackte Existenz zu retten, führen dazu, daß die Produktion aı 
bei einem ungewöhnlich scharfen Preisverfall meist in unvermindertem Umfa 
weitergeführt wird. Da auch der Zinnverbrauch sehr unelastisch ist und sowohl} 
der Verwendung des Zinns als Weißblech wie bei den Legierungen weitgehend \| 
anderen Umständen als dem Zinnpreise selbst bestimmt wird, bringt das Sinken ı| 
Zinnpreise keine ins Gewicht fallende Zunahme des Verbrauchs. Infolgedessen fü 
ten die Absatzstockungen vor der Errichtung des Kartells und den organisier 
Käufen zur Marktentlastung einen Preissturz mit fortdauernd hohem Angel 
herbei, das zur Anhäufung von Beständen führte, die noch lange Zeit nach 
Wiedererholung des Verbrauchs auf den Markt lasteten. Das Zinnkartell hat du) 
seine Restriktionspolitik die Anpassung der Produktion an den Verbrauch durl 
gesetzt und mit der Poolbildung ein Mittel zur Entlastung des Marktes von ühl 
schüssigen Vorräten geschaffen. 
Das Zinnkartell ist bei der Ausrichtung seiner Politik aber — wie nicht überselt! 
werden kann — von einem sehr einseitigen Standpunkt ausgegangen. Alle sei 
Maßnahmen sind ausschließlich auf die Erreichung eines möglichst hohen Pre4) 
ausgegangen. Dies ist die Folge davon, daß für die Staaten, welche den Bestand N 
Kartells garantieren und seine Maßnahmen bestimmen, finanzpolitise\ | 
Erwägungen maßgebend sind und unter den Produzenten das Schwergewicht | | 
den britischen Gesellschaften liegt, die gleichfalls in erster Linie nur an hol 
Preisen interessiert sind. Während der Zinnausschuß die untere Grenze des Zi 
preises zwischen 200 und 230 Pfd. St. je long ton festsetzen möchte, wird W# 
sachverständiger Seite erklärt, daß die Zinnproduktion für die meisten Gesellsch 
ten bei einem Preise von 100 Pfd. St. noch rentabel sei; und ein Blick auf die ' 
| 


schüttungen der großen Zinnunternehmen, die an ihre Aktionäre selbst in Kal 
senjahren 30 bis 50% und in Jahren guter Konjunktur über ı 
verteilen, läßt diese Erklärung richtig erscheinen. Von der Produktionsbeschi a 
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ıg zur Sicherung der Preishöhe werden die großen am Zinnbergbau beteiligten 
anzunternehmen weniger betroffen, als man es annehmen sollte, da von ihnen 
frei werdenden Mittel anderen Produktionszweigen zugeführt werden. So haben 
ı während der letzten Zinnrestriktionen einige große Unternehmungen, mit der 
ıdon Tin Corporation an der Spitze, der Goldgewinnung oder, wie die Billiton- 
ellschaft mit ihrer Tochtergesellschaft NIBEM, der Aluminiumproduktion zuge- 
ıdt. Die Kosten der einseitigen Politik des Zinnkartells tragen fast ausschließ- 
ı die Verbraucher. Diese müssen in den hohen Preisen einen verstärkten Anreiz 
 Ersetzung des Zinns durch andere Stoffe sehen. Die ersten Schritte hierzu hatte 
ıtschland während des Weltkrieges unternommen, als es von der Zinneinfuhr ab- 
chnitten war und aus der Rückgewinnung von Altzinn allein nicht ausreichend 
tall gewonnen werden konnte. Nach dem Kriege sind die Vereinigten Staaten den 
chen Weg gegangen, um ihre Abhängigkeit in der Zinnversorgung aus dem 
ischen Empire zu vermindern. Schon 1921 wurden dort von Herbert Hoover 
nmäßige Arbeiten eingeleitet, und seit 1934 werden die Bemühungen zur Ver- 
ıderung des Einfuhrbedarfs an Zinn in verstärktem Umfange gefördert. So er- 
'hst aus der Selbstwehr der Verbraucher eine neue Gefahr für die Zinnproduk- 
1, die Gefahr des schwindenden Verbrauchs. Durch die einseitige Politik des 
nkartells wird diese Gefahr vergrößert. Doch wenn sich daraus ein Rückschlag 
eben sollte, so spricht dies nicht gegen die Bedeutung zwischenstaatlicher Kar- 
e für die Marktregelung, sondern nur gegen die einseitige Ausrichtung einer 
tellpolitik. 


ÄRNOLD SEIFERT: 
Staatenwirtschaftliche Länderschau 


ialer Druck und Druck auf die Grenzen 

is gibt wohl kaum etwas Fesselnderes für den Beobachter des sozialen Umbruchs 
erer Zeit als die praktischen Wandlungen in der Auffassung der 
1atsidee, wie sie sich seit dem Ende der akuten Wirkungen der großen Krise 
1929 bis 1932 allerorts vollziehen. Wir haben im Novemberheft der „Staaten- 
tschaft‘‘ die Einführung der Devisenbewirtschaftung in Neuseeland als zwangs- 
figen Weg zum Gesamtplan vorhergesagt und nicht geglaubt, daß wir so rasch 
ätigt werden würden: Anfang Dezember hat die Regierung in Wellington die not- 
ıdige Gesetzgebung erlassen, und nunmehr ist am ı.J anuar 1939 die totale Devisen- 
trolle mit einem umfassenden Ein- und Ausfuhrlizenzsystem in Kraft getreten. 
ideologische Eindeutigkeit, mit der die heutige Regierung des „sozialen Mekkas 
Vorkriegszeit“ handelt, stimmt uns in bezug auf Europa nachdenklich. Wenn sich, 
fragen wir uns, „bei den Antipoden“ der Gedanke der totalen staatlichen Wirt- 
ıftslenkung über alle Ideale der früheren Epoche hinweg durchzusetzen beginnt, 
| zwar letzten Endes, weil er dem Entwicklungsgesetz der sozialen Sicherung und 
sozialen Ausgleiches verpflichtet ist, um wieviel größere Stärke müßte dieser Ge- 
ke dann am entgegengesetzten Punkt des Erdballes, im Herzen Europas, ge- 
men, wo neben das Postulat der sozialen noch das der nationalen 
'herung tritt? Dieser zweite große Anreiz zur totalen staatlichen Wirtschafts- 
ung, aus dem die Notwendigkeit der wehrwirtschaftlichen Ein- 
t der Führung entspringt, kann in Neuseeland auf lange Zeit nicht im ent- 
ıtesten die gleiche Rolle spielen wie in den europäischen Staaten, in denen der 
kungsgedanke nicht nur durch den sozialen Druck, sondern auch durch den 
uck auf die Grenzen seine sittliche Fundierung erhält. Daß dem nicht so 
gehört zu den gefährlichsten Dissonanzen der europäischen Gegenwart. Es ge- 
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hört zu dem Nebeneinander von partieller und totaler Wirtschaftslenkung, von 
„staatlicher Interventionswirtschaft“ in den „im Prinzip noch liberalen“ Volks- 
wirtschaften einerseits und totaler Lenkung in den autoritären Staaten anderer- 
seits, und nicht oft und nicht scharf genug kann darauf hingewiesen werden, daß 


es sich bei beiden Erscheinungen unter keinen Umständen nur um Gradunterschiede 
der staatlichen Einflußnahme handeln kann. Die Summe der Interventionen 
des liberalen Staates gibt, wenn diese schließlich überall er- | 


folgen, noch längst nicht die totalitäre Lenkung! 


Stärkung der wirtschaftspolitischen Bundesautorität in der Schweiz 

Ein Blick auf ein Nachbarland, die Schweiz, ist in dieser Beziehung recht 
aufschlußreich. Welchen Weg hat die Schweiz seit den Paniktagen der großen 
Krise wirtschaftslenkerisch beschritten? Die wirtschaftlichen Maßnahmen, die 
der Bund seit 1931 teils auf ungestümes Drängen der Interessengruppen, teils 
gegen sie getroffen hat, hatten größtenteils den Charakter von Notverordnun- 
gen auf Grund „dringlicher Bundesbeschlüsse“, d. h. das schweizerische Volk 


war in den meisten Fällen nicht in der von der Verfassung vorgeschriebenen 


Form der Volksbefragung gehört worden. Die Verhältnisse waren stärker als alle 
Formaldemokratie, und die Zeit erforderte stündlich Entscheidungen von stets 
außerordentlicher Tragweite. Das Parlament hat denn auch damals seine Unzu- 
länglichkeit gegenüber der Größe und Kompliziertheit der täglich neu sich stellen- 
den Probleme eingesehen und die Notverordnungen des Bundes wenigstens nach- 
träglich genehmigt. Aber auch später noch mußten die Volksvertreter einsehen, daß 
angesichts der epochalen Wandlung der sozialen und wirtschaftlichen Lebensver- 
hältnisse, die vor den Grenzen der Eidgenossenschaft nicht haltmachte, ein Beharren 
auf dem Buchstaben der Verfassung zu katastrophalen Folgen geführt hätte, und 
sie gaben daher bereits mehrfach ihre Zustimmung zur befristeten Verlängerung 
der Notgesetze. Dieser Zustand kann jedoch vor allem deswegen nicht bis in alle 
Ewigkeit fortgesetzt werden, weil die durch die Notgesetze gestaltete 
neue wirtschaftliche Wirklichkeit eine weitere staatliche Len- 
kung erforderlich macht! Der Bund ist daher schon seit Anfang 1937 be- 


strebt, der Regierung verfassungsmäßig die für eine laufende lenkerische Einfluß- 


nahme erforderlichen Vollmachten zu verschaffen. Er hat im April 1938 dem- 
entsprechend eine Vorlage eingebracht, die die auf wirtschaftliche Fragen bezüg- 


lichen Artikel der Bundesverfassung ändert. Von den drei vorgeschlagenen neuen 
„Wirtschaftsartikeln“ lautete der zweite (Art.32) in der ursprünglichen | 


Fassung wie folgt (die gesperrten Stellen von mir gesperrt): 


Art.52 

„Der Bund kann im Rahmen der dauernden Interessen einer gesunden Gesamtwirt- 
schaft, unter Vorbehalt der Handels- und Gewerbefreiheit, einheitliche Bestimmungen 
aufstellen und Maßnahmen ergreifen zur Förderung von Gewerbe, Handel. 
Industrie, Landwirtschaft und Verkehr. 

Er ist befugt, ohne an die Schranken der Handels- und Gewerbe- 
freiheit gebunden zu sein, unter Wahrung der Gesamtinteressen Vorschriften 
zu erlassen: 

a) zur Erhaltung eines gesunden Bauernstandes und einer leistungsfähigen Land- 
wirtschaft sowie zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes und zum Schutze 
von wichtigen, in ihrer Existenz gefährdeten Wirtschaftszweigen und Berufs- 
gruppen; 

b) über die Vorbereitung der Landesversorgung für den 
Kriegsfall; 

c) über Kartelle und ähnliche Organisationen; 

d) über die behördliche Allgemeinverbindlicherklärung von Vereinbarungen und 
Beschlüssen von Berufsverbänden und ähnlichen Wirtschaftsorganisationen auf 
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den Gebieten der Berufsausbildung, der Arbeitsbedingungen mit Einschluß so- 
zialer Nebenleistungen sowie der Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, so- 
fern sie begründeten Minderheitsinteressen angemessen Rechnung tragen, die 
Verbandsfreiheit nicht beeinträchtigen und von unabhängigen Sachverständigen 
befürwortet werden. 


Die Ausführung der Bestimmungen in Absatz ı und 2 erfolgt auf dem Wege der 
Gesetzgebung. Diese berücksichtigt die Mitwirkung der Kantone und behält iknen 
Rechtsgebiete vor, die keiner allgemeinen Regelung bedürfen. Sie ordnet ferner die 
Mitwirkung von Berufsverbänden und ähnlichen Wirtschaftsorganisationen bei der 
Durchführung gesetzlicher Erlasse.“ 

Danach hätte der Bund selbständig Gesetze erlassen können über jeden Gegen- 
stand, der Bedeutung hat oder Bedeutung gewinnen kann für Landwirtschaft, Ge- 
werbe, Industrie, Handel, Verkehr und soziales Leben des Landes. In dem par- 
lamentarischen Hin und Her ist die Vorlage aber verwässert worden, und zwar sind 
noch vor der Debatte im Eidgenössischen Parlament im April 1938 auf Druck der 
Unternehmerverbände — neben den Ergänzungen für die Versorgung im Kriegs- 
falle und Abänderungen der Bestimmung über die Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
von Anordnungen der Wirtschaftsverbände — vor allem die Worte „Maßnahmen 
ergreifen zur Förderung von Gewerbe, Handel, Industrie, Landwirtschaft und Ver- 
kehr“ in „Maßnahmen ergreifen zur Förderung einzelner Wirtschafts- 
zweige“ geändert worden. Gerade mit dieser letzten Änderung aber wird die 
Regierung der Möglichkeit einer totalen staatlichen Einfluß- 
nahme beraubt, wenngleich sie im übrigen in der im April vom Parlament 
verabschiedeten Fassung nunmehr wenigstens die gesetzliche Grundlage für den- 
jenigen Grad der Bewegungsfreiheit erhalten hat, den die Umformung des sozial- 
wirtschaftlichen Organismus praktisch bereits erzwungen hat. Die Verfassungs- 
änderung ist dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegt worden, was spätestens 
im Frühjahr geschehen soll. Solange das noch nicht geschehen ist, hilft sich 
die Regierung weiter mit der Verlängerung der Notverordnungen aus den Krisen- 
jahren. Der Bundeserlaß vom ı4. Oktober 1933 zum Beispiel, der Maßnahmen für 
die wirtschaftliche Verteidigung gegenüber anderen Ländern (Schutz der nationalen 
Erzeugung, Exportförderung, Einfuhrbeschränkung, Verbesserung der Zahlungs- 
bilanz, Abschluß von Clearingabkommen, Arbeitslosenhilfe usw.) vorsah, ist bis 
Ende 1939 verlängert worden. 

Die Verfassungsänderung in ihrer gegenwärtigen Form ist ein typisches Beispiel 
partieller Lenkung, die im übrigen für den Schweizer noch immer nur eine tem- 
poräre Schutzimpfung ist gegenüber den im unruhigen Nachkriegseuropa 
„virulent‘“ gewordenen aliberalen Bazillen. Für ihn steht fest, daß die Schweizer 
Rüstungen, die in den letzten Jahren 600 Millionen Franken gefordert haben, sich 
als „unproduktive Investitionen“ auf Wirtschaft und Lebenshaltung auswirken und 
daß sich dadurch und durch die auch der Schweiz aufgezwungenen Methoden des 
Handelskriegs eben eine zentrale Wirtschaftsleitung vorübergehend nicht ent- 
behren lasse. 


Isländische Wirtschaftslenkung ohne „unproduktive Rüstungswirtschaft‘ 

Hier tritt uns also das Argument entgegen, das so oft — vor allem' in der angel- 
sächsischen Literatur — den Verfechtern des Prinzips autoritärer Wirtschaftslenkung 
entgegengehalten wird: daß die totalitäre Steuerung der Wirtschaft nur im Rücken 
des Schrittmachers „unproduktive Rüstungswirischaft“ vorankomme. Nun hat zwar 
an sich die Schweiz im europäischen Völkerkonzert wohl den geringsten Anlaß, sich 
politisch-militärisch als gefährdet zu betrachten — gerade deswegen lag ein Ver- 
gleich mit Neuseeland nahe —, aber wir haben dennoch ein übriges getan und 
den Blick in diesem Heft auf Island gerichtet, das gerade in diesen Tagen 
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(am ı. Dezember 1938) die Zwanzigjahrfeier seiner politischen Unabhängigkeit ge} 
feiert hat und von dem man wahrhaftig nicht sagen kann, daß der Druck auf 
die Grenzen zu strafferer und zentralerer Wirtschaftsführung nötige. Wie aus den 
ausgezeichneten Ausführungen Irmgard Becker de Arlandis unschwer zu 
folgern ist, scheint die „Sageninsel im Hohen Norden Europas“ auf eine ähnlich 
totale staatliche Lenkung zuzusteuern, wie sie die grünen Inseln im Südpazifik jetzt 
erleben. Beide, Neuseeland und Island, sind auf ihre liberal-demokratische Grund- 
haltung stolz, obgleich sie sie beide auf Schritt und Tritt desavouieren, und für 
beide steht als Idee der totalen Wirtschaftslenkung die soziale Sicherung der Wirt- 
schaft der Individuen entscheidend im Vordergrund. 


Gibt es totalitäre „Interventionen“? 

Solche Beobachtungen sind geeignet, uns immer vorsichtiger zu machen bei der 
Prüfung der tausenfachen staatlichen Eingriffe der Gegenwart auf ihren Wert für 
eine künftige weltwirtschaftliche Zusammenarbeit der staatlich gelenkten Volks- 
wirtschaften. Immer werden wir sondieren müssen, ob „staatliche Interventionen” | 
oder wirklich neue, spezifisch totalitäre Geschehnisse vorliegen. Spezifisch totalitär | 
ist alles Geschehen, bei dem sämtliche möglichen Maßnahmen auf eime 
einheitliche Willensbildung, die vom Staat verkörpert wird und der eine Idee, 
zugrunde liegt, bezogen werden. Wir nennen diese Idee — wenn wir die Dinge, 
staatenwirtschaftlich sehen — absichtlich nicht Volksidee, sondern allgemeiner: 
Idee der Sicherung, sei es nun primär die der eigentlich sozialen Sicherung der 
individuellen Existenzen und sekundär die der nationalen Sicherung, oder um- 
gekehrt, oder sei es, daß beide Ideen sich verschmelzen. Staatlicher Interventionis- 
mus aber ist staatlicher Eingriff in eine wirtschaftliche Wesenheit, in der die 
„Willensbildung“ nicht unter einer solchen Verpflichtung auf einen totalen Bezugs- ' 
punkt steht. | 

Aus diesem Grunde kann für uns auch nicht jede staatliche Initiative im Raum 
der Weltwirtschaft staatenwirtschaftlich schlechthin konstruktiv sein. Auch das wird | 
in diesem Heft erfreulich deutlich in der Arbeit Heinz Pentzlins über „Auf- | 
bau und Bewährung des Kartells der Zinnstaaten“. Hier handelt es sich nicht um |) 
eine totalitäre Sorge der einzelnen, am internationalen Zinnkartell beteiligten | 
Staaten um das Schicksal ihrer ganzen Volkswirtschaften, insoweit diese von den! 
Bewegungen der Zinnwirtschaft betroffen werden. Sondern hier geht es den be- | 
teiligten Regierungen durchaus kapitalistisch — was nicht zuletzt aus den riesigen ı) 
Gewinnausschüttungen selbst in Krisenzeiten ersichtlich wird — darum, im Inter- | 
esse der eigenen Kapitalisten oder der eigenen Finanzgebarung das meiste aus der'| 
Weltmarktlage herauszuholen. Es empfiehlt sich also festzustellen, daß es ein reich- 
lich einfaches, in der lenkungswirtschaftlichen Literatur der Gegenwart aber leider: 
sehr häufig geübtes Verfahren ist, die neuen Formen der wirtschaftlichen Zu-| 
sammenarbeit der Welt aus einer bloßen Addition aller sichtbaren Beteiligungen 
irgendwelcher staatlicher Stellen an irgendwelchen internationalen Wirtschaftsvor- 
gängen erkennen zu wollen. | 


SCHRIFTTUM 


Helmut Vollweiler: Der Staats- und Senat nach den letzten Tagungen für immer 


Wirtschaftsaufbau im faschistischen Ita- 
lien. Konrad Triltsch, Würzburg 1938, 347 $., 
geb. 15.— RM. 

In diesen Tagen, am Ende des Jahres 
1938, da das italienische Parlament und der 


auseinander gehen, um der im nächsten Jah 
einberufenen „Kammer der Fasci und de 
Korporationen“ Platz zu machen, wird ei: 
weiteres Kapitel der italienischen Geschicht 
und Verfassungsentwicklung abgeschlossen.j| 


. dem 


Schrifttum 9 


, Die seit ıg22, der Machtergreifung des Fa- 
' schismus, zu beobachtende Entwicklung des 


italienischen Verfassungslebens ist deswegen 
so besonders interessant, weil sie die gewal- 
tigen Umwälzungen widerspiegelt, die von 
so vitalen und machtvollen Gestal- 
tungsprinzip des Faschismus auf alle Ge- 
biete des Lebens ausstrahlen und deren 
Nachhaltigkeit teilweise in einem scharfen 
Gegensatz steht zu der Unauffälligkeit, mit 
der sie sich vollzieht. Am besten kommt dies 
vielleicht zum Ausdruck auf dem Gebiet des 
Verfassungsrechies, wo die lebendige Ent- 
wicklung des faschistischen Gedankens sich 
immer weiter durchsetzt und neue Zustände 
schafft, ohne daß die geltende Verfassung 
(des Königreichs Sardinien-Piemont aus dem 
Jahre 1848) formell außer Kraft gesetzt 
worden wäre. Es vollzieht sich hier das- 
selbe wie im nationalsozialistischen Deutsch- 
land, wo auch seit 1933 ununterbrochen neue 
Formen des staatlichen und sozialen Auf- 
baues sich entwickeln, ohne daß die Ver- 
fassung von 1919 formell außer Kraft gesetzt 
ist. Der Zweck ist ganz offensichtlich der, 
die Dinge langsam reifen zu lassen. Das kann 
sich naturgemäß nur eine Staatsform er- 
lauben, in der nicht miteinander in Wider- 
streit liegende Gruppen eifersüchtig darauf 
bedacht sind, die einmal ertrotzten Rechte zu 
wahren. Die große Übereinstimmung mit 
Deutschland, die auf diesem Gebiet Italien 
zeigt, wird vom Verfasser mit folgenden 
Worten hervorgehoben: „Auch die faschisti- 
schen Reformen, die die gesamte politische 
und wirtschaftliche Struktur des Landes in 
einer dem ursprünglichen Geiste der Ver- 
fassung völlig entgegengesetzten Weise von 
Grund auf umgestaltet und auch die konstitu- 
tionelle Machtposition der Krone weitest- 
gehend eingeschränkt haben, sind im Wege 
der Einzelgesetzgebung, d.h. ohne ausdrück- 
lichen Eingriff in den formalen Bestand der 
Verfassung, durchgeführt worden.“ Die Ar- 
beit Vollweilers wird von jedem dankbar in 
die Hand genommen werden, der sich für 
diese so bemerkenswerte Umwandlung von 
Staat und Wirtschaft vom besonderen, Italien 
betreffenden, oder auch einem allgemeine- 
ren Standpunkt interessiert. Auf fast 200 
Seiten wird ein umfassender Überblick ge- 
geben über die gegenwärtige Stellung und 
die Entwicklung aller verfassungsmäßigen 
Organe des neuen Italiens. Ein weiterer Teil 
über den Aufbau der Kommunal- und Pro- 
vinzialverfassung und vor allem über die 
Sozial- und Wirtschaftsverfassung haben dar- 


über hinaus noch einen hochaktuellen prak- 
tischen Wert, da sie einen in dieser Form 
vielleicht noch nie gebotenen Überblick über 
die Korporationen geben, jenes bis in den 
letzten Berufsstand und in den letzten Be- 
trieb reichende Wirtschaftsministerium, das 
heute die Voraussetzungen schafft für die 
Durchführung des großartigen Autarkiepro- 
gramms. Verzeichnisse der den Konfödera- 
tionen angeschlossenen Syndikatsverbände und 
der Zusammensetzung der Korporationen be- 
friedigen auch den, der über die letzten Ein- 
zelheiten dieser Frage Aufklärung sucht. Der 
zusätzliche Wert des Werkes als Quellen- 
verzeichnis wird noch erhöht durch eine 
130 Seiten umfassende Wiedergabe von Ge- 
setzestexten in deutscher und _ italienischer 
Sprache. Das Werk schließt eine wesentliche 
Lücke in der deutschen Literatur über Staat 
und Wirtschaft Italiens. 
Wolfgang Volwassen, Mailand. 


Carl-Hermann Müller: Grundriß der 
Devisenbewirtschaftung. Spaeth & Linde, 
Berlin und Wien 1938, 356 S. 

Dieses vortreffliche Buch hat eine ge- 
waltige Lücke geschlossen. Es ist, obwohl erst 
im Herbst erschienen, bereits vergriffen, und 
Autor und Verleger sind bei der Bearbeitung 
der zweiten Auflage. Carl-Hermann Müller, 
Oberregierungsrat im Reichswirtschaftsmini- 
sterium, hat sich damit auch der breiteren 
Öffentlichkeit gegenüber als einer von den 
kaum zehn Leuten in Deutschland erwiesen, 
die durch ihre Verbundenheit mit dem deut- 
schen Finanzgeschehen seit den Schicksals- 
tagen des Jahres 1951 eine wahrhaft sou- 
veräne Kenntnis sowohl der komplizierten 
Teile als auch des politisch-finanzwirtschaft- 
lichen Ganzen der Devisenbewirtschaftung 
erworben haben. Was an seinem Werke am 
meisten besticht und im staatenwirtschaft- 
lichen Zusammenhang besonders wichtig 
wird, ist die Art und Weise, mit der die 
vorwiegend juristische Materie immer und 
wohlproportioniert in Bezug gesetzt wird zu 
den Grundgedanken der Verbundenheit des 
devisenpolitischen Geschehens mit dem wirt- 
schaftlichen Schicksal von Staat und Volk. 
M. beschränkt sich in dieser Hinsicht nicht, 
wie das so üblich ist, auf ein erweitertes 
Vorwort, in welchem die wirtschaftlichen 
und weltanschaulichen Hintergründe kurz skiz- 
ziert werden; in allen Abschnitten wird zu 
diesen Grundfragen vielmehr überzeugend 
Stellung genommen. Als Beispiele dienen das 
Kapitel über die geldwirtschaftliche Bedeu- 
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tung des Devisenrechts, die Bemerkungen 
zum Begriff Volk ohne Raum und die Be- 
trachtung über den zwischenstaatlichen Wäh- 
rungsschutz. Trotz dieser Durchleuchtung des 
Ganzen mit dem Lichte politischer und theo- 
retischer Fragestellungen bleibt das Werk in 
seiner scharfen Gliederung die praktische 
Handhabe, die es in der Hand des Kauf- 
manns, des Überwachungsbeamten und des 
Bankfachmannes sein muß. Auch in diesen 
Abschnitten spürt der kritische Leser immer 
aufs neue die Sorgfalt, mit der aus. der 
breiten Grundlage der Darlegung des „Buch- 
staben“ der Devisengesetze der Geist des 
Devisenrechts in verständlicher Form. extra- 
hiert wird. Das ist bei einer so vielgestal- 
tigen und noch immer um ihre Elastizität 
ringenden Erscheinungsform des Wirtschafts- 
lebens, deren Abirrungen vom Buchstaben 
des Gesetzes oft kaum erfaßbar sind, von 
ausschlaggebender Bedeutung. Von hier aus 
wird auch begreiflich, warum das Buch die 
Leistung eines einzelnen sein mußte, obgleich 
es manchmal kaum glaubhaft erscheint, daß 
die ganze Materie ohne verantwortliche Teil- 
mitarbeiter bewältigt wurde. Gerade darin 
unterscheidet sich der neue Grundriß von den 
zahlreich existierenden Kommentaren des De- 
visenrechts, die mit einem Stab von Mitarbei- 
tern arbeiten und infolgedessen nur allzu 
häufig im Formalistischen und dadurch nur 
allzu rasch Veraltendem steckenbleiben. — An 
methodischen Mängeln fiel uns das dürftige 
Register, an sachlichen das Fehlen einer 
systematischen Erörterung der Stellung des 
Transithandels in der Devisenbewirtschaftung 
auf. Arnold Seifert, Leipzig. 


Josef Wollnik: Zinn — Wandlungen in 
der Erzeugung und Verwendung des Zinns 
nach dem Weltkrieg. Heft 6 der ‚„Wand- 
lungen in der Weltwirtschaft‘, Bibliographi- 
sches Institut Leipzig 1936. 2248. 10.— RM. 

Der Verfasser verbindet eine eingehende 
und sorgfältige Darstellung der Zinnwirt- 
schaft in ihrem Aufbau auf der Nachfrage- 
und Angebotsseite sowie dem Zinnmarkte mit 
einer kritischen Beurteilung der Umstände, 
welche in der Nachkriegszeit bedeutsame Wand- 
lungen geschaffen haben. An der Schnelligkeit, 


Staatenwirtschaft 


mit welcher die Mechanisierung und Rationa- ; 
lisierung im Zinnbergbau durchgeführt wurde, 
sieht er den Hauptgrund für die krisenhafte 


Hefe 1 
$ 


Entwicklung der internationalen Zinnwirt- 
schaft. Deutlich herausgearbeitet wird, wie 
die regulierende Wirkung des Preises nicht 


nur von seiten des Angebots, sondern auch 


von seiten der Nachfrage und des Marktes 


immer mehr eingeschränkt und so der auto- 
matische Anpassungsprozeß in wachsendem 
Maße unterbunden wird. In dieser Schmäle- 
rung der Elastizität des Marktes sieht Woll- 
nik die Berechtigung der Kontrolle 
und Lenkung des Angebots. Da die 
Arbeit, die 1936 abgeschlossen ist, sich 
hauptsächlich auf Material aus der Zeit bis 
1934 stützt und Angaben aus dem Jahre 1935 
nur vereinzelt herangezogen sind, werden in 
erster Linie noch die — vergeblichen — 
Versuche der Tin Producers’ Association zur 
Marktregelung betrachtet, und die Politik 
des International Tin Committee wird erst in 
ihren Anfängen gesehen. Doch schon an Hand 
dieser Erfahrungen kommt der Verfasser zu 


der Feststellung, daß ‚‚die wirtschaftliche Be- | 


rechtigung einer vernünftigen Anpassung an 
die Nachfrage auf dem Wege internationaler 
Verständigung zwischen den Produzenten, die 
in Zeiten der Krise eine gemeinsame Ein- 


schränkung der Produktion erforderlich macht, 


für den Zinnmarkt nach einer sorg- 
fältigen Berücksichtigung aller Besonderheiten 
des Angebots, der Nachfrage und des Mark- 
tes zu bejahen“ ist. Und weiter £olgert er: 
„Wenn den Bestrebungen der Tin Produ- 
cers’ Association der unmittelbare Erfolg [der 
erst später von dem Tin Producers’ Com- 
mittee erzielt wurde] versagt blieb, so hatte 


das seine Ursache neben dem Fehlen staat- 
licher Unterstützung in der unklaren Zielset- 
zung und der noch ungewohnten Behandlung | 


eines schwierigen Problems.“ Wie an anderer 


Stelle dieses Heftes auseinandergesetzt, hat | 


der Verfasser mit dieser — staatenwirtschaft- 
lichen — Prognose bis heute recht behalten. 
Im ganzen ist die Darstellung einer der ab- 
gerundetesten Leistungen der von Herr- 
mann Schumacher mit soviel Erfolg 
herausgebrachten Reihe der „Wandlungen“. 
Heinz Pentzlin, London. 
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Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes: Dr. Wolfgang Volwassen, Milano (Mailand), 
via Franchetti 1; Dr. Irmgard Becker de Arlandis, Brandenburg (Havel), Steinsir. 11; 
Dr. Heintz Pentzlin, 8 St. John’s Road, London NW 11; Schrifileitung : Schriftleiter 
Dr. Arnold Seifert, Leipzig S 3, Dohnaweg 11. 


' BEITRÄGE ZUR RAUMFORSCHUNG UND RAUMORDNUNG 
BAND 1 


Volk 
und Lebensraum 


Forfchungen im Dienfte von 
Raumordnung und Landesplanung 


fierausgegeben von 


hontad Meyer 


Ein Sammelwerk, das in feinem inhaltlichen Aufbau auf zwei wefentliche Auf- 
gaben abgeftellt ift: Einmal bietet es eine Reihe ausgewählter Forfchungs- 
ergebnilfe aus dem weitgelpannten Arbeitsgebiet der Raumforfchung 
und gibt fowohl dem mit den Aufgaben der Planung und Raumordnung 
befaßten Praktiker wie auch den Wilfenfchaftleen der verichiedenen 
beteiligten Fachgebiete in gelchloffenen Einzelbeiträgen einen Querichnitt 
durch neuefte Ergebnifle lebensnaher Forichungsarbeit. Zum anderen 
berichtet es als Ganzes und im befonderen in dem den landfchaftlichen 
Einfaß der Raumforichung behandelnden 2. Teil über die Aufgaben und 
Arbeitsergebniffe der Raumforichung an den deutichen Hochfchulen und 
die Befonderheiten des Einfages der Forlchung, wie er ducch die Eigenart 
dert Raumproblematik der verfchiedenen Gebiete jeweils bedingt ift. 


Leiebogen und Subfikriptionsprofpekt für 
die ganze Reihe werden hoftenlos abgegeben 


FERIEN MITE NE TEE RATE ERTEILT NEE EEE Rees 
KURT VOWINCKEL VERLAG / HEIDELBERG - BERLIN - MAGDEBURG 


BERLINER MONATSHEFTE 


ZEITSCHRIFT FÜR NEUESTE GESCHICHTE 
HERAUSGEGEBEN VON AUGUST BACH 
17. JAHRGANG . 1939 
Die Politik ist unser Schicksal — 
war die resignierte Feststellung einer vergangenen Epoche. 


Die Politik ist unser Wille — 


lautet die Forderung unserer Tage. 


Dieser Forderung in ihrer außenpolitischen Zielsetzung zu 
entsprechen und zu dienen, wird auch in diesem Jahr die 
erste Aufgabe der Berliner Monatshefte sein. 


JANUAR 
AUS DEM INHALT: 
Wandlung der französischen Außenpolitik 


Das amerikanische Staatsdepartement 
Marschall Chiang Kaishek 


Karlsruhe 
Erinnerungen an einen deutschen Fürstenhof 


| 
Die Republik Hatay | 
Der Kampf um den Sandschak Alexandrette 


Die internationale Macht des Zionismus 
Enthüllungen Tardieus 


Bezugspreis: Vierteljährlich 2.50RM, Einzelheft 1.— RM 


QUADERVERLAG AUGUST BACH - BERLIN Wis; 


REITEN EEE EEE EEE TE EEE EEE EEE EEE EEE TEENSTEETENEETTTEETTEETNESTETEESEEETETEENTEDECHT 
TEILTE TEE HEETTIEEEETETTNN 


176 Seiten 
auf 
holzfreiem 
Papier in 
Ganzleinen 


530 Kleinschreibmaschinen 


in der Preislage von 


Abessinien und Spanien haben die Ansicht der Sach- 127.50 RM. bis 245.— RM. 
verständigen über Luftmacht und ihren Einsatz 
völlig über den Haufen geworfen. Was sie heute be- 
deutet, sagen die fieberhaften Rüstungen in aller Fordern Sie unverbindliches Angebot von 
Welt, sagt diesBuch von Fischer von Poturzyn 


in fesselnder, durch 30 Zeichnungen und 36 Abb. Maschinenfabrik Kappel 


auf Kunstdruck durchaus einleuchtender Form. Akt.-Ges,, Chemnitz 16 
_ KURT VOWINCKEL VERLAG. HEIDELBERG 


Günstige Ratenzahlungen! 
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SERIIIN 


Bun 7 
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NG-FREEMAN. 


NEARI 


VERFASSER: Scoit Nearing und Joseph Freeman. 
TITEL: DOLLAR-DIPLOMATIE. Eine Studie über amerikanischen Imperialismus. 


EINFÜHRUNG von Professor Dr. K. Haushofer, Generalmajor a. D., München. 


UMFANG: XVI und 475 Seiten Text. Mit 11 Karten und Skizzen, 12 Verträgen im Wortlaut 
und einer ausführlichen Bibliographie. 


AUSSTATTUNG = In Didot-Antiquaauf Federleicht-Dickdruckpapier gedruckt, in Leinen gebund. 
PREIS: Früher RM 15.—, jetzt RM 9.—. 
KURT VOWINCKEL VERLAG / HEIDELBERG 


RECHTSANWALT PROFESSOR DR. FRIEDRICH GRIMM 


POLITISCHER MORD 


UND HELDENVEREHRUNG 


Der fowohl als feffelnder Schriftfteller wie auch als Anwalt 
in internationalen politifchen Prozeffen allbefannte Autor 
padt in dem vorliegenden Buche ein Problem an, das einer: 
feits immer wieder die Greuelpropaganda des Auslandes zu 
häßlichen Bemerkungen anregt, das andererfeits an die Yeßten 
Tiefen des wahren Rechts rührt. Ein Problem alfo, das akut 
und doch nicht bloß zeitgebunden ift. Daß ein Unterfchied be= 
ftiehe zwifchen der Tat des Wilhelm Tell und der des Johann 
Parricida, wer fähe das nicht ein? Uber daß es der gleichen 
Einficht bedarf, wenn eine internationale öffentliche Meinung 
fich ein Urteil über den Yktivismus der Märtyrer des Deutfch- 
tums anmaßt, dag wird leider zu oft vergeffen. Prof. Grimm 
fehildert die einfchlägigen Zufammenhänge Plar und offen, und 
führt damit auch den deutfchen Lefer in das tiefere Verftänönis 
einer Rechtsfrage ein, die zugleich eine völfifche Lebensfrage ift. 


Preis des auf beftem Papier gedruckten Ganzleinenbandes: 
RM 2.40 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich! 


DEUTSCHER RECHTS-VERLAG G.M.B.H. 
BERLIN W 35 


Adt erfolgreiche 


Eunderbare Welt 


30. Zaufend 


Noman, Von Auguft Winnig. Leinen RM 5.80 / 
Ein Buch der Lebensfreude, der Lebensbefahung und der 
Lebenserfahrung ift diefer neue Roman des befinnlichen 
Autor, der durch feine Einfachheit große Wirkung 
erzielt. (Neue Augsburger Zeitung) / Diefes IABerE ver: 
einigt in fich alle Vorzüge Winnigfcher Erzählkunft. 
(Neue Volksblätter, Odnabric) 


Holk ohne Führung 


DasEnde des Zweiten Neiched. Bon Wilhelm Ziegler, 
Kartoniert AM 4.80, Leinen AM 5.80 / Zieglers bes 
fonderes MWerdienft ift ed, den pacenden Hiftorifchen 
Rückbli auf den Eurzen Zeitraum vom Frühfaht 1917 
58 November ı9ı8 mit tiefgründiger Sachkenntnis 
und nahezu dichterifhenm Einfühlungsvermögen geftaltet 
zu haben. (Bölkifcher Beobachter) 


Broafilien 


Bildnis eines tropifchen Großreihes. Von Wolfgang 
HoffmannsHarnifch, Mit 32 Bildtafeln, Karto- 
niert RM 6.80, Leinen RM 7.30 / Über den größten 
Staat Sidamerikas gibt e8 nur wenige AVerfe, die wie 
das vorliegende in dem Lefer das Gefühl Hinterlaffen: 
Diefed Larıd in allen feinen Lebensäußerungen Haft du 
nun begriffen. (Hamburger Nachrichten) 


Spiel mit der Kirklichkeit 


Die Sefchichte eines jungen Mannes in der Gefenfchaft 
der MWorkriegszeit, Won Guftav Hillard. Leinen 
AM 5.80 / Eine Ähnliche Kiterarifche Leiftung über die 
echten und falfchen Töne der wilhelmintfchen Epoche gibt 
e8 noch nicht. (Berliner Tageblatt / Das Geficht jener 
Zeit dürfte im der bier befchworenen Form lange Zeit 
maßgebend fein, (Deutfche Allgemeine Zeitung) 


Wolter von Plettenberg 
20. Zaufend 


Deutfchordensmeifter in Livlarnıd, Roman, Bon Hans 
Friedrich Blund, Leinen NM 5.80 / Die Auseinander: 
fegung zwifchen dem Abendland und dem aftatifchen 
Dften, der fiegreiche Ausgang der Schlacht bei Pledkau 
für die Deutfchen, die Legende um Maria Godenboge — 
alles tft auf dfe große Eolonifatorifche Leiftung Plettenz 
berg3 Eonzentriert, (Bölkifcher Beobachter) 


Struenfee 


Die Schiefale ded Grafen Struenfee und der Königin 
Karoline Mathilde. Mit 16 Bildtafeln. Bon Zofef 
Magnus Wehner Leinen AM 650 / Daß 
Buh — ein fachlich) und darum dichterffeh gepacktes 
Stück Leben und Gefchichte — ft fpanmeuder, aufz 
tegender, unerhörter ald jeder Roman. 

(Münchener Neuefte Nachrichten) 


Die Zahl als Detektiv 


Heitere Plauderei über gewichtige Dinge, Won Prof, Dr. 
Ernft Wagemann, Kartoniert NM 4.80, Leinen 
RM 5.80 / Wir beftätigen Wagemann den Erfolg 
feiner Abficht, unterhaltend zu belehren, mit einem Teiden- 
fchaftlichen Lefern yon Kriminaltomanen bereits ver: 
trauten Sa: „Es ift unmöglich, von Wagemann nicht 
gefefielt zu fein’, (Deutfche Allgemeine Zeitung) 


Die roten Streifen 


Roman eines Generalftabsoffizierd. Won Erich Otto 
Bolklmann. Leinen NM 5.80 / Diefer Roman ift 
nicht nur im Stoff, fondern auch) in der Sprache eine 
ausgezeichnete Leiftung. E8 finden fich Stellen von ftarfer 
dichterifcher Kraft darin. (Stuttgarter Neues Tagblatt) / 
Zautere Gefinnung und Elare männliche Sprache zeichnen 
diefen Roman aus, (Surheffifche Landeszeitung) 


Verlangen Sie ausführliche Einzelprospekte mit Leseproben! 


HANSEATISCHE VERLAGSANSTALT HAMBURG 


DR. DR. LJ. ST. KOSIER: 


Großdeutfchland und Jugofllawien 


Politik - Wirtfhaft - Kultur - Vergangenheit - Gegenmart - Zukunft 
Zweite Yusgabe 
in einem Monat 4633 Exemplare verkauft! 
Urteil der Preffe: „Ein Buch, das man lefen muß...” 


Diefes Buch bringt alles Wichtige auf Diefem Gebiet. Eine aktuelle, beachtenswerte, 
auf deutfches und füdflamwifches Quellenmaterial geftüßte Darftellung. 
Befonders ausführlich: 
Deutfchtum in Jusoflawien 
Die Deutfchen und die Balkanflamen 
Großdeutfichland im Balkanraum 
Gefhmakvolle Ausftattung, 355 Seiten Großoktav. Ganzleinenband 
mit illuftriertem Umfchlag und Schußlarton. Bezugspreis RM 14.— 
3u beziehen dburd: 
Manzfche Verlagsbuchhandlung, Wien I 
Roehler & Volkmar A.=G. & Co,, Leipzig C 1 


Beftellfchein! In die 
suzzzuszememem  EKONONISKA BIBLIOTEKA, Zagreb, 6 Jugoslawien, Postfach 5 


Hierdurch beftelle ich Durch die Buchhandlung 


aus dem Mitteleuropätfchen Verlag: 


Erpl. Großdeutichland und Jugoflamwien. Bon Dr. %j. St. Kofier, Berlin 1939 


zum Subffriptiospreis von NM 14.— pro Exemplar, in Ganzleinenband, mit 
iMuftriertem Umfchlag und Schußfarton. 6 ; ; 


Ort Datum: 
Van Siena tn na N RR re 
Bolle Adreffe: 


GESCHICHTE 
CHINAS IN 
NEUESTER ZEIT 


BAND III: GUSTAV AMANN 


Bauernkrieg in Eßina 


CHIANG KAISHEKS KAMPF GEGEN DEN AUFSTAND 1931—1935 


Soeben erschienen: 


Dies neue Buch wächst in der Schärfe der Problemstellung, in der Klarheit seiner 
Angaben, in der mitreißenden Darstellung noch über die vorhergehenden Werke 
Amanns hinaus, zu denen es als Fortsetzung gehört. Es läßt aus der schlichten 
Schilderung von Tatsachen ein Bild Chiang Kaisheks hervorwachsen, das ihn in 


seinem — vielleicht vergeblichen — Bemühen unter die großen Staatsmänner der 
Erde einreiht. 


8°, 158 Seiten. 15 Abbildungen und viele Karten. Leinen RM 6.50. Erstauflage 1939 


GESCHICHTE 
CHINAS IN 
NEUESTER ZEIT 


BAND II: GUSTAV AMANN 


EBiang (Kaifdek 


UND DIE REGIERUNG DER KUOMINTANG 


„Dieses Buch des besten deutschen Sachkenners ist das zuverlässigste und erschöp- 
fendste. Es wird jedem unentbehrlich sein, der über: das eigentliche Wesen der 
Ereignisse im Fernen Osten Klarheit gewinnen will.“ Frankfurter Zeitung, 31.10.1938 


„Die vielfach so widerspruchsvoll anmutenden Tagesereignisse ordnen sich hier 
aus der Feder eines intimen Kenners der chinesischen Verhältnisse zu einer wechsel- 
vollen, aber in sich doch einheitlichen Entwicklung, der großen Auseinandersetzung 
zwischen altchinesischer Kultur und der modernen Zivilisation.“ 

M. Langhans-Ratzeburg in Petermanns geograph. Mitt. 1938, Nr. 10 


8°, 240 Seiten. 27 Abbildungen, 16 Karten. Leinen RM 7.50 
2., vom Verfasser neubearbeitete und ergänzte Auflage 1939 
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handbuc des Völkerredis 


4. Band, ı. Abteilung, B 


Der Völkerbund Organisation und Tätigkeit 


Von 


Dr. Otto Goeppett, Gesandter 


1938. XVI und 734 Seiten. Broschiert RM 47.— 
(Für Subskribenten auf das ganze Werk RM 42.—) 


Die Genfer Organisation und ihre Tätigkeit auf allen Gebieten wird in diesem neuesten 
Band des ‚„Handbuchs des Völkerrechts“ eingehend und unter Wahrung vollster Objektivi- 
tät untersucht. Da der Völkerbund in den Nachkriegsjahren im Mittelpunkt der europä- 
ischen Politik gestanden hat, ergibt die Darstellung seiner Tätigkeit zugleich eine Über- 
sicht über die wichtigsten politischen Probleme dieser Periode. Einen breiten Raum 
nehmen naturgemäß die Fragen der Abrüstung und der deutschen Gleichberechtigung 
ein. Ausführliche Behandlung erfahren der Mandschureikonflikt und vor allem der 
italienisch-abessinische Streitfall. Die Arbeit schließt mit Ende des Jahres 1937, also mit 
dem Zeitpunkt, in dem der Völkerbund aufhört, ein lebendiges Werkzeug der völker- 
rechtlichen Praxis zu sein, und nur noch eine rechtsgeschichtliche Erscheinung darstellt. 


5. Band, 3. Abteilung 


Die Schiedsgerichtsbarkeit feit 1914 


Entwicklung und heutiger Stand 
Von 


Dr. Dietrich Schindler 


1938. XVI und 212 Seiten. Broschiert RM 18.— 
(Für Subskribenten auf das ganze Werk RM 16.—) 


Die friedliche Erledigung internationaler Streitigkeiten ist ein Rechtsgebiet, das gerade 
unter den heutigen Umständen besonders interessiert und das im vorliegenden Band 
erstmals eine zusammenfassende Darstellung erfährt. Der Verfasser setzt damit das 1913 
abgeschlossene Werk von Lammasch über die Lehre der Schiedsgerichtsbarkeit fort. 
Zunächst gibt der Verfasser einen Überblick über die Entwicklung der Schiedsgerichts- 
barkeit seit Ende des Weltkrieges. Darnach folgt eine Untersuchung der zahlreichen, seit 
Ende des Weltkriegs abgeschlossenen Verträge über Gerichts-, Schiedsgerichts- und Ver- 
gleichsverfahren unter Darlegung, was unter Schiedsgerichtsbarkeit zu verstehen ist, und 
des Begriffs der „juristischen Streitigkeit“. Besonderes Gewicht legt der Verfasser sodann 
auf die Untersuchung des Begriffs der „nichtjuristischen Streitigkeit“ und auf die Prüfung 
der Frage, wieweit sie überhaupt schiedsrichterlich entscheidbar sind. Es ist dem Ver- 
fasser darum zu tun, nicht nur das bestehende Vertragsrecht zu analysieren, sondern 
auch die aus der Natur der zwischenstaatlichen Beziehungen sich ergebenden Schranken 
der Schiedsgerichtsbarkeit festzustellen. Die jedem Paragraphen vorangehenden sehr aus- 
führlichen Literaturangaben erleichtern dem Leser die Weiterverfolgung der im vor- 
liegenden Werk erörterten Punkte, 


W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart und Berlin 


TS EEEESBEEREEEEREEEEEERBERBGEBEESGESZEUGEELEEGEREGEEEENETGEOKEESEUEENEERUUNEEULEEGEGERGERBEUSENEEERENGENEEEGTBREREEREEREREEEERERSRRGEEENESEBEGB 

Kurt Vowinckel Verlag, Heidelberg-Berlin — Druck: S A i ipzi i 

a ’ : Spamer A.-G., Druckerei, Leipzig © 5 — Verantwortlich 

für den Inhalt: Professor Dr. Karl Haushofer, Generalmajor a. D., München O 27, Kolberzee Str. 18 — Schrift- 

leitung: Kurt Vowinckel, Heidelberg — Verantwortlich für die Anzeigen: Hans Boehm, Heidelberg — Durchschnittsauf- 
lage 4. Vierteljahr 1938: 5500 — Zur Zeit P.L. 4 gültig 


Die angesehene Tageszeitung 
aus dem Westen des Reiches 


TERN et Se 
warte IV 


24/36 mm (3$ Aufnahmen): Kine-Exakta 
4/6,5 em {8 Aufnahmen): Standard-Exakta 


Kasz 


3 Schlitzverschluß von 1/1900 bie 12 Sek. / Selbst- } 

= NY auslöser /Auswechselbare R 
E. S> Objektivebis1:1,9/Mikro- 

E A zwischenstück ] Vaku- 

Be Br blitzanschluß 

E: N, 

E 5 
E. F DRESDEN I% 
T % n _ Striesen359 Ä 

+ 
| 
oe 
x. en 


nn Ve nater tn A me nen Sn er aa 


Kölnüche Nolfazeitung 


die vleiseltige elnäugige Spicegelreflex-Kamera } 


und Handelsblatt 


Snhaltsreih und forgfältig vedigiert. Mit 
täglichen Beiträgen namhafter Mitarbeiter, 
Die Tageszeitung für anfpruchsvolle Lefer. 
Sie gebt in 41 außerdeutfche Ränder. 


— > 


Schreibarbeit häufte sich... 
Weil Sie zur Erledigung. nicht die rechte Muße fanden! 


Vielschneller und leichter als mit der Feder schreiben 
Sie mit der Klein-Continental. Im Geschäft, zu Hause 


und auf der Reise muß es eine kleine Conti-seinl 
ur Schan von RM 186.— anl 
Bitte verlangen Sie Druckschrift W 87 


WANDERER-WERKE SIEGMAR-SCHÖNAU 


Wir und die Belt. Bon Rudolf KRropne: ER 
Großdentiehland. Bon Dberbürgermeifter Dr. Reubacher, Wien N 
Wohin fie gingen — Woher Re famen. Bon Dr. 2 u 
Stuttgart ® 
Der friedliche Eroberer. Bon Dr. ©. Hagenmeyer Be N 
Da3 Bild der Welt von Europa geprägt. Ein Bildberiht 
Die See ruft. Ein Zwiegefpräc von Hand Fuchs | ER ARE: 
Die Gefchichte einer Doktrin. Von Dr. R. Burger RR 
Um die Eigenftändigleit des Mittelmeerraumes. Bon | 
Dr. Hans Hummel 

Europa und der Atlantil, Bon Rudolf. Keobne 

Der Nordmeerraum. Bon Dr. Ernft Timm 

Erwachender Balkan. Mit zahlreichen Driginalaufnahmen. 
Bon Dr. Küppers 

Brief aus Paris. Von Dr. Franz Mariaug 

Gejhichten, die zu Denken geben 

Das Unrecht an Deutich-Stidweft. I. Dotitifche Metpoden, 
II. Wirtfehaftlihe Methoden. Bon A. E. Johann 

Licht und Schatten. Bon Rudolf Rrobne 

Herzen in der Fremde. Von C. B. Schwerla 
Ein Mann erzählt von einem Schiff. Bon Görge Cherooe | 


Monatli ein Heft - Preis vierteljährlich SSORM, 
‚Einzelnummer 2. RM » Verlangen Gie bitte unver- 
bindlihe Zufendung des Profpeltes und Probepeftes 


el 


KURT VOWINCKEL VERLAG 
HEIDELBERG—-BERLIN—- MAGDEBURG 


iR ih Yun 2 
DB 


